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ökologisch wirtschaften mit einem schützenswerten Gut  Anspruchs-
voller Umweltschutz ist nachhaltige Vorsorge für die Gesundheit


 I
n
te

rn
at

io
n

al
er

 U
m

w
el

ts
ch

u
tz

 
 L

eb
en

sr
es

so
u

rc
e 

W
as

se
r 


 N
ac

h
h

al
ti

g
e 

G
es

u
n

d
h
ei

ts
vo

rs
or

g
e

Jahrespublikation des Umweltbundesamtes

Sc
hw

er
pu

nk
te

 2
01

1

Umschlag_2010_RZ2.indd   1 02.03.11   16:25



2 Schwerpunkte 2011

Gründungsauftrag des Umweltbundesamtes ist die wissenschafts-
basierte Politikberatung. Probleme frühzeitig identifizieren,  
aktuelle Umweltbelastungen ebenso wie absehbare oder mögliche 
Umweltgefahren ermitteln und Lösungsvorschläge erarbeiten,  
wie diesen Gefahren begegnet werden kann, gehören zu den 
Kernaufgaben des Umweltbundesamtes.
  

Umweltschutz ist eine 
globale Aufgabe

Jochen Flasbarth
Präsident des 
Umweltbundesamtes
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3

Umweltschutz ist heute eine globale Aufgabe. Sie 
erfordert deshalb auch eine Ausrichtung der Poli-
tikberatung auf internationale Entwicklungen und 
Akteure. Früh schon weitete sich das Blickfeld des 
Umweltschutzes über die nationalen Grenzen hinaus. 
Dass die Verschmutzung des Rheins deutlich zurück-
ging, ist dem Zusammenwirken der Anrainerstaaten 
zu verdanken: Die Internationale Kommission zum 
Schutz des Rheins wurde schon 1950 gegründet. Zu 
einem echten Instrument des grenzüberschreiten-
den Umweltschutzes wurde sie ab 1986 nach dem 
Chemieunglück im Baseler Unternehmen Sandoz. 
Für Nord- und Ostsee wurden in den siebziger Jah-
ren Schutzabkommen geschlossen – für die Nord-
see die Konventionen von Oslo und Paris, die spä-
ter zur OSPAR-Konvention vereint wurden, und für 
die Ostsee die Konvention von Helsinki (HELCOM).  

Auch die Luftbelastungen wurden nun verstärkt 
international betrachtet und mit dem Genfer Luft-
reinhalteübereinkommen über weiträumige grenz-
überschreitende Luftverunreinigung internatio- 
nal kodifiziert. Mit Hilfe des Übereinkommens ist 
es in den letzten drei Jahrzehnten gelungen, die 
Belastung von Ökosystemen durch Schadstoffe-
inträge auf dem Luftpfad in Europa erheblich zu 
verringern. Besondere Bedeutung erlangte das Mon-
trealer Abkommen zum Schutz der Ozonschicht. 
Jüngste Forschungsergebnisse europäischer Wis-
senschaftler belegen, dass das Protokoll wirkt und 
die Ozonschicht sich langsam erholt. Das Risiko 
für Hautkrebs und Umweltschäden aufgrund der 
aggressiven UV-Strahlung hat sich durch die welt-
umfassenden Schutzanstrengungen deutlich ver-
ringert. Für die Chemikaliensicherheit wurde das 
Stockholmer Übereinkommen 2001 zu einem Eck-
stein für ein weltweites Verbot der Herstellung und 
des Gebrauchs besonders gefährlicher Stoffe. In-
zwischen werden von dem Übereinkommen eine 
Reihe weiterer Stoffe – über das sogenannte „dreck- 
ige Dutzend“ hinaus – erfasst.

Den ganz großen Schub bekam der globale Umwelt-
schutz mit dem Erdgipfel 1992 in Rio de Janeiro – 
der UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung. 
Damit wurde das Konzept der Nachhaltigkeit in den 
Mittelpunkt sowohl der internationalen Umweltpo-
litik als auch der Entwicklungszusammenarbeit ge-
stellt. Zugleich wurden die drei großen Rio-Konven-
tionen – die Klimarahmenkonvention (UNFCCC), das 
Übereinkommen über die biologische Vielfalt (CBD) 
und die Konvention zur Bekämpfung der Wüstenbil-
dung (UNCCD) auf den Weg gebracht. 

Der internationale Klimaschutz ist inzwischen 
längst neben der Friedenspolitik und der internatio-
nalen Wirtschaftspolitik auf die Agenda der Staats- 
und Regierungschefs gerückt. Unterlassener Kli-
maschutz ist bereits heute zur Schicksalsfrage für 
kleine Inselstaaten geworden – mittel- und langfris-
tig wird er es für das Zusammenleben der Staaten 
generell sein. Seit der Klimakonferenz im mexika-
nischen Cancún hat sich die Staatengemeinschaft 
nun auf ein gemeinsames Ziel verständigt: Die mitt-

lere globale Durchschnittstemperatur soll um nicht 
mehr als zwei Grad gegenüber dem vorindustriel-
len Niveau steigen, damit der Klimawandel noch in 
einigermaßen beherrschbaren Bahnen bleibt. Auf 
dieser gemeinsamen Basis gilt es nun, ein neues in-
ternationales Regelwerk zu bauen, mit dem die glo-
balen Klimaschutzziele erreicht werden können. 
Das Umweltbundesamt berät die Bundesregierung 
in der Vorbereitung und während dieser Verhand-
lungen und beteiligt sich mit seinen Experten an 
der Erarbeitung der fachlichen Grundlagen für den 
internationalen Rechtssetzungsprozess.

Neben der Weiterentwicklung des internationalen 
Umweltrechts ist eine verstärkte globale Zusam-
menarbeit auch auf der wissenschaftlichen Ebene 
erforderlich. Die Erhebung von Daten – etwa von 
Luftschadstoffen – erfordert ohnehin das staaten-
übergreifende Zusammenwirken. Immer wichtiger 
wird es aber auch, das rasant wachsende Wissen 
über Umweltzusammenhänge, über Probleme und 
mögliche Lösungen zu teilen. Ob es um die Klima-
forschung geht, die Bewertung von Chemikalien 
oder um Potentiale für eine effiziente Ressourcen-
nutzung: Der Austausch von Expertise zwischen 
den wissenschaftlichen Politikberatungseinrichtun- 
gen ist unabdingbar, um sachgerechte Empfehlun-
gen liefern zu können. Fachleute des Umweltbun-
desamtes wirken deshalb in zahlreichen Gremien 
der EU, der OECD und der UN sowie in internationa-
len Fachorganisationen mit. 

Schließlich bedeutet globaler Umweltschutz auch eine 
Veränderung in der Art zu wirtschaften – nicht nur in 
unserem Land, sondern weltweit. Die Green Economy 
ist zur Leitidee eines neuen Verhältnisses von Wirt-
schaft und Umweltschutz geworden. Die Belastungs-
grenzen der Umwelt werden dabei nicht mehr nur als 
Beschränkung wirtschaftlichen Handelns gesehen, 
sondern auch als Innovationstreiber und Antrieb für 
die Entwicklung „grüner“ Zukunftsmärkte. 

Wohlstand zu erhalten und in vielen Ländern zu 
entwickeln, ohne das globale Klimaregime aus den 
Fugen zu bringen, die endlichen Ressourcen aufzu-
zehren und die Ökosysteme zu übernutzen, erfor-
dert eine neue Erfindungs- und Innovationskultur. 
Deutschland ist hier weltweit ein hoch angesehener 
Anbieter von Know-how und Spitzentechnologie. In 
vielen „grünen“ Zukunftsmärkten ist Deutschland 
Marktführer. Und diese „grünen“ Märkte wachsen 
weiter: Das Weltmarktvolumen von 1,4 Billionen 
Euro im Jahr 2007 wird nach Schätzungen bis auf 
3,1 Billionen Euro im Jahr 2020 anwachsen. Schon 
heute arbeiten rund 1,8 Millionen Menschen in der 
Umweltwirtschaft. Allein durch die erforderlichen 
Maßnahmen zum Erreichen des deutschen Klima-
schutzziels für das Jahr 2020 können in Deutschland 
etwa 630.000 neue Jobs geschaffen werden. Wenn 
Deutschland weiterhin Forschung und Entwicklung 
im Umweltschutz mit seiner internationalen um-
weltpolitischen Vorreiterrolle verbindet, werden 
zudem auch neue Chancen für deutsche Unterneh-
men auf den Exportmärkten entstehen.
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4 Schwerpunkte 2011

Herr Steiner, 2012 wollen die Staats- und Regierungschefs in 
Rio de Janeiro zu einer weiteren UN-Konfererenz über nach-
haltige Entwicklung zusammenkommen. Welche Erwartungen 
knüpfen Sie an den Gipfel „Rio+20“?

Achim Steiner: Ich weiß, es gibt viel Skepsis gegen-
über diesen Gipfeltreffen. Aber man darf nicht ver-
gessen, dass Stockholm 1972, also die erste große 
UN-Umweltkonferenz, und der Erdgipfel von 1992 
in Rio zu wichtigen Meilensteinen der internatio-
nalen Umweltpolitik wurden. Daher sind meine 
Erwartungen an Rio 2012 hoch. Aus Sicht von 
UNEP sind die zwei Themen der anstehenden Kon-
ferenz – „Green Economy“, also wie die Weltwirt-
schaft einen nachhaltigen Kurs einschlagen kann, 
und die Reform der UN-Organisationsstrukturen 
für Umweltschutz und nachhaltige Entwicklung – 
zentrale Herausforderungen für die Umsetzung des 
Nachhaltigkeitszieles wie auch für die Relevanz 
und Effektivität der Vereinten Nationen in diesem 
Bereich. Zwar laufen die Vorbereitungen für 2012 
nur langsam an, aber ich bin mir sicher, dass in 
den kommenden Monaten sich sehr schnell sehr 
viel tun wird, um diesem Gipfel einen hohen politi-
schen Stellenwert zu ermöglichen.

Vielfach wird eine Aufwertung des Umweltprogramms der 
Vereinten Nationen gefordert. Wie sollte diese aussehen? 

Steiner: Das Thema „International Environmental 
Governance“ begleitet uns nun seit über vier Jahr-
zehnten: Einerseits haben wir sehr viele Etappen-
ziele erreicht – von der Gründung des Umweltpro-
gramms der Vereinten Nationen bis hin zu den 
zahlreichen Umweltkonventionen und Abkommen. 
Aber es ist auch deutlich geworden, dass von den 
drei Pfeilern des in Rio verabschiedeten Ansatzes 

zur nachhaltigen Entwicklung, die internationale 
Umweltpolitik noch immer unter mangelnder Ko-
härenz und Durchsetzungskraft leidet. Dabei geht 
es in erster Linie um das Mandat und die Gestal-
tungsspielräume der Umweltminister. Die interna-
tionale Umweltpolitik muss dahingehend gestärkt 
werden, dass Prioritäten, Verantwortlichkeiten und 
Beschlüsse konsequenter und direkter umgesetzt 
werden können. Daraus leitet sich eine Reform-
agenda ab, die vor allem eine Stärkung des politi-
schen Mandats der Umweltminister im Rahmen der 
Vereinten Nationen zum Ziel hat. Erst daraus lei-
tet sich die Forderung einer Aufwertung von UNEP 
ab, denn das Sekretariat dient letztlich der effek-
tiven Umsetzung der Beschlüsse eines gestärkten  
Umweltministerforums.

Sie haben 2008 die Green Economy Initiative gestartet. Zielt 
diese nicht letztlich doch nur auf Industrieländer oder bietet 
sie auch eine Perspektive für Entwicklungsländer? 

Steiner: Kern der Green Economy Initiative von 
UNEP ist, den über Jahrzehnte tradierten Wider- 
spruch zwischen ökonomischer Entwicklung und 
nachhaltiger Umweltpolitik zu widerlegen. Gleich-
zeitig wollen wir damit all denen den Rücken stär-
ken, deren Forderungen und Ansätze zu einer 
nachhaltigen Entwicklung immer wieder mit 
volks- und betriebswirtschaftlichen Argumenten 
entgegengehalten wurde, sie „würden Arbeits- 
plätze und Wachstum gefährden“. Umweltpolitik 
im 21. Jahrhundert muss auch wirtschaftspoliti-
sche Kompetenz und Legitimität zeigen, um strate-
gische Weichenstellungen in unserer Gesellschaft 
mitgestalten zu können. Und gerade diese Synthe-
se macht den Green Economy-Ansatz in höchstem 
Maße relevant für Entwicklungsländer.

Green Economy: In die Wirtschaft 
und Technologien von morgen –  
und nicht von gestern – investieren

Die Weiterentwicklung der UN-Strukturen für den globalen  
Umweltschutz und internationale Entwicklungen zur Stärkung  
einer Green Economy stehen im Mittelpunkt des nächsten  
großen UN-Gipfels 2012 in Rio de Janeiro. Achim Steiner, Chef  
des Umweltprogramms der Vereinten Nationen UNEP, spricht über  
Herausforderungen und Chancen im globalen Umweltschutz.
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5

Achim Steiner 
Exekutivdirektor des 
UN-Umweltprogramms

Inwiefern?

Steiner:  Mit dem im Februar 2011 vorgestellten UNEP-
Bericht „Towards a Green Economy“ wird deutlich, 
wie stark vor allem ländliche Regionen und die 
ärmeren Bevölkerungsschichten vom natürlichen 
Kapital – also den natürlichen Ressourcen und den 
damit verbundenen Dienstleistungen – abhängig 
sind. Aber auch in technologie- und stadtbezoge-
nen Entwicklungssektoren vertreten wir mit empiri-
schen Analysen einen Ansatz, der verdeutlicht, dass 
gerade für Entwicklungsländer die Green Economy 
eine Chance bietet – beispielsweise die Energiever-
sorgung von Millionen von Menschen durch den 
gezielten Ausbau von erneuerbaren Energiequellen 
zu ermöglichen. Eines ist klar: Die Energiepolitik 
der vergangenen 50 Jahre hat es trotz Milliarden-
investitionen in Afrika nicht vermocht, die man-
gelnde Energieversorgung des Kontinents zu besei-
tigen. Dort leben noch immer über 70 Prozent der 
Bevölkerung ohne Zugang zu Strom. Aber lassen 
Sie mich auch hervorheben, dass es sich bei dem 
Green Economy-Ansatz vor allem um eine Denk-
wende handelt. In einer Welt, die sich immer grö-
ßeren Umweltrisiken ausgesetzt sieht, gibt es keine 
„Rückkehr ins Paradies“. Wir stehen vor komplexen 
und in mancher Hinsicht epochalen Herausforde-
rungen. 

Deutschland hat in vielen Feldern einen guten Ruf im Umwelt-
schutz. Wo sehen Sie Potentiale, was können wir noch besser 
machen?

Steiner: In den vergangenen 30 Jahren hat Deutsch-
land viel in den Umweltschutz investiert. Mit der 
Zeit hat sich daraus ein umweltpolitischer Ansatz 
entwickelt, der für viele Industrieländer Orientie-

rungscharakter hatte. Ein ordnungspolitisches Ver-
ständnis, das die Rolle des Staates bei der Gestal-
tung nachhaltiger Wirtschaftspolitik aktiv nutzt, 
erlaubte es Deutschland, eine Vielzahl von Effizi-
enzmaßnahmen direkter und weitreichender „an 
den Markt zu bringen“. Erneuerbare Energien, Na-
turschutz, Recycling und Energieeffizienz sind nur 
einige Beispiele für erfolgreiche Ansätze. Daher 
glaube ich, dass Deutschland auch in Zukunft eine 
herausragende Rolle auf nationaler und internatio-
naler Ebene spielen wird. Voraussetzung dafür ist 
aber ein gesellschaftspolitischer Konsens, der es er-
möglicht, in die Wirtschaft und Technologien von 
morgen – und nicht von gestern – zu investieren.

Achim Steiner (49) ist seit 2006 Exekutivdirektor des 
UN-Umweltprogramms UNEP und seit 2009 auch Gene-
raldirektor des Büros der Vereinten Nationen in Nairobi 
(UNON). Zuvor war er Generaldirektor der Weltnatur-
schutzunion IUCN. Steiner wuchs in Brasilien auf und 
studierte in Oxford/England Philosophie, Politik und 
Ökonomie. Nach Studienaufenthalten in Berlin und 
Cambridge bei Boston arbeitete er für verschiedene in-
ternationale Umweltschutzorganisationen. 
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6 Schwerpunkte 2011

Warum Umweltschutz 

Grenzen 
überschreiten muss 

09

33
Wasser – 
ökologisch wirtschaften mit 
einem schützenswerten Gut

Wasser ist Grundlage allen Lebens und ein unverzichtbares 
Gut. Wir nutzen es für unsere Ernährung und tägliche  
Hygiene. Industrie und Energiewirtschaft benötigen Wasser 
für viele Produktionsprozesse, die Landwirte bewässern damit 
ihre Felder. Indes: Alle Wassernutzungen hinterlassen Spuren. 
Der Erhalt des Wassers als Lebensmittel Nummer eins, als 
Wirtschaftsfaktor und schützenswerter Teil des Naturhaus-
halts ist Aufgabe des modernen Gewässerschutzes. 

lebensressource wasser

internationaler umweltschutz

Klimawandel, Bodenverödung, Überfischung der Ozeane, 
steigender Rohstoffverbrauch oder der unaufhaltsame Arten-
schwund: Globale Probleme können nur durch eine internati-
onale Kooperation, d. h. global verbindliche Vertragsgrund- 
lagen, Zielvorgaben und Maßnahmen angegangen werden. 
Die gemeinsame Verantwortung aller Staaten für eine lebens-
fähige Welt ist spätestens seit dem Erdgipfel von Rio 1992 
stärker ins allgemeine Bewusstsein gerückt.
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55
Anspruchsvoller Umweltschutz 
ist nachhaltige Vorsorge für die 

Gesundheit
Umweltbezogener Gesundheitsschutz ist ein zentrales Handlungsfeld der Umweltpo-
litik. In Deutschland haben gesetzliche Regelungen zur Verbesserung der Umwelt-
qualität geführt und viel zum Schutz der menschlichen Gesundheit beigetragen. 
Luftverunreinigungen wie Blei- und Schwefeldioxidemissionen und ihre gesundheit-
lichen Wirkungen spielen kaum noch eine Rolle. Andere Risikofaktoren sind dage-
gen in den Vordergrund gerückt – etwa Chemikalien und schadstoffhaltige Produkte 
oder „dicke Luft“ in Innenräumen.  

nachhaltige gesundheitsvorsorge
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9

Warum Umweltschutz 

Grenzen
überschreiten muss 

Es liegt im Wesen von Umweltproblemen, dass sie 
nicht an Staatsgrenzen halt machen. Problemursa-
chen und ihre Auswirkungen auf Mensch und Natur 
liegen häufig räumlich und zeitlich weit auseinan-
der. Effektiv können wir die Umwelt nur schützen, 
wenn wir grenzübergreifend zusammenarbeiten. 
Gewiss, die gemeinsame Verantwortung aller Staa-
ten für eine lebensfähige Welt ist spätestens seit 
der Konferenz der Vereinten Nationen (UN) über 
Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro 1992 
stärker ins allgemeine Bewusstsein gerückt; seitdem 
sind zahlreiche multilaterale Umweltabkommen 
in Kraft getreten. Dennoch gefährden auch heute 
noch die globalen Umweltprobleme die natürlichen 
Lebensgrundlagen der Menschen. Zu nennen sind 
der Klimawandel, die Ressourcenübernutzung, der 
Verlust an Biodiversität, die Gefährdung von Mensch 
und Umwelt durch Chemikalien sowie zunehmende 
Emissionen durch die Entwicklung des Verkehrs.   

internationaler umweltschutz
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10 Schwerpunkte 2011

as Umweltbundesamt (UBA) setzt 
sich für die Gestaltung einer 
nachhaltigen Entwicklung und 
eines effektiven internationa-
len, europäischen und nationa-
len Umweltschutzes ebenso ein 
wie für eine „grüne Wirtschaft“ 
und die dafür erforderlichen ge-
sellschaftlichen, ökonomischen 

und technologischen Innovationen. Die Fachleute 
des UBA bringen ihr Wissen und die Positionen des 
Amtes zu einem wirksamen Umweltschutz und zur 
Verwirklichung einer nachhaltigen Entwicklung 
in internationalen Arbeitsgruppen der Vereinten  
Nationen, ihrer Organisationen und Programme, 
in Arbeitsgruppen der OECD und der Europäischen 
Kommission, auf Veranstaltungen und gegenüber 
den politischen Entscheidungsträgern ein. 

Nachhaltige Entwicklungspfade einschlagen: Der 
Erdgipfel in Rio 1992 
Maßgeblichen Einfluss auf die internationale De-
batte über Entwicklungs- und Umweltpolitik hatte 
1987 der als Brundtland-Bericht bekannt geworde-
ne Bericht „Unsere gemeinsame Zukunft“ [1]. Ver-
öffentlicht von der Weltkommission für Umwelt 
und Entwicklung, formulierte er erstmals ein neues 
Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung, „die den 
Bedürfnissen der heutigen Generation entspricht, 
ohne die Möglichkeiten künftiger Generationen zu 
gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen 
und ihren Lebensstil zu wählen“ [2]. Der Bericht of-
fenbarte, wie abhängig wir von unserer Umwelt 
sind und wie weltweite Veränderungen unserer 
Umwelt auch unser Verhalten und unsere Hand-
lungsmöglichkeiten beeinflussen. 

Auf der folgenden UN-Konferenz über Umwelt und 
Entwicklung in Rio de Janeiro im Jahr 1992 sollten 
die Weichen für eine weltweite nachhaltige Ent-
wicklung gestellt werden. Mit der Klimarahmen-
konvention, der Konvention über die Biologische 
Vielfalt und der Konvention zur Verhinderung der 
weiteren Wüstenbildung wurden völkerrechtlich 
wichtige Vereinbarungen auf den Weg gebracht. 
Zudem verabschiedeten die Staats- und Regie-
rungschefs die Agenda 21, ein weltweites umwelt-  
und entwicklungspolitisches Aktionsprogramm für 
eine nachhaltige Entwicklung. Nach der Agenda 21 
sind es in erster Linie die Regierungen der einzel-
nen Staaten, die auf nationaler Ebene in Form von 
Strategien, nationalen Umweltplänen und nationa-
len Umweltaktionsplänen die Umsetzung der nach-
haltigen Entwicklung planen müssen [3]. Vor dem 
Hintergrund der Vielzahl der Interessengegensätze 
war dies ein erfolgreicher Schritt für eine globale 
Umwelt- und Entwicklungspartnerschaft. Nach der 
Rio-Konferenz wurde die UN-Kommission für nach-
haltige Entwicklung (Commission for Sustainable 
Development, CSD) gegründet. Eine ihrer Aufga-
ben ist es zu überprüfen, wie weit die Beschlüss-
der Rio-Konferenz auf lokaler, regionaler, nationa-
ler und internationaler Ebene umgesetzt werden. 

Im UBA arbeiten in der Arbeitsgruppe „Agenda 21“ 
alle Fachbereiche gemeinsam an Vorschlägen für 
eine nachhaltige Entwicklung. Die Ergebnisse flie- 
ßen in wissenschaftliche Diskussionen auf deut-
scher, europäischer sowie internationaler Ebene 
ein [4].

Die groSSen Fragen: Rio+20
Im Jahr 2002 kamen die Staatengemeinschaft und 
Repräsentanten gesellschaftlicher Gruppen in  
Johannesburg zum Weltgipfel für nachhaltige Ent-
wicklung erneut zusammen. Die Regierungen ver- 
ständigten sich in Johannesburg auf einen Akti-
onsplan, der beispielsweise Schwerpunkte bei der 
Armutsbekämpfung und dem Schutz der natürli-
chen Ressourcen setzte. Zudem verabschiedeten 
die Regierungen eine Deklaration, welche die welt-
weite Bedeutung der nachhaltigen Entwicklung be-
kräftigte. Freiwillige Partnerschaftsinitiativen zwi- 
schen den handelnden Akteuren sollten die Um-
setzung der Agenda 21 und des Aktionsplans von  
Johannesburg voranbringen. 

Staats- und Regierungschefs werden im Jahr 2012 zu 
einer weiteren UN-Konferenz über nachhaltige Ent-
wicklung in Rio de Janeiro (Rio+20) zusammenkom-
men. Die erste große Frage auf der Konferenz wird 
sein, wie die Weltgemeinschaft den institutionellen 
Rahmen für eine nachhaltige Entwicklung neu ge-
stalten und den Umweltschutz auf globaler Ebene 
stärken kann. Die zweite Fragestellung lautet: Wie 
kann sich die Weltgemeinschaft hin zu einer um-
welt- und ressourcenschonenden, energieeffizien-
ten „Green Economy“ entwickeln? Zur Vorbereitung 
der Konferenz in Deutschland suchen Vertreter der 
Zivilgesellschaft gemeinsam mit der Bundesregie-
rung und dem UBA in „Dialogforen“ nach Lösun-
gen. Denn die Wende zu einer nachhaltigen Wirt-
schaft lässt sich nur dann bewerkstelligen, wenn 
Bürger und Bürgerinnen, Unternehmen, Interes-
sensverbände und Wissenschaft von vornherein an 
der Entwicklung von Strategien beteiligt sind. 

Den globalen Umweltschutz effektiver gestalten
Von großer Bedeutung für die Umsetzung eines 
effektiven globalen Umweltschutzes ist aus Sicht 
des UBA eine Stärkung des Umweltprogramms der 
Vereinten Nationen UNEP. 1972 von der General-
versammlung der Vereinten Nationen gegründet, 
sollte UNEP Regierungen und UN-Organisationen 
im Umweltschutz unterstützen. Seit seiner Grün-
dung haben sich die Anforderungen an den glo-
balen Umweltschutz jedoch deutlich erhöht. Neue 
Herausforderungen wie Klimaschutz, der Schutz 
der Biodiversität und der Erhalt fruchtbarer Böden 
sind hinzugekommen. Die Integration des Umwelt-
schutzes in andere Politikfelder wie Energiepolitik 
oder Meerespolitik wird immer dringlicher. 

Heute gibt es ein fragmentiertes System mit mehr 
als 40 Organisationen, die sich allein auf Ebene der 
Vereinten Nationen mit Umweltangelegenheiten 
befassen. Daneben existieren mehr als 500 inter-
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nationale Verträge und Übereinkommen zum Um-
weltschutz. Um die Gleichrangigkeit der Umweltpo-
litik gegenüber anderen Politikfeldern deutlich zu 
machen, sollte UNEP zu einer Sonderorganisation 
der Vereinten Nationen aufgewertet werden und so 
die Basis für ein globales Umweltregime bilden.

Die Grundfunktionen eines globalen Umweltre-
gimes sind Umweltbeobachtung, Politikberatung 
und -formulierung, geeignete Regulierungs- und 
Koordinierungsmaßnahmen, Finanzierung und 
Vollzug des Umweltrechts sowie die Unterstüt-
zung der Entwicklungsländer. Doch diese Funkti-
onen werden heute nur unzureichend erfüllt. Die 
Staatengemeinschaft braucht mehr und besser ver-
gleichbare Daten. Die Koordinierung der interna-
tionalen Politik und der Programme muss verbes-

sert werden. Eine Erfolgskontrolle eingegangener 
Verpflichtungen ist notwendig. Die Finanzierung 
des globalen Umweltschutzes ist nur wenig trans-
parent und erfolgt nicht immer zielorientiert. Die 
gegenwärtige Unterstützung der Entwicklungs-
länder ist i mmer noch unzureichend. Es müssen 
ausreichende Kapazitäten geschaffen werden, da-
mit diese Länder sich wirtschaftlich entwickeln 
können und dennoch die globalen Anforderungen 
an den Umweltschutz beachten. Zu einem koope-
rativen Multilateralismus gibt es keine Alternati-
ve [5]. Im UBA beschäftigt sich eine Projektgruppe 
mit den Anforderungen an eine neue Struktur des 
globalen Umweltschutzes. Ihre Ergebnisse werden 
ein Beitrag zur Position der Bundesregierung bei 
der internationalen Diskussion in Rio de Janeiro 
2012 sein. 
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Auf dem Weg zu einer Green 
Economy

Umweltzerstörung und Rohstoffverknappung be-
drohen die Entwicklung der Wirtschaft stärker als 
die jüngste Finanzkrise. Megatrends wie das globa-
le Bevölkerungswachstum und die wirtschaftlichen 
Aufholprozesse der Entwicklungs- und Schwellen-
länder werden in den kommenden Jahrzehnten 
den Verbrauch natürlicher Ressourcen noch erhö-
hen, den Klimawandel verschärfen und die natür-
lichen Grundlagen des Wirtschaftens weiter zer-
stören. Es sei denn, wir steuern national, regional 
und global gegen und gestalten unsere Lebens- und 
Wirtschaftsweise umwelt- und ressourcenschonend 
sowie energieeffizient. Der Weg in eine Green Eco-
nomy ist daher ohne Alternative. Bei der anstehen-
den UN-Konferenz in Rio de Janeiro wird das Thema 
„Green Economy“ einen Schwerpunkt darstellen. 

Wegen ihres hohen Umwelt- und Ressourcenver-
brauchs haben Industrieländer wie Deutschland eine 
besondere Verpflichtung, aber auch große Chancen, 
die ökologische Modernisierung der Wirtschaft vo-
ranzutreiben. Das UBA hat hierzu zahlreiche Vor-
schläge entwickelt. Es setzt sich zum Beispiel dafür 
ein, Subventionen abzubauen, die umweltschädli-
che Konsum- und Produktionsweisen fördern, um 
Anreize für den ökologischen Umbau zu schaffen. 
Nach einer Studie des UBA belief sich die Summe 
umweltschädlicher Subventionen in Deutschland im 
Jahr 2008 auf rund 48 Milliarden Euro [6]. Beispie-
le hierfür sind die Kerosinsteuerbefreiung für den 
gewerblichen Flugverkehr oder die steuerliche Be-
günstigung von Dienstwagen. Darüber hinaus muss 
der Staat den Verursachern die Kosten der Umwelt-
belastungen anlasten. Dies macht umweltfreundli-
che Produkte und Produktionsverfahren gegenüber 
umweltschädlichen Alternativen attraktiver und er-
höht so deren Marktchancen.

Global betrachtet kann der Übergang zu einer 
Green Economy nur gelingen, wenn die Menschen 
in den Industrie-, Schwellen- und Entwicklungslän-
dern erkennen, dass Umweltschutz und wirtschaft-
liche Entwicklung keine Gegensätze sind, sondern 
letztlich einander bedingen. Besonders deutlich 
zeigen sich die wirtschaftlichen Chancen eines 
fortschrittlichen Umweltschutzes am Beispiel der 
„grünen“ Zukunftsmärkte. Fachleute gehen davon 
aus, dass sich das Weltmarktvolumen für die zen-
tralen „grünen“ Zukunftsmärkte (Energieeffizienz, 
umweltfreundliche Energieerzeugung, nachhalti-
ge Wasserwirtschaft und Mobilität, Materialeffizi-
enz, Abfallmanagement und Recycling) mehr als 
verdoppeln wird: von 1,4 Billionen Euro im Jahr 
2007 auf 3,1 Billionen Euro im Jahr 2020. Deutsch-
land besitzt heute – auch wegen seiner ambitionier-
ten Umweltpolitik – auf vielen dieser Märkte hohe 
Marktanteile, zum Beispiel bei den erneuerbaren 
Energien [7]. Inzwischen ist der globale Wettlauf 
um die „grünen“ Zukunftsmärkte bereits in vollem 

Gange. Viele Länder haben während der Finanz-
krise Konjunkturpakete mit einem hohen Anteil 
von Umweltschutzmaßnahmen verabschiedet, zum 
Beispiel Südkorea mit einem „grünen“ Anteil von  
80 Prozent und China mit 38 Prozent [8]. Diese Pro-
gramme zielen auch darauf ab, im Wettbewerb um 
die „grünen“ Zukunftsmärkte aufzuholen. Deutsch-
land wird seine führende Rolle auf diesen Märkten 
deshalb nur verteidigen können, wenn es weiterhin 
eine Vorreiterrolle im Umweltschutz einnimmt und 
Umweltinnovationen systematisch fördert. 

Eine anspruchsvolle Umweltpolitik auf nationaler 
Ebene kann über Signaleffekte den Übergang zu ei-
ner Green Economy auch in anderen Ländern för-
dern. Ein prominentes Beispiel für einen gelunge-
nen Politikexport stellt das Erneuerbare Energien 
Gesetz (EEG) dar, das bereits zahlreichen Ländern 
als Vorbild bei der Förderung der erneuerbaren 
Energien diente. Mit dem Transfer „grüner“ Tech-
nologien wirkt Deutschland über die eigenen Lan-
desgrenzen hinaus auch international für eine Ver-
besserung des Umweltschutzes. Das UBA ließ im 
Rahmen einer Studie untersuchen, wie die Export-
förderung innovativer Umwelttechnologien verbes-
sert werden kann. Zudem engagiert sich das UBA 
auch auf internationaler Ebene für die Herausbil-
dung nachhaltiger Produktions- und Konsummus-
ter. Es unterstützt zum Beispiel Aktivitäten des 
Bundesumweltministeriums zur Förderung nach-
haltiger Konsum- und Produktionsmuster in Afrika, 
etwa für den Aufbau eines afrikanischen Umwelt-
zeichensystems oder die Erarbeitung nationaler 
Aktionsprogramme [9]. Diese Aktivitäten stehen im 
Kontext des von UNEP und UNDESA (United Nations 
Department of Economic and Social Affairs) voran-
getriebenen Marrakesch-Prozesses, der dazu dient, 
globale Aktionsprogramme zur Förderung nach-
haltiger Konsum- und Produktionsmuster zu erar-
beiten. In seiner globalen Green Economy Initiati-
ve betont UNEP, dass Investitionen und politische 
Maßnahmen zur ökologischen Modernisierung der 
Wirtschaft neben Umweltentlastung und der Schaf-
fung von neuen Arbeitsplätzen auch einen Beitrag 
zur Reduktion der Armut in den Entwicklungslän-
dern leisten. 

Das UBA beteiligt sich auch an der Umsetzung des 
im Jahr 2008 von der EU-Kommission verabschie-
deten EU-Aktionsplans zur Förderung nachhalti-
ger Konsum- und Produktionsmuster [10]. Es setzt 
sich verstärkt für Maßnahmen einer ökologischen 
Produkt- und Verbraucherpolitik ein, die zu einem 
nachhaltigeren Konsum führen. Es unterstützt zu-
dem Hersteller, Handel, öffentliche Hand und Ver-
braucher dabei, die vielfach bereits vorhandenen 
Entscheidungsspielräume für nachhaltige Produk-
tions- und Konsummuster zu nutzen (Stärkung 
der Eigenverantwortung). Zu den zentralen Akti-
onsfeldern des UBA gehören das sogenannte Öko-
design, also die energie- und ressourceneffiziente 
Produktgestaltung, der Wissenstransfer für nach-
haltige Lebensstile durch zielgruppenspezifische 
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„Das Weltmarktvolumen für die 
zentralen ,grünen‘ Zukunfts- 
märkte wird sich mehr als verdop-
peln: von 1,4 Billionen Euro im 
Jahr 2007 auf 3,1 Billionen Euro 
im Jahr 2020.“
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Informationsangebote sowie die Aktivierung von 
Verbraucherinnen und Verbrauchern durch koope-
rative Aufklärungskampagnen, um den privaten 
Konsum nachhaltiger zu gestalten. Um die euro-
päische Wissensbasis für nachhaltige Konsum- und 
Produktionsmuster weiterzuentwickeln, engagiert 
sich das UBA zudem im Europäischen Themen-
zentrum für Nachhaltigkeit in Konsum und Pro-
duktion, Ressourcen und Abfall. Ziel dieses bei der  
Europäischen Umweltagentur (EUA) angesiedelten 
Zentrums ist es, Daten und Informationen für po-
litische Entscheidungsträger und die allgemeine  
Öffentlichkeit in Europa zu erarbeiten und bereit-
zustellen.

Nachhaltig durch Ressourceneffizienz 
Die Erhaltung und Bewirtschaftung der Ressourcen 
ist einer der Schwerpunkte der Agenda 21. Beim 
Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung, der 2002 
in Johannesburg stattfand, wurde der Schutz der 
natürlichen Ressourcen als Basis allen Wirtschaf-
tens und damit als wesentliche Grundlage für eine 
nachhaltige Entwicklung thematisiert. Der Um-
fang der Ressourcennutzung hat jedoch ein Aus-
maß erreicht, das nicht nachhaltig ist und nicht 
dauerhaft beibehalten werden kann. Die Entnah-
me abiotischer (fossiler und mineralischer) und 
biotischer (landwirtschaftlicher, forstwirtschaftli-
cher und Fischerei-) Rohstoffe ist seit dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs kontinuierlich angestiegen und 
erreichte 2005 mit 58 Milliarden Tonnen pro Jahr 
das Dreifache der Rohstoffentnahme zu Beginn 
der fünfziger Jahre (siehe Abbildung). Die steigen-
de Ausbeutung und Nutzung von Rohstoffen verur-
sacht über die gesamte Wertschöpfungskette – von 
der Gewinnung über die Verarbeitung und Nut-
zung bis hin zur Entsorgung – massive Umweltbe-

lastungen, beispielsweise durch Emissionen in Bo-
den, Wasser und Luft. Nach Schätzungen der OECD 
wird der Rohstoffverbrauch bis 2020 auf 80 Milliar-
den Tonnen ansteigen. 

Ressourcen effizient einzusetzen ist daher ein zent-
raler Beitrag zum Umweltschutz. Ressourcenpolitik 
ist eine Querschnittsaufgabe, deren Maßnahmen 
immer auch in wirtschafts-, außen- und entwick-
lungspolitische Strategien integriert und mit ande-
ren relevanten Umweltthemen und Politikfeldern 
verzahnt werden müssen. Aktuell erarbeitet das 
UBA Vorschläge zur Weiterentwicklung dieses Poli-
tikfeldes. Ein Schwerpunkt ist die Verknüpfung von 
Strategien und Maßnahmen der Ressourcenscho-
nung und des Klimaschutzes. Beispielhafte Ansätze 
sollen in einem 2011 startenden Forschungsvorha-
ben für die Gebäudesanierung und die Photovoltaik 
erarbeitet werden. Das im Jahr 2010 abgeschlosse-
ne Forschungsvorhaben „Identifizierung und Ver-
minderung von internationalen Konflikt-Risiken 
bei Zugang und Nutzung von Rohstoffen“ lieferte 
zudem wichtige Erkenntnisse, wie Aspekte der so-
zialverträglichen und nachhaltigen Rohstoffgewin-
nung in außenwirtschafts- und entwicklungspoliti-
schen Strategien integriert werden können [11].

Das UBA möchte mit seinen Arbeiten zur absoluten 
Senkung des Ressourcenverbrauchs beitragen. Das 
heißt, wir möchten den gleichen Wohlstand mit 
deutlich weniger Ressourcen ermöglichen. Schon 
heute ist es vielfach möglich, die gleiche Wert-
schöpfung mit einem Viertel an Ressourcen zu er-
zielen. Doch vor dem Hintergrund der global ge-
rechten Verteilung der Ressourcennutzung ist ein 
Faktor 10 oder sogar mehr notwendig, um auch 
den weniger entwickelten Ländern einen wach-
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senden Wohlstand zu ermöglichen. So lieferte das 
vom UBA fachlich begleitete Forschungsvorhaben  
„Materialeffizienz und Ressourcenschonung“ (Ma-
Ress) entscheidende Ansätze zur Steigerung der 
Ressourceneffizienz in Deutschland. Das Vorhaben 
ermittelte Potentiale der Ressourceneffizienzsteige-
rung von Produkten, Technologien und Strategien, 
entwickelte zielgruppenspezifische Ressourceneffi-
zienzpolitiken, untersuchte deren Wirkungen auf 
gesamt- und betriebswirtschaftlicher Ebene und 
betrieb eine umfangreiche Kommunikations- und 
Öffentlichkeitsarbeit, um die Ergebnisse zu verbrei-
ten [12]. Aufbauend auf den Ergebnissen von Ma-
Ress untersucht das UBA derzeit ökonomische und 
juristische Ansätze zur Reduktion des Ressourcen-
verbrauchs sowie rohstoffspezifische Maßnahmen 
auf gesamt- und betriebswirtschaftlicher Ebene. 

Das UBA bringt die national gewonnenen Erkennt-
nisse in internationale Aktivitäten und Gremien 
ein (zum Beispiel Europäisches Themenzentrum 
zu Nachhaltigkeit in Konsum und Produktion) und 
gestaltet die internationale Ressourcenpolitik aktiv 
mit. Als Partner des World Resources Forum, einer 
unabhängigen internationalen Plattform, beteiligt 
sich das UBA an der internationalen Diskussion zu 
den vielfältigen Wirkungen der aktuellen Trends 
der globalen Ressourcennutzung und der Entwick-
lung von umsetzbaren Politikoptionen für eine 
nachhaltige Ressourcennutzung. Das UBA unter-
stützt auch die Arbeitsgruppe „Entkopplung“ des 
Internationalen Ressourcenpanels beim UNEP bei 
der Strategieentwicklung für die Entkopplung des 
Wirtschaftswachstums und der Lebensqualität vom 
Ressourcenverbrauch und von den – durch den Res-
sourcenverbrauch verursachten – Umweltbelastun-
gen. Neben der Ressourceneffizienz wird es künftig 

auch immer wichtiger werden, knappe Rohstof-
fe wie Neodym, Indium und Kobalt aus alten Pro-
dukten zurückzugewinnen oder durch andere zu 
ersetzen, sofern die Gesamtbilanz der Umweltaus-
wirkungen vorteilhaft ist. Gefragt ist auch der zu-
nehmende Einsatz nachwachsender Rohstoffe. Das 
UBA wird daher in den nächsten Jahren für ausge-
wählte Stoffströme das Potential nachwachsender 
Rohstoffe, etwa in Nutzungskaskaden und Bioraffi-
nerien, vertiefter betrachten.

Eine nachhaltige und effiziente Ressourcennut-
zung lässt sich nur dann gewährleisten, wenn 
Nachhaltigkeitsstandards definiert und verbindlich 
vorgegeben werden. Hierzu hat das UBA metho-
dische Grundlagen zur Nachhaltigkeitsbewertung 
energetisch genutzter Biomasse entwickelt und in 
zwei Nachhaltigkeitsverordnungen zu Kraftstoffen 
aus Biomasse und Stromerzeugung aus flüssigen 
Bioenergieträgern bei der Umsetzung der europä-
ischen „Renewable Energy Directive“ in deutsches 
Recht eingebracht [13]. Die Übertragbarkeit der hier 
gewonnenen Erkenntnisse und ihre Weiterentwick-
lung hin zu einer Nachhaltigkeitszertifizierung al-
ler Biomassen werden in aktuellen Projekten des 
UBA analysiert und bearbeitet. Das UBA wird sich 
in den nächsten Jahren auch verstärkt in die inter-
nationale Diskussion zu nachhaltiger Landnutzung 
einbringen und Vorschläge für global akzeptierte 
Regelungen und Standards und ihrer institutionel-
len Verankerung erarbeiten.

Abfall vermeiden und Ressourcen schonen: optimier-
te Stoffkreisläufe
Die Erde benötigt eine Million Jahre, um so viele 
fossile Brennstoffe zu bilden, wie sie die Mensch-
heit derzeit in einem Jahr verbraucht. Die Erneue-

„Die Erde benötigt eine Million 
Jahre, um so viele fossile Brenn-
stoffe zu bilden, wie sie die 
Menschheit derzeit in einem  
Jahr verbraucht.“
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Die Masse macht’s - Umweltwirkungen durch Rohstoffgewinnung 
am Beispiel des Mobiltelefons

Gold (Au)
Beim Abbau müssen große Mengen an Gestein bewegt und verarbeitet werden  
(Verhältnis Gestein /Metall: 750.000.000 t/t), was mit einem hohen Energieaufwand 
und Umweltbelastungen verbunden ist. Bei der Aufbereitung werden giftige Stoffe 
wie Cyanide und im Kleinbergbau auch Quecksilber eingesetzt. Im Kleinbergbau 
gelangen diese Schadstoffe direkt in Wasser, Luft und Boden. Aber auch im indus- 
triellen Bergbau, wo die giftige Cyanid-Lauge im Kreislauf geführt und in Absetz-
becken aufbereitet wird, besteht die Gefahr der Freisetzung in die Umweltmedien. 
Beim Dammbruch eines solchen Absetz- und Abwasserbeckens im Jahr 2000 bei Baia 
Mare, Rumänien, gelangten etwa 100 t Cyanide in die Theiß und Donau. Das führte  
in der Theiß zu einer weitgehenden Zerstörung der Hydrobiologie und des Fischbe-
standes. (Quellen: UBA 2011; Wachter 2003)

Das alles steckt in einem Mobiltelefon
(Materialbestandteile eines durchschnittlichen
Mobiltelefons)

Elektronische Kleingeräte sind wahre Rohstoff-
lager. Allein in einem Mobiltelefon stecken über  
35 unterschiedliche Stoffe. Darunter (in sehr  
geringen Mengen) Edelmetalle wie Gold und Silber 
oder kritische Metalle wie Palladium oder Tantal, 
aber auch Schadstoffe wie Quecksilber und Arsen.

nicht alles gold, was glänzt 

1%
Sonstige

2,2% 
Zink

6,3% 
Blei

6,9% 
Kupfer

14,2% 
Aluminium

23%
Kunststoffe

24,9%
Silicium

20,5%
Eisen

1% 
Zinn

Förderländer: 
Südafrika 12%
Australien 10,7%
USA 10,3%
China 9,2%

Versorgungssicherheit: 
unkritisch

Umweltrelevanz: 
sehr hoch

Schwerpunkte 2011

22,4 Tonnen

1,6 Milligramm

Gold stecken durchschnitt-
lich in einem Mobiltelefon 
(Gewicht 100g)

Gold werden für die prog-
nostizierten 1,4 Milliarden 
verkauften Mobiltelefonen 
allein im Jahr 2011 benötigt.
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rungsrate der globalen Brennstoffvorräte steht also 
in keinem Verhältnis zu unserem stetig wachsen-
den Energiebedarf. Es stellt sich die Frage, aus wel-
chen Quellen wir unseren Energiebedarf zukünftig 
decken können. Zumal der Rohstoffhunger von In-
dustrienationen wie etwa China wächst, aber auch 
der von Schwellenländern wie Indien und Brasilien. 
Für wichtige Rohstoffe, unter anderem Edelmetalle 
und Seltene Erden, deuten sich bereits in naher Zu-
kunft Engpässe an [14]. 

Der Schlüssel zur Lösung  dieses Problems liegt in 
der nachhaltigen Nutzung von Ressourcen. So kann 
Abfall vielfach vermieden und noch besser als bis-
her verwertet werden. Deutschland setzt hier auf 
eine moderne Abfallwirtschaft, die einen aktiven 
Beitrag zur Schonung der natürlichen Ressourcen 
leistet, indem die Abfallwirtschaft Kreisläufe durch 
die Rückgewinnung von Wertstoffen schließt und 
so zu einer erhöhten Materialeffizienz beiträgt. 
Beispielsweise schlummern wesentliche Rohstoff-
potentiale kritischer Metalle (etwa Seltene Erden) 
in den weltweit wachsenden Bergen an Elektro-
schrott. In Deutschland werden die Elektroaltgerä-
te unter dem Dach der erweiterten Produktverant-
wortung weitestgehend verwertet. Rund 600.000 
bis 800.000 Tonnen Elektro- und Elektronikaltgerä-
te werden in Deutschland jährlich gesammelt. Da-
von kommen allein aus privaten Haushalten je Bun-
desbürger zwischen sieben und acht Kilogramm. 
Durch die Verwertung dieser Altgeräte lassen sich 
wertvolle Sekundärrohstoffe zurückgewinnen, die 
Primärrohstoffe ersetzen können. Nutznießer einer 
engen Kreislaufwirtschaft und Rückgewinnung der 
Sekundärrohstoffe sind neben der Elektronikindus-
trie auch die Automobilindustrie und die Luftfahrt, 
die vermehrt diese Rohstoffe benötigen. Problema-
tisch wird es, wenn Elektroaltgeräte fälschlich als 
gebrauchstauglich deklariert und nach Afrika und 
Asien exportiert werden, wo eine wachsende Nach-
frage existiert. Computer, Fernseher, Kühlschränke 
und Mobiltelefone werden hier billig, dafür aber 
umwelt- und gesundheitsschädlich entsorgt und 
entgehen so einer sachgemäßen Verwertung [15]. 

Die Anstrengungen der internationalen Abfallwirt-
schaft richten sich gegenwärtig vor allem darauf, 
diesen Rohstoffverlust zu begrenzen. Die Akteu-
re bemühen sich, ein weltweites und nachhalti-
ges Materialmanagement zu etablieren, um die in 
Abfällen brachliegenden Rohstoffpotentiale unter 
Einhaltung von Umweltschutz- und Gesundheits-
anforderungen nutzbar zu machen. Angebunden 
an das Basler Übereinkommen [16] erarbeitet das 
UBA mit anderen Institutionen in einer internatio-
nalen Kooperation zu Elektroaltgeräten Leitlinien 
zur umweltgerechten Behandlung und Entsorgung 
[17]. Das UBA leistet auf diese Weise einen Beitrag 
zur Weiterentwicklung der dem Übereinkommen 
zugrunde liegenden Idee einer Kontrolle der grenz-
überschreitenden Verbringung gefährlicher Ab-
fälle und ihrer Entsorgung. Den Anstoß zu einer 

solchen Regulierung auf völkerrechtlicher Ebene 
hatten diverse „Giftmüllskandale“ in den siebziger 
und achtziger Jahren gegeben, die infolge unsach-
gemäßer Lagerung und Entsorgung gefährlicher 
Abfälle entstanden waren und eine breite Diskussi-
on auslösten. Das UBA fungiert als Anlaufstelle für 
das Basler Übereinkommen in  Deutschland.

Wichtige Impulse zur ressourcenschonenden Wei-
terentwicklung der Abfallwirtschaft gehen auch 
von der europäischen Abfallrahmenrichtlinie aus, 
die neben Papier und Glas nun ebenfalls für Metall 
und Kunststoff Recyclingquoten vorsieht [18]. Als 
oberstes Ziel nennt sie Abfallvermeidung und for-
dert verstärkte Recyclinganstrengungen, die sich 
am Lebenszyklus des jeweiligen Produktes orientie-
ren. Da die EU-Staaten bis 2013 nationale Abfallver-
meidungsprogramme erstellen müssen, beauftrag-
te das UBA Forschungsnehmer, die Grundlagen für 
ein deutsches Programm zu erarbeiten. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass einige Abfallfraktionen in 
Deutschland bereits ein sehr hohes Verwertungsni-
veau erreicht haben. Dazu zählen Glas, Papier, Bau-
schutt sowie Straßenaufbruch. Weitere Potentiale 
gibt es zum Beispiel bei biogenen Abfällen, deren 
Sammlung aus Haushalten um fast 50 Prozent im 
Jahr gesteigert werden könnte [19]. Internationa-
le Aktivitäten des UBA richten sich auf eine kon-
tinuierliche Anhebung der Verwertungsstandards 
in Schwellenländern und den Staaten Mittel- und 
Osteuropas. Für einen steten und konsequenten Ab-
falltechniktransfer setzt sich eine Anlaufstelle im 
UBA ein, die Informationen vermittelt und interna-
tionale Projekte anbahnt und begleitet. Fachleute 
des Amtes sind zum Beispiel an der Erstellung von 
Abfallwirtschaftskonzepten in Russland, Rumänien 
und Armenien beteiligt.

Zentrale Aktionsfelder IM  
internationalen Umweltschutz

Im Kampf gegen den Klimawandel steht die Welt-
gemeinschaft vor gewaltigen Herausforderungen: 
Hitzewellen, Überschwemmungen, Dürren, Hun-
gersnöte – die Folgen der globalen Erwärmung 
werden uns teuer zu stehen kommen. Die Berichte 
des Klimarats der Vereinten Nationen (IPCC) haben 
uns die Gefahren eines sich weltweit wandelnden 
Klimas deutlich vor Augen geführt. Gleichzeitig 
beobachten wir jedoch global eine vom Menschen 
verursachte Zunahme der Treibhausgasemissionen. 
Umso mehr kommt es heute darauf an, die notwen-
dige Trendänderung zugunsten des Klimaschut-
zes frühzeitig einzuleiten. Je früher wir handeln, 
desto mehr Zeit bleibt uns für die notwendigen 
technischen sowie sozialen Anpassungen an die 
unvermeidbaren Folgen der Klimaänderung. Ein 
ambitionierter Klimaschutz lohnt sich auch ökono-
misch, weil er zur Modernisierung der Wirtschaft 
beiträgt, innovative Geschäftsfelder für die Zukunft 
erschließt und neue Beschäftigung schafft. 
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Jetzt – inmitten der ersten Verpflichtungsperiode 
des Kyoto-Protokolls (siehe Kasten) – muss sich die 
internationale Staatengemeinschaft auf eine Nach-
folgeregelung für die Zeit nach 2012 einigen, damit 
es weiterhin einen globalen Rahmen für Emissions-
minderungen gibt. Deutschland setzt sich in den 
Verhandlungen für eine umfassende neue Klima-
schutzarchitektur mit ambitionierten Minderungs-
zielen ein. Dieses Regelwerk muss die weltweit größ-
ten Treibhausgasemittenten einschließen. Es muss 
die Weichen für globale, klimafreundliche Ent-
wicklungspfade der kommenden Jahrzehnte stel-
len, damit die globale Erwärmung um zwei Grad 
Celsius nicht überschritten wird und die schlimms-
ten Schäden abgewendet werden können. Das 
UBA unterstützt eindringlich das Zwei-Grad-Ziel 
als übergeordnetes Ziel, wissend, dass bereits die-
se Temperaturerhöhung gegenüber vorindustriel-
lem Niveau weltweit schmerzhafte Veränderungen 
der Lebensumstände vieler Menschen zur Folge ha-
ben wird. Die Industrieländer müssen ihre Emissio-
nen bis 2020 um mindestens 30 Prozent gegenüber 
dem Basisjahr 1990 reduzieren, um einen angemes-
senen Beitrag dazu zu leisten, dass die Zwei-Grad-
Marke mit hoher Wahrscheinlichkeit unterschrit-
ten bleibt. Ein neues Klimaschutzabkommen muss 
nicht nur die Industrieländer verpflichten, sondern 
auch die Potentiale zur Treibhausgasminderung in 
Entwicklungsländern mit hohen Emissionen nut-
zen. Dazu ist eine signifikante Verringerung ihrer 
Emissionen im Vergleich zur Trendentwicklung bis 
zum Jahr 2020 und darüber hinaus notwendig. 

Klimakonferenz in Cancún: Aufbau einer globalen 
Klimaarchitektur
Den Abschluss eines neuen Klimaschutzabkom-
mens hat die Staatengemeinschaft auf der UN-Kli-
makonferenz 2009 in Kopenhagen zunächst leider 
deutlich verfehlt. Stattdessen erarbeitete eine Grup-
pe von 25 Staats- und Regierungschefs, darunter 
Deutschland, die Vereinigten Staaten sowie Chi-
na, Indien und Brasilien, die sogenannte „Kopen-

hagen-Vereinbarung“ – eine politische Erklärung, 
die mittlerweile über 130 Staaten unterstützen. Auf 
der Klimakonferenz in Cancún im Dezember 2010 
gelang es, die politische Vereinbarung von Kopen-
hagen in den UN-Prozess zu überführen und auszu-
bauen. Erstmalig wurde von der Weltgemeinschaft 
das Zwei-Grad-Ziel offiziell anerkannt und zudem 
ein Verfahren vereinbart, um zu überprüfen, ob 
das Ziel angemessen ist und die geplanten Maßnah-
men zu seiner Einhaltung ausreichend sind. 

Das Paket von Cancún umfasst neben Minderungs-
maßnahmen von Industrie- und Entwicklungslän-
dern auch die Errichtung eines globalen Klima-
fonds, Verabredungen zur Anpassung an die Folgen 
des Klimawandels, zum Waldschutz, zur Techno-
logiekooperation und zum Kapazitätsaufbau in 
Entwicklungsländern. Außerdem wurden grund-
sätzliche Vereinbarungen zur Transparenz der Kli-
maschutzmaßnahmen von Staaten getroffen. In-
dustrieländer haben zugesagt, ab 2020 jährlich 
100 Milliarden Dollar für Klimaschutzmaßnahmen 
in Entwicklungsländern zu mobilisieren. Diese Ver-
einbarungen legen den Grundstein für den Aufbau 
einer globalen Klimaarchitektur, der in den kom-
menden Jahren erfolgen muss: Die Staatengemein-
schaft führt die formalen Verhandlungen im Jahr 
2011 und darüber hinaus fort. Die nächste Vertrags-
staatenkonferenz findet vom 28. November bis zum  
9. Dezember 2011 im südafrikanischen Durban statt.

Fachleute des UBA sind in der deutschen Delegati-
on während der UN-Klimaverhandlungen vertreten 
und bringen ihre Expertise zu Fragen der Anpas-
sung, zum Berichtswesen, zu den flexiblen Inst-
rumenten, zur Vermeidung der Entwaldung und 
zu Fragen der Minderung von Treibhausgasemis-
sionen ein. Das UBA hat bislang in dieser Funkti-
on wichtige Beiträge in den Verhandlungen über 
ein neues Klimaabkommen geleistet: Es hat EU-
Positionspapiere erstellt, Arbeitsgruppen geleitet 
und EU-Verhandler beraten. Es wird sich auch in 

Das Kyoto-Protokoll: MEilenstein im
Globalen umweltschutz
Der Grundstein für den globalen Klimaschutz wurde mit der Unterzeichung der Klimarahmen-
konvention auf der Konferenz über Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro gelegt. 
Mit dem zugehörigen Kyoto-Protokoll verpflichten sich die Industriestaaten, ihre gemeinsa-
men Emissionen der wichtigsten Treibhausgase [20] im Zeitraum 2008 bis 2012 um mindes-
tens fünf Prozent unter das Niveau von 1990 zu senken [21]. Deutschland hat sich im Rahmen 
dieses Übereinkommens verpflichtet, seine Emissionen um 21 Prozent gegenüber 1990 zu re-
duzieren. Das Kyoto-Protokoll trat am 16. Februar 2005 völkerrechtlich in Kraft; 192 Staaten 
haben es mittlerweile ratifiziert. Neben dem Einsparen von eigenen Emissionen stehen den 
Staaten drei flexible Instrumente zur Zielerreichung zur Verfügung: der weltweite Handel mit 
Treibhausgas-Emissionsrechten (Emissionshandel), die Durchführung gemeinsamer Klima-
schutz-Projekte in Industrieländern (Joint Implementation) und das Umsetzen von Klima-
schutzmaßnahmen in Entwicklungsländern (Clean Development Mechanism).
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den kommenden Jahren an den Debatten für einen 
wirksamen, langfristig angelegten und globalen 
Klimaschutz einsetzen. 

Zur Förderung von Klimaschutzmaßnahmen in 
Entwicklungs-, Schwellen-, und Transformations-
ländern hat Deutschland im Jahr 2008 die Inter-
nationale Klimaschutzinitiative (IKI) ins Leben ge-
rufen. Hierfür stehen jährlich 120 Millionen Euro 
aus Erlösen der Veräußerung von Emissionshan-
delszertifikaten zur Verfügung. Die IKI ist somit  
ein innovativer Finanzierungsmechanismus, da mit 
ihr ein Teil der Erlöse aus dem Emissionshandel 
in Klimaschutzprojekte in Entwicklungs-, Schwel-
len- und Transformationsländern reinvestiert wer-
den. Sie leistet einen besonderen Beitrag zur in-
ternationalen Diskussion um die Ausgestaltung 
der Klimafinanzarchitektur und gibt durch geziel-
te Kooperationen mit Partnerländern Impulse für 
die internationalen Verhandlungen unter der Kli-
marahmenkonvention. Im Fokus der Initiative ste-
hen Projekte, die insbesondere zur Minderung von 
Treibhausgasemissionen, zur Steigerung der An-
passungsfähigkeit an die Folgen des Klimawandels 
sowie zum Erhalt und zur nachhaltigen Nutzung 
natürlicher Kohlenstoffspeicher (REDD+) beitragen. 

Seit 2008 wurden mit der IKI über 200 Projekte in 
mehr als 60 Ländern mit einem Gesamtfinanzvo-
lumen von rund 400 Millionen Euro gestartet. Das 
UBA unterstützt das Bundesumweltministerium 
bei der fachlichen Begutachtung von Vorhaben 

im Themenfeld „Anpassung“ und koordiniert für 
das Umweltressort die unabhängige Evaluierung 
der IKI-Projekte. Weiterhin obliegt dem UBA die 
Ausschreibung und Koordinierung eines systema-
tischen Monitorings der IKI. Daraus werden sich 
zukunftsweisende Empfehlungen zur IKI als Pro-
gramm sowie wichtige Schlussfolgerungen über die 
Wirkungen der Projekte ergeben. Erwartet werden 
auch Erkenntnisse zur Messbarkeit, Berichtbarkeit 
und Überprüfbarkeit von Klimaschutzmaßnahmen 
in Entwicklungs-,  Schwellen- und Transformations-
ländern. Die praktischen Erfahrungen aus der Um-
setzung der IKI können von Deutschland in die Vor-
bereitung von EU-Positionen eingebracht werden.

Als globales Problem erfordert der Schutz des Kli-
mas ein international wirkendes Instrument wie 
den Emissionshandel (siehe Kasten). Die Erweite-
rung des europäischen Systems auch auf die EFTA-
Staaten Norwegen, Island und Liechtenstein ist ein 
erster Schritt hin zu einem globalen Emissionshan-
del. Um diesen Weg weiter zu beschreiten, beteiligt 
sich Deutschland über das Bundesumweltministe-
rium maßgeblich an der International Carbon Ac-
tion Partnership (ICAP) seit ihrer Gründung 2007. 
Das Netzwerk dient dem Austausch zwischen Staa-
ten und Regionen von Europa über Nordamerika bis 
Asien, die den Emissionshandel bereits nutzen oder 
dessen Einführung planen. Ziel ist ein gemeinsames 
Verständnis über die maßgeblichen Inhalte und 
Rahmenbedingungen und eine einheitliche Umset-
zung des Emissionshandels rund um den Globus.

Emissionshandel über den Wolken
Anfang 2005 führte die EU den Emissionshandel für Unternehmen ein. Als 
marktwirtschaftliches Instrument für den Klimaschutz sorgt der Emissi-
onshandel dafür, dass die CO

2
-Emissionen dort sinken, wo sich die Einspa-

rungen am kostengünstigsten umsetzen lassen. Für die Begrenzung der 
Treibhausgasemissionen im Luftverkehr gibt es noch keine verbindlichen 
internationalen Regelungen. Auch die im Kyoto-Protokoll vereinbarten Min-
derungsverpflichtungen umfassen nicht die Emissionen des internationalen 
Luftverkehrs. Doch der Luftverkehr macht rund vier Prozent der Treib-
hausgasemissionen der EU aus – Tendenz stark steigend. Die Wachstumsra-
te betrug allein zwischen 1990 und 2004 rund 87 Prozent. 

Von 2012 an wird der Luftverkehr in das Europäische Emissionshandelssys-
tem einbezogen. Teilnehmen müssen alle Fluggesellschaften und Betreiber 
sogenannter Businessjets, deren Flüge in der EU starten oder enden. Die 
Vorbereitungen laufen bereits auf Hochtouren. Insgesamt nehmen 4.000 
Luftfahrzeugbetreiber aus über 150 Ländern teil. Für rund 360 Betreiber ist 
die Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) im UBA zuständig. Schon im 
Herbst 2009 legten die Luftfahrzeugbetreiber Monitoringkonzepte für die 
Ermittlung ihrer CO

2
-Emissionen und Transportleistungen bei der DEHSt zur 

Genehmigung vor. Die Konzepte dienen als Grundlage für die spätere jähr-
liche Berichterstattung, die im März 2011 erstmals für die CO

2
-Emissionen 

des Vorjahres erfolgt. Im Februar 2012 gibt die DEHSt dann erstmals Emis-
sionsberechtigungen an die Luftfahrzeugbetreiber aus.
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ein wichtiges ziel: 100 Prozent strom aUs erneUer-
baren energien
Für einen wirksamen Klimaschutz müssen die welt-
weiten Emissionen bis zum Jahr 2050 mindestens 
auf die Hälfte des Niveaus von 1990 reduziert wer-
den. Zieht man das Verursacherprinzip heran, nach 
dem die Staaten mit den höchsten Emissionen und 
der höchsten Wirtschaftsleistung 
am meisten zur Minderung beizu-
tragen haben, bedeutet das für die 
Industriestaaten, dass sie bis zum 
Jahr 2050 ihre Emissionen um 80 
bis 95 Prozent gegenüber 1990 ver-
ringern müssten. Eine Emissions-
minderung in diesem Umfang ist 
nur durch einen Strukturwandel 
im Energiebereich möglich. Dieser 
Strukturwandel muss eine deutliche 
Effi zienzsteigerung bei der Nutzung 
und Umwandlung von Energie so-
wie einen erheblichen Ausbau des 
Anteils erneuerbarer Energien um-
fassen. Mit der Studie „Energieziel 
2050: 100% Strom aus erneuerba-
ren Energien“ leistete das UBA einen 
wissenschaftlichen Beitrag für eine 
solche Strukturwandeldebatte in Deutschland. Die 
Studie zeigt, wie auch mit einer Stromversorgung, 
die ausschließlich auf erneuerbaren Energien be-
ruht, eine Versorgungssicherheit auf dem heutigen 
hohen Niveau gewährleistet werden kann. Ergebnis 
der Arbeit ist, dass sich auch ein hochentwickeltes 
Industrieland zuverlässig mit Strom aus erneuerba-
ren Energien versorgen kann, ohne den heutigen 
Lebensstil und gängige Konsum- und Verhaltens-
muster einzuschränken. In einer Analyse globaler 
Energieszenarien hat das UBA gezeigt, dass in den 
untersuchten Szenarien die Potentiale der Energie-

effi zienz und der erneuerbaren Energien unzurei-
chend dargestellt werden [22]. Daher ist es nicht 
nachvollziehbar, wodurch die Geschwindigkeit des 
Ausbaus der erneuerbaren Energien in den Szena-
rien bestimmt wird. Um die Darstellung der erneu-
erbaren Energien in den Szenarien zu verbessern, 
wird in einem laufenden Folgevorhaben ein regi-

onal differenziertes weltweites In-
ventar aller erneuerbaren Energie-
ressourcen erstellt. Es ist geplant, 
diese Studie nach Fertigstellung an 
die neu gegründete International 
Renewable Energy Agency (IRENA) 
zu übergeben.

KlimaschUtz Und aUsstieg aUs den fcKw 
Dass die Folgen gezielter Emissions-
minderungsmaßnahmen komplex 
sind, zeigt das Beispiel der Fluor-
chlorkohlenwasserstoffe (FCKW), die 
im Montrealer Protokoll zum Schutz 
der Ozonschicht [23] geregelt sind: 
Für diese Stoffe, die die Ozonschicht 
und auch das Klima schädigen, sieht 
das Protokoll den internationalen 
Ausstieg vor. Daher wurden Ersatz-

stoffe und -verfahren benötigt. Die chemische In-
dustrie hat darauf reagiert und unter anderem 
fl uorierte Treibhausgase (F-Gase) entwickelt und 
propagiert, die aber ein erhebliches Treibhauspo-
tential haben. Obwohl kaum bekannt, befi nden 
sich diese klimaschädlichen F-Gase heute in vielen 
Produkten und Erzeugnissen. Große Mengen sind 
beispielsweise als Kältemittel in Klimaanlagen von 
Pkw enthalten. Zwar sind die F-Gase wie CO

2
 und 

andere Treibhausgase vom Kyoto-Protokoll erfasst, 
ihre Produktion und Verwendung ist dort jedoch 
nicht geregelt. Im Gegensatz zum Montrealer Pro-
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global Prognostizierte emissionen flUorierter treibhaUsgase in den wichtigsten 
anwendUngsbereichen („bUsiness-as-UsUal-szenario“)
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tokoll, welches die Produktion und den Verbrauch 
von FCKW regelt, hat das Kyoto-Protokoll die Re-
duktion der Emissionen – nicht nur der F-Gase –  
zum Ziel. Wie und bei welchen Stoffen das Emissi-
onsminderungsziel erreicht wird, entscheiden die 
einzelnen Vertragsparteien individuell. 

Der weltweite Anteil fluorierter Treibhausgase an 
den Gesamtemissionen klimaschädlicher Gase be-
trägt derzeit annähernd zwei Prozent. Progno-
sen im Auftrag des UBA zeigen (siehe Abbildung), 
dass dieser Anteil im Jahr 2050 in einem Busi-
ness-as-usual-Szenario um das Dreifache steigen 
wird [24]. In Zusammenarbeit mit Herstellern von  
F-Gasen erarbeitete Prognosen gehen von noch hö-
heren Anteilen aus [25]. Dabei ist diese Zunahme 
vermeidbar: Anstatt fluorierte Treibhausgase als Al-
ternative für ozonschichtschädigende Stoffe einzu-
setzen, können Hersteller auf  Lösungen ohne halo-
genierte Stoffe zurückgreifen. Für Klimaanlagen in 
Pkw steht beispielsweise mit CO

2
 ein umweltfreund-

liches Kältemittel zur Verfügung. In den Kühlsyste-
men von Supermärkten sind CO

2
 und Kohlenwas-

serstoffe klimaschonende Alternativen [26]. 

Luftschadstoffe kennen keine Grenzen – internatio-
nale Aktivitäten zur Luftreinhaltung
Internationale Abkommen zur Luftreinhaltung 
existieren bereits seit drei Jahrzehnten. Sie haben 
zum Ziel, den grenzüberschreitenden Transport 
von Luftschadstoffen weitestmöglich zu reduzie-
ren. Solche Vereinbarungen sind unabdingbar, da 
lokale Luftreinhaltemaßnahmen nur dann effizient 
sein können, wenn auch der Ferntransport von Luft-
schadstoffen minimiert wird. Eine wichtige Voraus-
setzung für internationale Abkommen ist ein ge-
meinsames Verständnis von Ursachen, Wirkungen 
und Vermeidungskosten. Das UBA trägt vor allem 
in den Arbeitsgruppen der Genfer Luftreinhalte-
konvention dazu bei, die für die Fortschreibung der 
Protokolle wesentlichen wissenschaftlichen Grund-
lagen zu schaffen. Einen Schwerpunkt legen wir 
derzeit darauf, die Wirkung von Feinstäuben und 
des reaktiven Stickstoffs nach neuesten Erkenntnis-
sen zu beurteilen, um sie bei der anstehenden No-
vellierung des Göteburg-Protokolls angemessen zu 
berücksichtigen.

Unsere Beobachtungsstationen Forellenbach im Bay-
erischen Wald und Neuglobsow in Brandenburg lie-
fern wertvolle Daten zur Wirkung von Luftverun-
reinigungen auf Ökosysteme. Das Luftmessnetz des 
UBA erfasst an sieben Dauerbeobachtungsstationen 
und zahlreichen temporären Meßstellen komplexe 
Parameter der großräumigen Luftqualität. Dadurch 
steht uns beispielsweise ein europaweit einmaliger 
Datensatz zur Zusammensetzung von Feinststäuben 
zur Verfügung. So können die Fachleute des UBA 
die Luftqualität nicht nur beurteilen, sondern auch 
die physikalisch-chemischen Transportprozesse in 
der Atmosphäre verstehen. Gleichzeitig beobachten 
wir an unseren außerhalb der Ballungsräume gele-
genen Stationen auch die großräumige Entwicklung 

der Konzentration von Treibhausgasen. Dabei be-
schränken wir uns nicht auf bereits bekannte Treib-
hausgase, sondern versuchen auch solche Stoffe zu 
erfassen, die ein hohes Treibhausgaspotential auf-
weisen und deren Freisetzung weltweit beispielswei-
se aufgrund neuer Produkte zunimmt. Vor allem die 
Messstation auf der Zugspitze liefert dem globalen 
Beobachtungsnetzwerk (Global Atmosphere Watch, 
GAW) wichtige Informationen zur Beurteilung der 
Klimaänderung.

Durch internationalen Umweltschutz die biologische 
Vielfalt erhalten
Als Antwort auf den rasanten Verlust an biologischer 
Vielfalt und die damit einhergehende Zerstörung 
der natürlichen Lebensgrundlagen verabschiedete 
die Staatengemeinschaft bei der Rio-Konferenz 1992 
das Übereinkommen über die biologische Vielfalt 
(CBD), das Deutschland 1993 ratifizierte. Die Ziele des 
Übereinkommens lassen sich nur dann erreichen, 
wenn es auf nationaler und internationaler Ebene 
gelingt, die Gefährdungen der Biodiversität, die ihr 
unter anderem aus dem Klimawandel, der Zerstö-
rung der Lebensräume sowie den Nähr- und Schad-
stoffeinträgen erwachsen, durch Umweltschutzmaß- 
nahmen wirksam zu reduzieren [27]. 

Bei der Entwicklung und Umsetzung internationa-
ler und europäischer Regelwerke setzt sich das UBA 
dafür ein, Biodiversität als eigenständiges Schutz-
gut zu verankern und Bewertungsansätze zu imple-
mentieren, die die Biodiversität im erforderlichen 
Maße berücksichtigen. Eine sehr wichtige Neue-
rung stellt aus Sicht des UBA etwa die Aufnahme 
des Schutzes der Biodiversität als eigenständige Ziel-
vorgabe bei der Risikoregulierung von Pflanzen-
schutzmitteln im neuen EU-Pflanzenschutzpaket 
dar. Zum Schutz terrestrischer Ökosysteme vor Eu-
trophierung und Versauerung engagieren wir uns 
für eine Fortschreibung des Multikomponentenpro-
tokolls der Genfer Luftreinhaltekonvention [28]. Mit 
Unterstützung des UBA entwickelte wissenschaftli-
che Ansätze ermöglichen es, den Schutz der Biodi-
versität als wichtiges Kriterium bei der Erstellung 
internationaler Luftreinhaltestrategien zu veran-
kern. Daneben hat sich das UBA in zahlreichen Fäl-
len des Gewässer-, Meeres- und Bodenschutzes und 
der Regulierung von Chemikalien maßgeblich für 
die Implementierung der Biodiversität in konkrete 
Umweltschutzmaßnahmen eingesetzt. Als Beispiel 
sei die Erstellung des Ostsee-Aktionsplans genannt. 

Der Zustand aquatischer Ökosysteme wird sich zu-
künftig auch dank der europäischen Wasserrah-
menrichtlinie und der Meeresstrategie-Rahmen-
richtlinie verbessern, deren Umsetzung das UBA 
durch die Entwicklung von Bewertungsverfahren 
und effektiven Maßnahmen unterstützt (siehe Seite 
34 ff.). Im Bereich der Boden-Biodiversität, die die 
ökologischen Dienstleistungen der Böden gewähr-
leistet, tragen Ergebnisse unserer Forschungspro-
jekte dazu bei, internationale Schutzstrategien zu 
entwickeln.
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WHO-Kooperationszentrum für Trinkwasserhygiene
Weltweit haben rund 880 Millionen Menschen kei-
nen Zugang zu einer sicheren Trinkwasserversor-
gung. Eine wichtige Aufgabe der Weltgesundheits-
organisation (WHO) ist es, Krankheiten, die durch 
den Genuss von unsauberem Trinkwasser entste-
hen, zu vermeiden. Das seit 1995 beim UBA in Bad 
Elster angesiedelte „WHO-Kooperationszentrum für 
Forschung auf dem Gebiet der Trinkwasserhygiene“ 
unterstützt die WHO bei der Umsetzung ihrer Pro-
gramme. Es arbeitet mit an der kontinuierlichen 
Fortentwicklung der WHO-Leitlinien für Trink-
wasserqualität, dem maßgeblichen internationa-
len Referenzwerk in der Trinkwasserhygiene. Die 
enge Mitwirkung des UBA an den Leitlinien gestat-
tet, dass deutsche Erfahrungen und Standpunkte 
bei der internationalen Normentwicklung vertre-
ten sind. Das ist wichtig, weil die Grundsätze der 
WHO-Leitlinien wissenschaftlicher Ausgangspunkt 

für die EG-Trinkwasserrichtlinie und damit für die 
deutsche Trinkwassergesetzgebung sind.

Eine weitere Aufgabe des Kooperationszentrums 
ist es, Wasser- und Gesundheitsbehörden in weni-
ger entwickelten Ländern zu beraten, die noch un-
ter trinkwasserbedingten Krankheiten leiden. Ziel 
ist, die Lebensgrundlagen und Daseinsvorsorge für 
Menschen in diesen Ländern zu verbessern. Dabei 
geht es in erster Linie um die Entwicklung örtlich 
angepasster Lösungen in der Trinkwasserversor-
gung und -überwachung, mit den vorhandenen 
Mitteln durch Schulung und Beratung der Fachleu-
te vor Ort. Der damit verbundene Wissenstransfer 
von in Deutschland entwickelten Regularien und 
Konzepten stellt einen wichtigen Beitrag zum in-
ternationalen Gesundheitsschutz im Bereich Trink-
wasser dar. Für 2011 sind Projekte in der Demokra-
tischen Volksrepublik Korea und im Iran geplant.

„Weltweit haben rund 880 Millionen 
Menschen keinen Zugang zu einer 
sicheren Trinkwasserversorgung.“
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Meeresumweltschutz für die Ostsee und den Nord-
ostatlantik
Der Ostsee-Aktionsplan der Helsinki-Kommission 
(HELCOM) dient als regionaler Umsetzungsansatz  
der europäischen Meeresstrategie-Rahmenrichtli- 
nie (MSRL). Sein Ziel ist ehrgeizig, denn bis zum 
Jahr 2021 soll die Ostsee einen guten ökologischen 
Zustand aufweisen. Die Umweltminister der Ostsee-
Anrainerstaaten haben auf einer Sondersitzung der 
Helsinki-Kommission im Jahr 2010 diesen bereits 
2007 in Krakau beschlossenen Ostsee-Aktionsplan 
bekräftigt und inhaltlich erweitert. Bei den inhalt-
lichen Arbeiten zum Ostsee-Aktionsplan und zur 
Ministerdeklaration hat das UBA das Bundesum-
weltministerium maßgeblich unterstützt.

In den vier thematischen Schwerpunkten – Eutro-
phierung (Überdüngung und ihre Folgen), gefähr-
liche Stoffe, Biodiversität und maritime Aktivitäten 
(Schifffahrt und Ölförderung) –, welche die wesent-
lichen Problemfelder für die Ostsee beschreiben, 
werden konkrete Maßnahmen zur Verbesserung des 
Umweltzustands der Ostsee vorgeschlagen. Dazu 
gehören zum Beispiel die Verbesserung der Reini-
gungsleistung von Kläranlagen und die Einführung 
phosphatfreier Waschmittel auch in anderen Ost-
seeanrainerstaaten (wie in Deutschland). Die Prü-
fung  des Umweltzustands der Ostsee erfolgt unter 
Anwendung des Ökosystemansatzes (siehe Seite 40). 
Die Ziele des Meeresschutzes sollen in allen betref-
fenden Politikbereichen angemessen berücksich-
tigt werden. In einem von den Vertragsstaaten ini-
tiierten und begleiteten Pilotprojekt wurde erstmals 
eine holistische Bewertung des Zustands der Ostsee 
durchgeführt, an der das UBA maßgeblich beteiligt 
war. Die Projektergebnisse umfassen die Darstellung 
der prägenden Belastungen wie Fischerei und Eu-
trophierung und eine Analyse der Kosten für den 
Schutz der Ostsee sowie den daraus resultierenden 
Nutzen (Ökosystemdienstleistungen wie Fischereier-
träge). Sie stellen eine wichtige Grundlage für die 
weiteren Arbeiten der HELCOM-Staaten zum Errei-
chen des guten Umweltzustands der Ostsee dar. 

In relevanten HELCOM-Arbeitsgruppen sind Fach-
leute des UBA als Leiter oder Delegationsmitglie-
der aktiv. Die Arbeitsgruppen beschäftigen sich 
mit Monitoring und Bewertung (MONAS) und der 
Entwicklung von Maßnahmen zur Reduktion der 
landseitigen Einträge in die Ostsee (LAND). Auch 
für den Schutz der Meeresumwelt des Nordostat-
lantiks einschließlich der Nordsee setzt sich das 
UBA im Rahmen der Kommission zum Schutz der 
Meeresumwelt des Nordostatlantiks (OSPAR) ein. 
An der Erstellung des OSPAR-Qualitätszustandsbe-
richts 2010 für den Nordostatlantik waren Fachleu-
te des UBA beteiligt [29]. Zudem unterstützen sie 
OSPAR-Arbeitsgruppen, insbesondere mit den The-
menschwerpunkten Eutrophierung, Öl- und Gasför-
derung, Überwachung und Bewertung sowie ge-
fährliche Stoffe. 

Die Minister der OSPAR-Vertragsstaaten haben im 
Jahr 2010 das „Bergen Statement“ verabschiedet. 
Darin bekräftigen sie ihre Vision eines sauberen, 
nachhaltig genutzten Nordostatlantiks sowie die 
Anwendung des Ökosystemansatzes bei der Be-
wertung und Regulierung menschlicher Aktivi-
täten, die sich auf die Meeresumwelt auswirken. 
Sie verfolgen in diesem Zusammenhang weiterhin 
den anhaltenden Schutz vor Verschmutzung (Eu-
trophierung, Schadstoffe, radioaktive Substanzen, 
Verschmutzung durch Offshore-Öl- und Gasförde-
rung), eine schnelle Auswertung der Berichte über 
die Ölplattform Deepwater Horizon mit Blick auf 
mögliche daraus abzuleitende OSPAR-Maßnahmen 
sowie die signifikante Reduktion von Abfällen im 
Meer. Sie bekräftigen ihre Entschlossenheit, den 
Rückgang von Arten und Habitaten zu stoppen 
und haben in diesem Zusammenhang das OSPAR-
Netzwerk von Meeresschutzgebieten durch die Ein-
richtung mehrerer Schutzgebiete auf der Hohen 
See erweitert (zum ersten Mal wurde weltweit ein 
Netzwerk von Schutzgebieten außerhalb nationa-
ler Jurisdiktion ausgewiesen) sowie Maßnahmen 
zum Schutz ausgewählter Arten und Habitate ver-
abschiedet.

COHIBA – Reduktion gefährlicher Stoffe in der Ostsee 
Mit dem Projekt COHIBA (Control of Hazardous Substances in the Baltic Sea Region) unterstüt-
zen 22 Partner aus allen europäischen Ostsee-Anrainerstaaten den Ostsee-Aktionsplan. Sie 
wollen bis 2012 gemeinsam Voraussetzungen dafür schaffen, den Eintrag gefährlicher Stoffe 
zu reduzieren oder zu unterbinden. Hauptziele sind das Identifizieren der wichtigsten Quellen 
von elf besonders gefährlichen Stoffen beziehungsweise Stoffgruppen und das Entwickeln ei-
nes Kontrollsystems, außerdem die Analyse der Eintragspfade und die Ermittlung der Menge 
der Einträge in die Ostsee für diese Stoffe. Am Schluss steht die Entwicklung kosteneffizienter 
Maßnahmen zur Reduktion der Einträge dieser Stoffe in die Ostsee – ein Arbeitsschwerpunkt, 
den das UBA leitet. Das UBA beabsichtigt, Russland als einziges Nicht-EU-Mitglied künftig über 
ein Beratungshilfeprojekt in die laufenden Projektarbeiten einzubinden [30].

Layout01_Grenzen-RZ.indd   23 02.03.11   16:26



24 Schwerpunkte 2011

Schutz der Antarktis
Seit 1961 untersteht die Antarktis mit den Gewäs-
sern südlich des 60. Breitengrades südlicher Brei-
te mit dem Antarktis-Vertrag einem besonderen 
Schutzregime, das eine ausschließlich friedliche 
Nutzung vorsieht und der wissenschaftlichen For-
schung eine besondere Stellung einräumt. Seit In-
krafttreten des Umweltschutzprotokolls zum Ant-
arktis-Vertrag und des Gesetzes zur Ausführung 
des Umweltschutzprotokolls zum Antarktis-Ver-
trag im Jahr 1998 hat der Schutz der antarktischen 
Umwelt hohe Priorität. Ob wissenschaftliche For-
schung, touristische und journalistische Aktivitä-
ten oder jegliche Art von Logistik – alle Tätigkeiten 
müssen umweltverträglich durchgeführt werden 
und unterliegen einem Genehmigungsvorbehalt. 
In Deutschland ist das UBA die zuständige Geneh-
migungsbehörde, die auch im internationalen Rah-
men auf der Antarktis-Vertragsstaatenkonferenz 
und in deren Umweltausschuss aktiv an der Weiter-
entwicklung des Umweltschutzes in der Antarktis 
mitwirkt.  

So setzt sich das UBA für die Ausweisung von Schutz- 
und Verwaltungsgebieten ein. Die Fildes-Halbinsel 
mit ihrer vergleichsweise großen Biodiversität ist 
ein solches Gebiet, das intensiv für wissenschaft-
liche und logistische Aktivitäten und zunehmend 
vom wachsenden Tourismus in Anspruch genom-
men wird. Müllhalden, gravierende Schäden an 
der empfindlichen Vegetation und Landschaftszer-
störung sind die Folge. Den Vorschlag, diese Regi-

on – ein Gebiet mit fünf Stationen verschiedener 
Nationen und vier Hütten – zukünftig als Besonde-
res antarktisches Verwaltungsgebiet (Antarctic Spe-
cially Managed Area, ASMA) auszuweisen, verfolgt 
Deutschland seit 2006. 

Eines der großen Probleme in der Antarktis ist der 
in den letzten Jahrzehnten stark angestiegene Tou-
rismus. Allein in der Saison 2009/2010 besuchten 
21.600 Touristen den Antarktischen Kontinent oder 
seine vorgelagerten Inseln. Die meisten Antarktis-
touristen kommen aus den Vereinigten Staaten, ge-
folgt von Deutschland und Großbritannien. Zwar 
ist der Kreuzfahrttourismus durch die von den Ant-
arktisvertragsstaaten verabschiedeten „Site-Guide-
lines“ für gefährdete und vielbesuchte Regionen 
geregelt. Der Einzeltourismus, der in Form indi-
viduell organisierter Reisen wie Skitouren, Berg-
besteigungen, Klettern und Mountainbike-Touren 
neue und bislang unberührte Gebiete auf dem Kon-
tinent erobert, gibt jedoch Anlass zur Besorgnis. 
Das UBA hat die wesentlichen Verhaltensregeln in 
einem Leitfaden für die Besucher der Antarktis zu-
sammengefasst und beabsichtigt, eine nationale 
Strategie für einen umweltverträglichen Tourismus 
zu erarbeiten.

Unterwasserlärm hat in den letzten Jahrzehnten 
in den Weltmeeren deutlich zugenommen. Insbe-
sondere Wale und Robben unterliegen durch Un-
terwasserlärm Risiken, die zwischen den verschie-
denen Akteuren derzeit noch kontrovers diskutiert 
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werden. Hohe Schallpegel können zu Verletzungen 
oder signifikanten biologischen Störungen in kilo-
meterweiten Entfernungen von der Schallquelle 
führen. In einem vom UBA an das Alfred-Wege-
ner-Institut (AWI) und das Forschungs- und Tech-
nologiezentrum Westküste in Büsum  (FTZ Büsum) 
vergebenen Forschungsprojekt werden Daten zum 
Vorkommen und zu Verteilung und Häufigkeit von 
Walen in der Antarktis erhoben, um die Datenba-
sis für die Genehmigungspraxis zu verbessern. Das 
UBA plädiert für die Entwicklung technischer Maß-
nahmen zur Schallreduktion und alternative Tech-
nologien – unter anderem bei wissenschaftlichen 
Vermessungen mit sogenannten Airguns. Schiff-
fahrt und marine Forschung sollen so umweltver-
träglicher werden und ihren Beitrag zum Erhalt 
der Funktionsfähigkeit antarktischer Ökosysteme 
leisten.

Herausforderungen für ein sicheres internationales 
Chemikalienmanagement
Pro Jahr werden weltweit etwa 500 Millionen Ton-
nen Chemikalien produziert, gehandelt und vielfäl-
tig in Prozessen und Produkten verwendet – zum 
Beispiel um Kunststoffe, Pflanzenschutzmittel oder 
Pharmazeutika herzustellen. Prognosen gehen von 
einem wachsenden Chemikalienverbrauch aus. 
Chemikalien erleichtern uns das Leben, aber sie 
können die Gesundheit der Menschen und die Um-
welt gefährden oder schädigen. Vor allem schwer 
abbaubare Chemikalien (Persistent Organic Pollu-
tants, POPs), die sich im menschlichen Körper und 

in Tieren anreichern und sich über die Luft, das 
Wasser oder die Nahrungskette verbreiten, stellen 
ein globales Problem dar. POPs findet man prak-
tisch überall auf der Welt, sogar in der Arktis. Wir 
müssen internationale Sicherheitsstandards etablie-
ren, damit in allen Ländern ein nachhaltiger Um-
gang mit Chemikalien möglich ist. 

Das UBA berät das Bundesumweltministerium, an-
dere Behörden, die Industrie und Verbände fach-
lich, um die besten Optionen für einen sicheren 
Umgang mit Chemikalien aufzuzeigen und die Re-
gulierung besorgniserregender Stoffe zu begleiten. 
Wir arbeiten auf internationaler Ebene bei der Be-
wertung der Wirkungen von Chemikalien mit, zum 
Beispiel von den für die Umwelt besonders gefähr-
lichen POPs; zu diesen gehören Industriechemikali-
en und Pflanzenschutzmittel sowie unbeabsichtigt 
gebildete Stoffe wie etwa Dioxine, die als Nebenpro-
dukte bei Verbrennungsprozessen oder in der Chlor-
chemie entstehen können. Weiterhin beurteilen 
wir technische Maßnahmen zur Substitution oder 
zur Emissionsminderung von Chemikalien. Hierbei 
beziehen wir nicht nur die ökologischen, sondern 
auch die sozioökonomischen Folgen mit ein. 

Im Jahr 2002 formulierte die Staatengemeinschaft 
auf dem Weltgipfel für Umwelt und Entwicklung in 
Johannesburg das sogenannte 2020-Ziel. Es besagt, 
dass wir bis zum Jahr 2020 die negativen Wirkun-
gen von Chemikalien auf die menschliche Gesund-
heit und die Umwelt so weit wie möglich minimie-
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ren müssen. Internationale Übereinkommen zum 
Chemikalienmanagement nehmen deshalb die In-
dustriestaaten und die Schwellen- und Entwick-
lungsländer in die Pflicht, damit dieses Ziel verwirk-
licht werden kann. So dürfen nach dem Rotterdamer 
Übereinkommen gefährliche Chemikalien nur zu-
sammen mit Informationen über deren Wirkungen 
exportiert werden (Prior Informed Consent Procedu-
re, PIC). Das Stockholmer Übereinkommen regelt, 
dass POPs nicht in die Umwelt gelangen. Ein Stra-
tegischer Ansatz zum Internationalen Chemikalien-
management (Strategic Approach on International 
Chemicals Management, SAICM) stellt den integra-
len Rahmen dar, der das Chemikalienmanagement 
mit anderen Entwicklungsthemen verknüpft. 

Das UBA arbeitet in europäischen und internationa-
len Fachgremien mit, die anspruchsvolle Standards 
und Regelungsinstrumente entwickeln. Zwei der 
bedeutendsten Instrumente sind die EU-Chemikali-
enverordnung REACH für das Registrieren, Bewer-
ten, Zulassen und Beschränken von Chemikalien 
und die mittlerweile weltweit geltenden Vorschrif-
ten zur Einstufung und Kennzeichnung von Che-
mikalien (Globally Harmonized System, GHS). Die 
Aufgaben der EU-Staaten zu REACH und der euro-
päischen Verordnung zum GHS laufen bei der Eu-
ropäischen Chemikalienagentur (ECHA) in Helsinki 
zusammen – für das UBA ein bedeutender Koope-
rationspartner. Andere wichtige europäische Stan-
dards, an deren Entwicklung und Umsetzung das 
UBA beteiligt ist, betreffen die Regelungen zu Che-

mikalien in Erzeugnissen (zum Beispiel die RoHS-
Richtlinie zur Beschränkung gefährlicher Stoffe in 
Elektro- und Elektronikgeräten) sowie die Entwick-
lung technisch hochentwickelter Anforderungen 
an Industrieanlagen. Das UBA stellt Informationen 
darüber bereit, wie in Industrieländern Gesetze 
für mehr Chemikaliensicherheit zur Anwendung 
gebracht werden. Hauptzielgruppe der Informa-
tionsbereitstellung sind Schwellen- und Entwick-
lungsländer, da sich die Chemieproduktion und 
-verarbeitung zunehmend von OECD-Staaten in 
Nicht-OECD-Staaten verlagert. 

Verkehrsentwicklung – langfristig umwelt- 
verträglich
Nachhaltige Mobilität war bisher eher ein national 
geprägtes Thema. Für eine langfristig umweltver-
trägliche Verkehrsentwicklung ist die Förderung 
einer nachhaltigen Mobilität auf europäischer und 
globaler Ebene aber unerlässlich. Denn die Treib-
hausgasemissionen des Verkehrs werden im Zeit-
raum von 2000 bis 2050 voraussichtlich um rund 
130 Prozent steigen. Die Belastungen durch Luft-
schadstoffe und Lärm sind regional nicht nur in 
Entwicklungs- und Schwellenländern sehr hoch, 
sondern auch in Europa. Die weltweite Verkehrsent-
wicklung gibt Anlass zur Sorge. Der motorisierte 
Verkehr wächst im weltweiten Maßstab stark an. 
Prognosen sagen bis 2050 fast eine Verdopplung 
des Verkehrsaufwands im Personenverkehr und 
beim Güterverkehr sogar einen Zuwachs um 140 
Prozent voraus.

26 Schwerpunkte 2011

Human-Biomonitoring als Instrument des gesundheits- 
bezogenen Umweltschutzes

Im Human-Biomonitoring (HBM) werden menschliche Körperflüssigkeiten und menschliches Gewebe  
untersucht, um ihre Belastung mit Schadstoffen zu bestimmen. Als Informations- und Kontrollinstrument 
liefert es der Umweltpolitik wissenschaftlich fundierte Daten, ob und in welchem Ausmaß Stoffe vom 
menschlichen Körper aufgenommen werden, ob es in der Bevölkerung Gruppen mit besonders hohen  
Belastungen gibt und ob chemikalienrechtliche Regelungen zum Rückgang von Belastungen geführt  
haben. Das UBA verfügt über langjährige Erfahrung mit groß angelegten HBM-Programmen. In anderen 
europäischen Ländern durchgeführte HBM-Studien basieren allerdings oft auf anderen Fragestellungen 
und unterschiedlichen Verfahren, sodass die gewonnenen Daten nicht immer vergleichbar sind. 

Die europäische Umwelt- und Gesundheitspolitik fördert deshalb im 7. EU-Forschungsrahmenprogramm 
das Projekt COPHES [31]. 35 Forschungsteams aus 24 Staaten arbeiten bis 2012 gemeinsam daran, HBM-
Studien in Europa zu harmonisieren und dazu einheitliche Verfahrensanweisungen auszuarbeiten. Diese 
werden mittels einer Pilotstudie im Projekt DEMOCOPHES getestet.

Hierfür werden in 16 Staaten jeweils 120 Kinder zwischen 6 und 11 Jahren und ihre Mütter auf ausgewähl-
te Umweltschadstoffe oder deren Stoffwechselprodukte untersucht: Phthalate, Cadmium und Cotinin 
im Urin sowie Quecksilber im Haar. Den deutschen Teil der Pilotstudie leitet das UBA. Aus der Pilotstu-
die leiten die Forschungsteams Empfehlungen für eine zukünftige repräsentative HBM-Studie ab, die 
möglichst in allen europäischen Ländern eine Vielzahl von Umweltschadstoffen erfassen soll. Ziel dieser 
HBM-Studie wird sein, umfassende Politikempfehlungen zur Verringerung der Umweltbelastungen der 
Menschen in Europa zu geben.
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Im Jahr 2010 bewertete die Kommission für nachhal-
tige Entwicklung (CSD) die weltweiten Fortschritte 
bei der Umsetzung der nachhaltigen Entwicklungs-
ziele im Verkehrsbereich: Von Nachhaltigkeit ist 
der Verkehr noch weit entfernt, gleichzeitig man-
gelt es aber in vielen Entwicklungsländern über-
haupt an leistungsfähigen Verkehrssystemen. Die-
se sind jedoch Voraussetzung für wirtschaftliches 
Wachstum und Wohlstand. Das Bundesumweltmi-
nisterium koordiniert den CSD-Prozess zum Ver-
kehr innerhalb der EU, in den auch die nationale 
Expertise des UBA mit einfließt. Eine wichtige Auf-
gabe der EU ist es, den Entwicklungs- und Schwel-
lenländern beim Aufbau eigener Kompetenzen für 
eine nachhaltige Verkehrsentwicklung zu helfen 
und den Wissens- und Technologietransfer zu för-
dern. Das Umweltressort unterstützt daher den Di-
alog in der Partnerschaft „Sustainable Low Carbon 
Transport“. Unter Federführung der Deutschen Ge-
sellschaft für Technische Zusammenarbeit werden 
hier im Auftrag des UBA Kriterien für eine einheit-
liche Bewertung der Nachhaltigkeit von Verkehrs-
systemen erarbeitet.

Leise nachhaltig mobil – Europa handelt jetzt 
Viele Menschen in Europa sind hohen Lärmbelas-
tungen ausgesetzt, die ihre Gesundheit beeinträch-
tigen und die Lebensqualität mindern. Dabei ist der 
Straßenverkehr die Hauptlärmquelle, gefolgt vom 
Schienen- und Luftverkehr. Eine Analyse des UBA 
zeigte, dass in den großen Ballungsräumen in Euro-
pa erhebliche Teile der Bevölkerung hohen Lärmbe-
lastungen ausgesetzt sind (siehe Abbildung).

Zur Verbesserung der Lärmsituation trat im Jahr 
2002 die europäische Umgebungslärmrichtlinie 
(2002/49/EG) in Kraft. Sie regelt, dass die Mitglied-
staaten zuerst für stark genutzte Hauptverkehrs-
straßen, Haupteisenbahnstrecken und Großflug-
häfen sowie für große Ballungsräume Lärmkarten 
anfertigen. Im Jahr 2012 werden dann die Lärm-
belastungen in allen europäischen Ballungsräu-
men und an sämtlichen Hauptverkehrswegen er-
fasst. Zur Vergleichbarkeit der Ergebnisse werden 
in der EU einheitlich zwei Indikatoren verwendet: 
der Tag-Abend-Nacht-Lärmindex L

DEN
 als Grundla-

ge für die Bewertung der allgemeinen Lärmbelästi-
gung und der Nachtlärmindex L

Night
 als Maß für die 

Schlafstörungen. Die Lärmkarten dienen als Grund-
lage für Lärmaktionspläne, deren Umsetzung den 
Umgebungslärm verhindern und vermindern und 
in ruhigen Gebieten einer Zunahme des Lärms vor-
beugen soll. Sie wurden gemeinsam mit der Öffent-
lichkeit erarbeitet und sehen Maßnahmen vor wie 
Lenkungskonzepte für den LKW-Verkehr, lärmmin-
dernde Fahrbahnbeläge, eine Stärkung des Öffent-
lichen Personennahverkehrs oder Geschwindig-
keitsbegrenzungen. Das UBA setzt sich besonders 
für ihre Verzahnung mit lokalen Luftreinhalteplä-
nen und anderen raumbezogenen Planungen ein. 
Die Umsetzung der Umgebungslärmrichtlinie setzt  
einen kontinuierlichen Lärmminderungsprozess in 
Europa in Gang, der trotz zunehmenden Verkehrs 
mittel- bis langfristig zu einer Verminderung der 
Lärmbelastung führen soll – ein wichtiger Beitrag 
für eine nachhaltige Mobilität.
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Umweltschutz in Europa und 
seinen Nachbarstaaten: 
Gemeinsam Umweltziele ver-
wirklichen

Umweltthemen und -ziele auf europäischer Ebene 
voranzubringen – das ist das Ziel des EPA-Netzwerks 
(Network of the Heads of Environment Protection 
Agencies). Es gründete sich im Jahr 2003 als infor-
meller Zusammenschluss der Leitungen der natio-
nalen Umweltbehörden und vergleichbarer Insti-
tutionen Europas. Auch das UBA ist dort Mitglied. 
Die zweimal jährlich stattfindenden Netzwerktref-
fen haben sich für die Mitglieder und für die teil-
nehmenden Vertreter der EU-Kommission zu einer 
wichtigen Plattform für den Austausch von Ideen 
und Erfahrungen zu relevanten Themen europäi-
scher Umweltpolitik entwickelt.

Das Netzwerk organisiert seine Arbeit in thema-
tisch ausgerichteten Interessensgruppen. Seit 2004 
hat das UBA den Vorsitz der Gruppe „Nachhalti-
ge Nutzung natürlicher Ressourcen“ inne, die sich 
durch Stellungnahmen zur Förderung einer nach-
haltigen und effizienten Ressourcennutzung an die 
EU-Kommission bereits profiliert hat. Sie wird auch 
künftig wichtige Beiträge – etwa zu nachhaltigem 
Konsum sowie zur Gestaltung einer nachhaltigen 
Produktion und Rohstoffwirtschaft – in die ein-
schlägigen Diskussionen einbringen. Auch in den 
neuen Interessensgruppen zur Förderung einer 
„grünen“ Wirtschaftspolitik sowie zur Lärmproble-
matik wird das UBA künftig aktiv mitwirken und 
seine Positionen einbringen. Auf eine Initiative des 
UBA geht auch das Projekt „Europe Vision 2050“ zu-
rück. Ziel ist es, mit den anderen Umweltbehörden 
in Europa im Rahmen eines partizipativen Szena-
rioprozesses eine gemeinsame Vision für ein nach-
haltiges Europa zu entwickeln.

Noch bis Mitte 2012 setzt das 6. Umweltaktionspro-
gramm (UAP) den Rahmen für die EU-Umweltpo-
litik. Bereits heute ist absehbar, dass die prioritä-
ren Aktionsfelder des Programms – Klimawandel, 
Natur und biologische Vielfalt, Umwelt und Ge-
sundheit sowie Bewirtschaftung der natürlichen 
Ressourcen und des Abfalls – trotz erzielter For-
schritte auch über 2012 hinaus prominent auf der 
umweltpolitischen Agenda der EU stehen werden. 
Ein neues 7. UAP sollte deshalb als Grundlage für 
eine gemeinsame, mittelfristige Orientierung der 
Mitgliedstaaten fungieren, damit wir Umweltpoli-
tik zielorientiert und erfolgreich in der EU sowie 
auf globaler Bühne gestalten können. Deshalb hat 
das UBA gemeinsam mit anderen Mitgliedern des 
EPA-Netzwerks in Briefen an die EU-Kommission 
für ein neues 7. UAP geworben. In kommenden Dis-
kussionen wird das UBA weiterhin für eine ambiti-
onierte und vorsorgende EU-Umweltpolitik eintre-
ten und Vorschläge für die inhaltliche Gestaltung 
unterbreiten.

Partizipation und Information der Bürgerinnen 
und Bürger sowie bessere Integration umweltpoliti-
scher Belange in andere Politikfelder sind Kernan-
liegen europäischer Umweltpolitik. Noch nehmen 
eine umweltbewusste Öffentlichkeit und zivilge-
sellschaftlich organisierte Umweltverbände in vie-
len Nachbarländern Deutschlands im Osten und 
Südosten keine kritische Beobachterrolle wahr. Die 
Staaten, die 2004 und 2007 der EU beitraten, haben 
zwar die Umweltgesetzgebung der EU weitgehend 
in nationales Recht übertragen. Allerdings gibt es 
noch erheblichen Beratungsbedarf bei der sehr 
kostspieligen Modernisierung von Umweltinfra-
struktur, wie zum Beispiel Wasser- und Abwasserlei-
tungen. Erfahrungen im Umbau von Umweltinfra-
struktur in den neuen Bundesländern während der 
1990er Jahre und die Vorreiterrolle, die Deutsch-
land bei der Entwicklung von Umwelttechnologien 
weltweit einnimmt, qualifizieren Deutschland und 
das UBA für eine Beraterfunktion. Das UBA sucht 
aber auch über Europa hinaus den Austausch und 
die Zusammenarbeit mit staatlichen und privaten 
Politikberatungseinrichtungen. So wurde eine en-
gere Zusammenarbeit mit der amerikanischen 
Umweltbundesbehörde (Environment Protection 
Agency, US EPA) im Bereich des Chemikalienma-
nagements vereinbart. Mit dem World Resources 
Institute in Washington und dem indischen Insti-
tut TERI wurde der Grundstein für eine verstärkte  
Kooperation in den Bereichen Klima- und Ressour-
censchutz gelegt.

Wissenstransfer für den Umweltschutz
Das Beratungshilfeprogramm ist ein Finanzierungs- 
instrument des Bundesumweltministeriums für die 
Zusammenarbeit mit den Staaten in Mittel- und 
Südosteuropa sowie den Nachfolgestaaten der ehe-
maligen Sowjetunion. In bi- oder multilateralen 
Projekten beraten deutsche Fachleute ihre Kolle-
gen und Kolleginnen in den Partnerländern zu Lö-
sungsansätzen für dort aktuelle Umweltprobleme. 
Erfahrungs- und Wissensaustausch anhand konkre-
ter Beispiele sind das Kernelement dieser Koopera-
tion; der Aufbau von Fachkompetenz in den Part-
nerländern ist ein wichtiges Ergebnis der Projekte. 

Das UBA begleitet die Vorhaben fachlich und ad-
ministrativ und gestaltet die Entwicklung von Um-
weltlösungen in den Partnerländern mit. Ein Pro-
jekt in der Region Narew im Nordosten Polens 
zielt beispielsweise auf die ressourcenschonende 
Erzeugung von Biomasse zur Energiegewinnung. 
In der strukturschwachen Region nahe der EU-Au-
ßengrenze wird Leindotter in Mischkulturen an-
gebaut und Leinöl gewonnen. Dieses Öl wird als 
Kraftstoff für Traktoren oder als Speiseöl regional 
genutzt und künftig vermarktet. Die Nebenproduk-
te aus Anbau und Pressung werden als Futtermittel 
verwendet. Der Anbau von Mischkulturen ist mit 
geringem Einsatz von Mineraldüngern und Pflan-
zenschutzmitteln möglich und erhöht die Agro-
biodiversität. Mit der Unterstützung des deutschen 
Partners Euronatur bauten Landwirte der Projekt-
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region die nötige Infrastruktur und das erforderli-
che technische, landwirtschaftlich-praktische und 
rechtliche Wissen für Anbau und Nutzung der 
Pflanzenöle auf. Perspektivisch soll an der Narew 
ein regionales Kompetenzzentrum für angepass-
te Umwelttechnologien zum Wissens- und Erfah-
rungstransfer zwischen verschiedenen Anwendern 
in Polen entstehen. 

Fachliche Expertise des UBA fließt auch bei Projek-
ten zur Umsetzung internationaler Abkommen ein: 
So soll ein Beratungshilfeprojekt der Wirtschafts-
kommission der Vereinten Nationen für Europa (UN 
ECE) die Umsetzung des Übereinkommens über die 
grenzüberschreitenden Auswirkungen von Indus-
trieunfällen und damit das grenzüberschreitende 
Risikomanagement voranbringen. Ziel des Projek-
tes ist die Entwicklung und praktische Erprobung 
einer effektiven Gefahrenvorsorge bei störfallre-
levanten Anlagen zum Schutz des Donaudeltas.  
Eine der zentralen Maßnahmen des Projektes ist es,  
Sicherheitsleitlinien für Ölterminals zu entwickeln.  
Drei Terminals befinden sich unmittelbar oberhalb 
des Donaudeltas, je einer in Rumänien, der Repub-
lik Moldau und der Ukraine. Die Weiterbildung für 
ukrainische, rumänische und moldawische Fach-
leute im Rahmen dieses Vorhabens soll dazu bei-
tragen, die auf Regierungsebene vereinbarten Ziele 
der Umweltkooperation zu erreichen. Das Projekt 
soll ein Leuchtturmprojekt zur Umsetzung der EU-
Strategie für den Donauraum sein. 

Für das gemeinsame Arbeiten an Problemlösungen 
bietet die EU unterschiedliche Instrumente an: Das 
sind zum einen längerfristige Verwaltungspartner-
schaften, die als „Twinning“ bezeichnet werden. 
Zum anderen sind es kurzfristige Aktionen für tech-
nische Hilfe und Informationsaustausch (Technical 
Assistance and Information Exchange, TAIEX). Die 
Europäische Kommission zielt mit beiden Koopera-
tionsinstrumenten darauf ab, den Auf- und Ausbau 
institutioneller Strukturen in Ländern zu unterstüt-
zen, die der EU beigetreten sind, ihr beitreten wol-
len oder die als europäische Nachbarn an einer ver-
stärkten Zusammenarbeit mit der EU interessiert 
sind. Das UBA nutzt diese Instrumente des Wissen-
stransfers. 91 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des 
UBA haben bisher ihre Erfahrungen an Umweltver-
waltungen in 12 Staaten Mittel- und Osteuropas, in 
der Türkei und in Ägypten weitergegeben. 

Regionale Zusammenarbeit zur nachhaltigen 
Produktion
Kleine und mittlere Unternehmen verursachen etwa 
die Hälfte der gesamten gewerblichen Umweltbe-
lastung in der EU [34]. Weil sie über vermeidbare 
Umweltbelastungen ihrer Tätigkeiten nicht ausrei-
chend informiert sind, sehen viele Unternehmer 
keinen Grund, ihr Handeln bezogen auf Umwelt-
schutz und Wirtschaftlichkeit nachhaltiger zu ge-
stalten. Die INTERREG-Projekte SPIN in der Ostsee-
region und Act Clean in Zentraleuropa verfolgen 
deshalb als gemeinsames umweltpolitisches Ziel, 

diese Unternehmen bei der Einführung innovativer 
Umwelttechnik zu unterstützen [35].

Eine zentrale Rolle hat dabei eine frei zugängliche 
Projektdatenbank mit Beispielen für innovative 
Umwelttechnik. Unternehmer finden hier Beispie-
le dafür, wie sie Produktionsabläufe nachhaltiger 
gestalten können. Die Datenbank ist eng mit dem 
Internetportal „Cleaner Production Germany“ des 
UBA verzahnt, das den Stand der Technik illustriert 
und dem Transfer deutscher Umwelttechnik dient. 
Auf der anderen Seite bringen die Projektpartner 
jedes einzelnen Projekts über Workshops auch In-
novationen aus den beteiligten EU-Staaten ein und 
ermöglichen so den wechselseitigen Transfer von 
Umwelttechnik. Durch die Integration der ermittel-
ten Techniken und Verfahren in ihre Fertigungs-
abläufe können kleine und mittlere Unternehmen 
material- und energieeffizienter wirtschaften und 
so ihre Kosten senken und die Umwelt entlasten. 
Den politisch Verantwortlichen in den beteiligten 
Staaten zeigt der Handlungskatalog „transnationa-
le Agenda“ Wege zu einer nachhaltigeren Entwick-
lung der Wirtschaft auf. 
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Wasser ist Grundlage allen Lebens und ein unver-
zichtbares Gut. Wir nutzen es für unsere Ernährung 
und die tägliche Hygiene. Industrie und Energie-
wirtschaft benötigen Wasser für viele Produktions-
prozesse, die Landwirtschaft bewässert die Felder. 
Aber: Alle Wassernutzungen hinterlassen Spuren. 
Stoffeinträge, Wasserentnahmen und bauliche Ein-
griffe verändern den quantitativen und qualitativen 
Zustand der Gewässer. Wasser ist und bleibt ein 
schützenswerter Teil des Naturhaushalts mit einem 
vielfältigen Tier- und Pflanzenspektrum. Wir erho-
len uns an Gewässern und verdanken ihnen unsere 
existenziellen und wirtschaftlichen Grundlagen. 
All dies zu erhalten und verbinden ist Aufgabe des 
modernen Gewässerschutzes. Die aktuellen europäi-
schen Gesetzeswerke wie die EG-Wasserrahmenricht-
linie (WRRL) und die EG-Meeresstrategie-Rahmen-
richtlinie (MSRL) setzen hier an. Ihr Ziel ist es, den 
Zustand der Gewässer nach ökologischen Maßstäben 
zu verbessern, ohne die wirtschaftliche oder touristi-
sche Nutzung auszuschließen.   

WASSER
ökologisch wirtschaften mit einem 
schützenswerten Gut 

lebensressource wasser
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ie Konzepte zum Schutz der Ge-
wässerumwelt sind einer stän- 
digen Weiterentwicklung unter-
worfen, etwa durch neue Ent- 
wicklungen wie die Folgen des 
Klimawandels oder die Ölkata-
strophe im Golf von Mexiko im 
vergangenen Jahr. Aber auch 
die öffentliche Diskussion um 

die Preise für Trinkwasser in Deutschland berüh-
ren die Belange des Gewässerschutzes. Das Umwelt-
bundesamt (UBA) sieht sich in der Verantwortung, 
für diese Themenfelder Positionen zu entwickeln: 
Wir erarbeiten Schutzkonzepte und leiten Schutz-
ziele ab, formulieren die fachlichen Anforderungen 
für Rechtsvorschriften und beraten Politik und die 
Öffentlichkeit. Unsere Experten beteiligen sich an 
nationalen und europäischen Arbeitsgruppen, sie 
bewerten und veröffentlichen Daten, geben Emp-
fehlungen für ein gewässerschonendes Verhalten 
und positionieren sich zu wichtigen Fragen des 
Gewässerschutzes. Themenschwerpunkte unserer 
Arbeit für 2011 sind die Auswirkungen des Klima-

wandels und die Implementierung der Meeresstra-
tegie-Rahmenrichtlinie sowie der Wasserrahmen-
richtlinie in Deutschland.

Paradigmenwechsel im Gewäs-
serschutz – die EG-Wasserrah-
menrichtlinie 

In den letzten zehn Jahren haben wir einen System-
wechsel in der Bewirtschaftung von Gewässern hin 
zu einer  maßnahmengesteuerten Verfolgung von 
Gewässerschutzzielen vollzogen: Während bis da-
hin die chemischen Belastungen der Gewässer im 
Vordergrund standen, werden nun bei der Bewirt-
schaftung alle Auswirkungen menschlicher Nut-
zungen auf die Ökologie der Gewässer berücksich-
tigt. Dies bedeutet, dass auch die Veränderungen 
des Wasserabflusses und der Struktur der Gewässer 
(in der Fachsprache: „hydromorphologische Degra-
dationen“) Eingang in die Bewirtschaftungsmaß-
nahmen gefunden haben.

Kondensation

Verbraucher

Wasserwerk

Kläranlage

Talsperre

Verdunstung

Niederschlag über Meer

Rückfluss ins Meer Rückfluss ins Meer

Niederschlag über Land

Uferfiltration

Abwasserbehandlung Trinkwasseraufbereitung

Grundwasser

Wassertransport in der 

Atmosphäre

OberflächenwasserGrundwasseranreicherung

Der wasserkreislauf
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Die Neuausrichtung begann im Jahr 2000 mit der 
EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) [1]. Die Richtli-
nie führt für Flüsse, Seen und Küstengewässer einen 
neuen Bewertungsmaßstab ein: Neben der Anforde-
rung den „guten chemischen Zustand“ zu erreichen, 
der anhand EU-weit geltender Umweltqualitätsnor-
men beurteilt wird, sieht sie auch die Bewertung des 
„guten ökologischen Zustands“ vor, der sich an dem 
Vorhandensein naturraumtypischer Lebensgemein-
schaften bemisst. Im Grundwasser soll der „gute 
chemische Zustand“, ebenfalls geregelt durch EU-
weit geltende Umweltqualitätsnormen, sowie der 

„gute mengenmäßige Zustand“ erreicht werden, bei 
dessen Einhaltung die Wasserentnahme die Was-
serneubildung über Zufluss und Niederschlag nicht 
übersteigen darf. Der „gute Zustand“ setzt sich also 
zusammen aus dem guten chemischen und ökolo-
gischen Zustand bei Oberflächengewässern sowie 
aus dem guten chemischen und mengenmäßigen 
Zustand bei Grundwasser. Das UBA ist sich bewusst, 
dass sich solch anspruchsvolle Ziele nur langfris-
tig erreichen lassen. Die Fristen zur Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie erstrecken sich über viele 
Etappen bis ins Jahr 2027 (siehe Abbildung S. 35 ff.).
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Niederschlag über Meer
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Niederschlag über Land

Uferfiltration
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programme

Immer in Bewegung - der natürliche Wasserkreislauf
Das Wasser der Erde bewegt sich in großen Kreisläufen. Die Wärmestrahlung der  
Sonne lässt ständig Wasser in die Atmosphäre aufsteigen – von Landoberflächen 
und vor allem von der größten Wasseroberfläche: dem Meer. In den kälteren Höhen 
kondensiert der Wasserdampf zu Wassertröpfchen, aus denen Wolken entstehen.  
Als Regen oder Schnee gelangt das Wasser auf die Erdoberfläche, speist die Quellen 
der Bäche, füllt Becken, lässt Flüsse fließen, versickert im Boden und erneuert das 
Grundwasser. Mit den Flüssen strebt das Wasser wieder dem Meer zu. 

Der Weg des Wassers zum Verbraucher reicht von der Entnahme von Grund-, Quell- 
oder Oberflächenwasser durch den Wasserversorger über die Aufbereitung im Wasser-
werk zu Trinkwasser bis hin zur Speicherung und Verteilung. Das gebrauchte Wasser 
gelangt über die Kanalisation in die Kläranlage. Gereinigt wird es dann dem Kreislauf 
zurückgegeben.
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Zeit für die ZielereichungErstellung Bewirtschaftungspläne 
und Maßnahmenprogramme

Umsetzung Maßnahmen-
programme

Bewirtschaftungspläne und MaSSnahmenprogramme
Um Gewässer bewerten, Belastungen genau erfas-
sen und Maßnahmen zielgerichtet anwenden zu 
können, sieht die Wasserrahmenrichtlinie vor, Ge-
wässer in sogenannte „Wasserkörper“ zu gliedern. 
Sie unterscheidet dabei zwischen Grundwasser- 
und Oberflächenwasserkörpern. Grundwasserkör-
per umfassen ein abgegrenztes Wasservolumen, in 
Oberflächengewässern entsprechen Abschnitte mit 
einheitlicher Güte und Typologie einem Wasser-
körper. Die Ergebnisse der Gewässerüberwachung 
zeigen, dass für 90 Prozent der Wasserkörper in 
Fließgewässern, für 60 Prozent der Wasserkörper 
der Seen, für fast alle Wasserkörper der Übergangs- 
und Küstengewässer und für nahezu 40 Prozent 
der Grundwasserkörper Handlungsbedarf besteht, 
um den „guten Zustand“ zu erreichen (siehe Abbil-
dung).

Um den Zustand der Gewässer zu verbessern, ha-
ben die Bundesländer Maßnahmenprogramme ent- 
wickelt. Neben vielen anderen Informationen, zum 
Beispiel der Beschreibung der Belastungs- und 
Nutzungssituation oder einer Übersicht über die 
angestrebten Umweltziele, fließen diese Maßnah-
menprogramme in die Bewirtschaftungspläne der 

länderübergreifenden Flussgebiete ein. Die Bewirt-
schaftung in den Grenzen von Flussgebieten erfordert 
nicht nur die Abstimmung der Bundesländer unter-
einander, sie macht auch die Zusammenarbeit von 
Nachbarstaaten bei grenzüberschreitenden Fluss- 
gebieten erforderlich. Auch die Orientierung an den 
Gegebenheiten der Flusseinzugsgebiete ist ein No-
vum im Gewässerschutz.

Das UBA hat die Bewirtschaftungspläne für die 
verschiedenen Flussgebiete ausgewertet und die 
Ergebnisse veröffentlicht [2]. Die meisten Maß-
nahmen sind auf die Verbesserung der Gewässer-
struktur (Morphologie) ausgerichtet. Die Maßnah-
men betreffen die Profilgestaltung der Gewässer, 
die Eigenschaften des Flussbettmaterials und die 
Durchwanderbarkeit für Fische (Durchgängigkeit 
von Wehren) sowie die Verminderung von Nähr-
stoff- und Schadstoffeinträgen im Wasser. Denn 
hydromorphologische Störungen und stoffliche Be-
lastungen stellen die Hauptursachen für die Ver-
fehlung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie dar. 
Nach den Grundsätzen der Richtlinie sollen die Ver-
ursacher von Gewässerbelastungen auch an den 
notwendigen Verbesserungsmaßnahmen beteiligt 
werden. Das Problem ist jedoch, dass sich ein Ver-

Gewässerzustand 2009 in Deutschland: Wasserkörper Flüsse, Seen und Küstengewässer 
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GEWÄSSERZUSTAND 2009 IN DEUTSCHLAND: 
WASSERKÖRPER FLÜSSE,SEEN UND KÜSTENGEWÄSSER
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Quelle: BMU/UBA (2010): Die Wasserrahmenrichtlinie – 
Auf dem Weg zu guten Gewässern

ursacher nicht immer eindeutig feststellen lässt, da 
die Belastungen häufig auf mehrere Nutzer zurück-
gehen. So befinden sich zum Beispiel große Wasser-
kraftwerke oftmals in Stauwehren, die zur Nutzung 
der Flüsse als Bundeswasserstraßen für die Schiff-
fahrt errichtet wurden.

Handlungsbedarf bei Gewässermorphologie und 
Durchgängigkeit
Der „gute ökologische Zustand“ eines Gewässers 
wird etwa daran gemessen, ob seine Struktur eine 
Besiedlung, zum Beispiel mit Fischen, in einem 
Maße ermöglicht, wie sie der typspezifischen Ar-
tenvielfalt entspricht. Kriterien dafür sind unter 
anderem die Durchgängigkeit sogenannter Quer-
bauwerke (zum Beispiel Stauwehre) oder die Be-
schaffenheit der Uferbefestigung. In Deutschland 
wird durch insgesamt 200.000 Querbauwerke die 
Durchgängigkeit der Fließgewässer an jedem zwei-
ten Flusskilometer unterbrochen oder gestört. Der 
hydromorphologische Zustand kann daher gegen-
wärtig nur für acht Prozent der untersuchten Fließ-
gewässerstrecke mit „gut“ oder „besser“ bewertet 
werden [2]. Um eine Verbesserung in den Flussge-
bieten herbeizuführen, sind weitere koordinierte 
Maßnahmen zum Rück- oder Umbau von Querbau-

werken oder zum Bau von Fischauf- und -abstiegsan-
lagen notwendig. Das UBA entwickelt eine Metho- 
dik für die Erfolgskontrolle derartiger hydromor-
phologischer Maßnahmen.

Das neue Wasserhaushaltsgesetz (WHG) setzt die 
europäische Wasserrahmenrichtlinie in nationales 
Recht um [3] und schafft damit auch die Vorausset-
zungen zur Verbesserung der Gewässermorphologie 
(nicht nur der stofflichen Eigenschaften). Unter an-
derem schreibt es für den Bau und Betrieb der über 
7.500 Wasserkraftanlagen in Deutschland vor, dass 
jetzt auch Maßnahmen zum Schutz der Fischpopula-
tionen ergriffen werden müssen. Damit werden erst-
mals die kumulativen Schädigungseffekte der Was-
serkraftnutzung berücksichtigt. Das UBA entwickelt 
eine Methodik zur Ableitung von Schutzzielen, mit 
der für jede Wasserkraftanlage spezifisch festgelegt 
werden kann, wie hoch der Anteil der Fische, die die 
Anlage schadlos passieren, sein muss. Für die Her-
stellung der Durchgängigkeit an den Bundeswasser-
straßen ist die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung 
des Bundes zuständig. Das UBA beteiligt sich an der 
Entwicklung fachlicher Ansätze, wie das Ziel einer 
vollständigen Durchgängigkeit der Bundeswasser-
straßen zu erreichen ist. 

Gewässerzustand 2009 in Deutschland: Grundwasserkörper 
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GEWÄSSERZUSTAND 2009 IN DEUTSCHLAND: 
GRUNDWASSERKÖRPER

Chemischer ZustandMengenmäßiger Zustand
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Am stärksten gefordert: die Landwirtschaft
Wasser ist neben dem Boden eine für die Landwirt-
schaft unentbehrliche Ressource. Aber: Die inten-
sive Landwirtschaft in Deutschland führt zu gra-
vierenden Schäden in und an Gewässern, deren 
Beseitigung oder Verminderung viele Jahre dauern 
wird. Umfangreiche Flurbereinigungen mit Begra-
digungen und Vertiefungen von Gewässern sowie 
die regelmäßige „Gewässerunterhaltung“ haben 
die meisten Flüsse und Bäche dauerhaft geschä-
digt [4]. Der übermäßige Einsatz von Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteln verursacht eine hohe Nähr-
stoff- und Schadstoffbelastung in vielen Gewässern. 
Zu hohe Gehalte an den Nährstoffen Phosphor und 
Stickstoff (vor allem Nitrat) lassen in Flüssen, Seen 
und Meeren Algen wachsen und begünstigen da-
durch die Eutrophierung (siehe Kasten) der Gewäs-
ser [5]. Hinzu kommt, dass Grundwasser, in dem 
einmal die Nitratgrenzwerte überschritten wur-
den, nur mit großem technischen und finanziellen 
Aufwand zu Trinkwasser aufbereitet werden kann.

Die Gewässerüberwachung zeigt, dass die Land-
wirtschaft derzeit der Hauptverursacher von Ge-
wässerbelastungen ist. Die Umsetzung der Was-
serrahmenrichtlinie stellt in diesem Bereich eine 
große Herausforderung dar. Deshalb enthalten die 
Bewirtschaftungspläne aller Flussgebiete umfang-
reiche Maßnahmenpakete zur Reduktion der land-
wirtschaftlichen Belastungen. Das Spektrum reicht 
hier von Anforderungen an die Flächenbewirt-
schaftung bis hin zu Beratungs- und Informations-
angeboten. Viele der vorgeschlagenen Maßnahmen 
gehen über die gesetzlichen Mindestanforderun-
gen an eine „gute fachliche Praxis“ in der Land-
wirtschaft hinaus. Im Hinblick auf die Erfolgschan-
cen ist allerdings kritisch, dass diese ergänzenden 
Maßnahmen, die erforderlich sind, um die Ziele der 
Richtlinie zu erreichen, nicht verbindlich festgelegt 
worden sind, sondern auf Freiwilligkeit beruhen.

Das UBA empfiehlt, die Einhaltung der notwendigen 
Umweltanforderungen als verbindliche Standards 
im Agrarrecht zu etablieren. Besonders wichtig ist 

in diesem Zusammenhang die umweltgerechte Aus-
richtung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der 
Europäischen Union. Für die Reform der GAP im 
Jahr 2013 wird das UBA rechtzeitig Empfehlungen 
erarbeiten. Zur fachlichen Unterstützung wurde 
dazu im Sommer 2010 die „Kommission Landwirt-
schaft am Umweltbundesamt" (KLU) ins Leben geru-
fen, in der namhafte Vertreterinnen und Vertreter 
aus Wissenschaft und Verwaltung des Agrar- und 
Umweltbereichs zusammenarbeiten und das UBA 
in Fragen der Agrarpolitik beraten.

Bessere Wasserqualität dank Umweltqualitätsnor-
men für gefährliche Stoffe
Zur Beurteilung der stofflichen Belastung in Grund- 
und Oberflächengewässern werden in der Wasser-
rahmenrichtlinie Umweltqualitätsnormen heran-
gezogen. Für die Oberflächengewässer wurden in 
einer Tochterrichtlinie zur Wasserrahmenrichtli-
nie Ende 2008 Umweltqualitätsnormen [6] für 33 
Stoffe festgelegt, die den „guten chemischen Zu-
stand“ definieren. Das System, nach dem die Stof-
fe ausgewählt wurden, basiert auf Vorarbeiten des 
UBA und berücksichtigt die humantoxischen und 
ökologischen Wirkungen. Derzeit werden in einer 
EU-Arbeitsgruppe mit Beteiligung des Amtes weite-
re Stoffe auf ihre EU-weite Relevanz geprüft. 

Neben der europaweit verbindlichen Stoffliste für 
die Bestimmung des „guten chemischen Zustands“ 
werden Stoffe, die einzelne Länder als relevant 
einstufen, national ergänzend zur Bewertung des 
ökologischen Zustands geregelt. Der Wasserkör-
per erhält nur dann das Prädikat „ökologisch gut“, 
wenn keine nationale Norm überschritten wird. In 
Deutschland gibt es seit 2003 Normen für 150 Stof-
fe, die in Verordnungen der 16 Bundesländer auf 
der Grundlage einer Musterverordnung, an deren 
Erarbeitung das UBA maßgeblich beteiligt war, ge-
regelt sind. Zukünftig wird eine Bundesverordnung 
diese Normen kohärent einführen und etwa 20 zu-
sätzlich als relevant erkannte Stoffe ergänzen. Hier-
zu gehören unter anderem einige Arzneimittel-
wirkstoffe, die bislang nicht geregelt wurden. Ihre 

Eutrophierung
Eutroph kommt aus dem Griechischen und bedeutet „gut ernährt“. 
Ausgelöst wird Eutrophierung durch menschliche Aktivität, die zu 
einer Anreichung von Nährstoffen wie Phosphor und Stickstoff in 
Gewässern führt. Im Wasser schwebende Algen und Cyanobakte-
rien (zusammen das „Phytoplankton“) können dann übermäßig 
wachsen und entziehen anderen Pflanzenarten, vielen Kleinlebe-
wesen und anderen Tieren die Lebensgrundlage – entweder weil 
massive Ansammlungen von Phytoplankton das Sonnenlicht für 
Wasserpflanzen abschirmen oder weil durch den biologischen  
Abbau der Pflanzenmasse der Sauerstoffgehalt im Wasser erheb-
lich sinkt. In extremen Fällen bilden sich durch Eutrophierung sau-
erstofffreie, unbelebte Tiefenzonen in flachen Meeren und Seen.
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„Wasser ist neben dem Boden eine für  
die Landwirtschaft unentbehrliche  
Ressource. Aber: Die intensive Landwirt-
schaft führt zu gravierenden Schäden  
in und an Gewässern.“

Fristverlängerung statt Absenkung der Ziele
Die Wasserrahmenrichtlinie verfolgt das Ziel, dass 
sich in Europa alle Oberflächen- und Küstengewäs-
ser sowie das Grundwasser bis 2015 in einem guten 
Zustand befinden. Neben dem Eintrag von chemi-
schen Stoffen in die Gewässer ist hier insbesondere 
der ökologische Zustand der Oberflächengewässer 
wichtig. Flussbegradigungen, Sperrwerke und sons-
tige Eingriffe in den hydromorphologischen Zu-
stand sollen zurückgebaut werden, wenn dies zur 
Erreichung des „guten ökologischen Zustands“ er-
forderlich ist und keine signifikanten Nutzungsein-
schränkungen damit verbunden sind. 

So begrüßenswert dieses Vorgehen aus Umweltsicht 
ist, so anspruchsvoll ist es auch für die Gesellschaft – 
insbesondere hinsichtlich des vorgegebenen Zeit-

raums. Denn das Ziel „guter Zustand“ stößt neben 
natürlichen und technischen auch an wirtschaftli-
che Grenzen. Deshalb erlaubt die Wasserrahmen-
richtlinie unter bestimmten Voraussetzungen, von 
dem Ziel „guter Zustand“ für einzelne Wasserkör-
per abzuweichen. So kann die Frist für das Errei-
chen des guten Zustands um zweimal sechs Jahre 
verlängert werden, zudem dürfen weniger strenge 
Ziele für einen Wasserkörper formuliert werden. 
Voraussetzung ist unter anderem, dass keine wei-
tere Verschlechterung des Zustands des Wasserkör-
pers eintritt. Der Status quo muss also in jedem Fall 
als Minimalanforderung erhalten bleiben. Das UBA 
hat sich immer dafür ausgesprochen, dass bei Be-
darf die Fristverlängerung als Ausnahmemöglich-
keit genutzt und nicht die Ziele abgesenkt werden 
sollen. Durch die zeitliche Streckung der Maßnah-

Aufnahme erfolgte, weil sie in einigen Gewässern 
in ökologisch bedenklich hohen Konzentrationen 
mit anzunehmenden Wirkungen auf die Gewässer-
organismen auftreten.

Umweltqualitätsnormen oder Schwellenwerte für 
die Beurteilung der Grundwasserqualität kannte 
das deutsche Recht bisher nicht. Bislang galten nur 
allgemein formulierte Zielvorgaben, wie zum Bei-
spiel: „Das Grundwasser soll eine möglichst natür-
liche Beschaffenheit haben“, oder: „Das Grundwas-
ser darf nicht nachteilig verändert werden.“ Bei der 
Erteilung von Erlaubnissen und Bewilligungen zur 
Grundwassernutzung konkretisiert nunmehr die 
EG-Grundwasserrichtlinie die Anforderungen der 
Wasserrahmenrichtlinie [7]. Die Grundwasserricht-
linie gibt europaweit verbindliche Umweltquali-
tätsnormen vor: für Nitrat 50 Milligramm pro Liter 
(mg/l), für Pflanzenschutzmittel und Biozide sowie 
für deren relevante Stoffwechsel-, Abbau- und Re-
aktionsprodukte 0,1 Mikrogramm pro Liter (µg/l). 
Darüber hinaus benennt die Richtlinie acht weitere 
Stoffe und Stoffgruppen, für die jeder Mitgliedstaat 
eigene Schwellenwerte festzulegen hat. Deutsch-
land regelt diese Stoffe bundesweit einheitlich. Das 
UBA hat in Zusammenarbeit mit den Ländern fol-
gende Grundwasserschwellenwerte abgeleitet: Ar-
sen 10 µg/l, Cadmium 0,5 µg/l, Blei 10 µg/l, Queck-
silber 0,2 µg/l, Ammonium 0,5 mg/l, Chlorid 250 
mg/l, Sulfat 240 mg/l und für die Summe aus Tri- 
und Tetrachlorethen 10 µg/l.
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men können die verfügbaren finanziellen Ressour-
cen sinnvoll gestaffelt und effizienter eingesetzt 
werden. Diese Sichtweise hat sich in Deutschland 
und vielen anderen EU-Mitgliedstaaten inzwischen 
mehrheitlich durchgesetzt.

Die Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenpro-
gramme zeigen, dass Deutschland in erheblichem 
Umfang Fristverlängerungen in Anspruch nehmen 
muss. Bis 2015 wollen die Bundesländer zwar bei 
weiteren acht Prozent der Oberflächenwasserkör-
per sowie zwei Prozent der Grundwasserkörper den 
guten Zustand erreichen. Für die meisten der an-
deren Wasserkörper – rund 80 Prozent der Oberflä-
chenwasserkörper und 36 Prozent der Grundwas-
serkörper – wurde die Frist jedoch verlängert. Die 
Erwartung ist allerdings, dass in den beiden nächs-
ten Planungszyklen (bis 2022 und 2027) der gute 
Zustand durch weitere Maßnahmen erreicht wer-
den kann. 

Der Erfolg der ersten Planungsphase der Wasser-
rahmenrichtlinie ist daher weniger an der Zahl 
der in einen guten Zustand überführten Wasser-
körper zu messen als darin, dass die Grundlagen 
für die Durchführung der nächsten Planungspha-
sen erarbeitet wurden. Der Aufwand dafür war er-
heblich. Da sowohl die Planung als auch die Um-
setzung der Maßnahmen durch die Bundesländer 
auf Flussgebietsebene erfolgt, hat es sich das UBA 
zur Aufgabe gemacht, auf die bundesweite Kohä-
renz der Umsetzung – von der Datenerhebung bis 
zur Maßnahmenauswahl – hinzuwirken. Dazu ver-
öffentlicht das UBA zu WRRL-relevanten Terminen 
bundesweit aggregierte Daten und Informationen 
zu den verschiedenen Aspekten der Umsetzung 
und weist auch auf Defizite hin. Wichtige Fragen 
in diesem Zusammenhang lauten: Wie lässt sich 
die Verpflichtung zur kosteneffizientesten Maßnah-
menkombination in der planerischen Praxis umset-
zen? Wie kann auch die Landwirtschaft als einer 
der Hauptverursacher von Grundwasserverunreini-
gungen stärker in die Pflicht genommen werden? 
Wie kann die Ausweisung von erheblich verän-
derten Gewässern vereinheitlicht werden? Welche 
weiteren Umweltqualitätsnormen für Schadstoffe 
müssen bundesweit festlegt werden? Wie können 
Meeresschutz- und Hochwasserschutzaspekte in die 
Maßnahmenplanung mit einbezogen werden?

Besserer Schutz der Meeres-
umwelt – Die EG-Meeres- 
strategie-Rahmenrichtlinie 

Rund 70 Prozent der Erdoberfläche sind mit Was-
ser bedeckt. Ozeane und Meere sind ein wichtiger 
Lebensraum für Pflanzen und Tiere und eine un-
verzichtbare Quelle für Nahrung, Energie und Roh-
stoffe. Meeresökosysteme spielen auch eine Schlüs-
selrolle bei der Klima- und Wetterentwicklung. 
Doch Fischereiwirtschaft, Öl- und Gasförderung, 
Stoffeinträge aus Industrie und Landwirtschaft, 
Siedlungsentwicklung an den Küsten und Touris-
mus machen den Meeren zunehmend zu schaffen. 
Das Fortschreiten der Verluste an biologischer Viel-
falt, der Grad der Verunreinigung durch gefährli-
che Stoffe und die Folgen der Klimaveränderung 
sind einige der am deutlichsten sichtbaren Warn-
signale. 

Die Europäische Kommission stellte im Herbst 2005 
eine „Thematische Strategie für den Schutz und die 
Erhaltung der Meeresumwelt” vor. Sie vereint ver-
schiedene Säulen wie die Gemeinsamen Fischerei-
politik (GFP) und den Schutz der Biodiversität und 
der marinen Ökosysteme. Wichtige Ziele sind die 
integrierte Erfassung und Bewertung aller Wirkun-
gen und ein ausgewogenes Verhältnis von Schutz 
und Nutzung. Auf der Grundlage des Vorsorgeprin-
zips und des Ökosystemansatzes geht es um ein in-
tegriertes Management menschlicher Aktivitäten 
(insbesondere Fischerei, Landwirtschaft, Schiff-
fahrt, Energiegewinnung und Chemie) mit dem 
Ziel, sie so zu steuern, dass der Gesundheitszustand 
der komplexen und dynamischen Meeresökosyste-
me nicht beeinträchtigt wird. 

Die im Juli 2008 in Kraft getretene EG-Meeresstra-
tegie-Rahmenrichtlinie (MSRL) bildet die „Umwelt-
säule“ dieser Strategie mit dem Ziel, bis zum Jahr 
2020 für alle europäischen Meeresgebiete einen 
„guten Umweltzustand“ zu erreichen oder diesen 
zu erhalten [8]. Die Kriterien für den „guten Um-
weltzustand“ werden in der Richtlinie anhand von 
11 Deskriptoren (siehe Kasten Seite 42) qualitativ 
definiert. Die Operationalisierung durch quantita-
tive Festlegungen erfolgt derzeit auf europäischer 

2008
Richtlinie tritt in Kraft

2015
Erstellung von Maß-
nahmenprogrammen

2010
Umsetzung in 
nationales Recht

2012
Anfangsbewertung. Beschreibung des 
guten Umweltzustands & Festlegung 
von Umweltzielen und Indikatoren

Start der Überwachungsprogramme

JULI


JULI


Zeitrahmen zur Umsetzung der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie 
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Ebene in der Arbeitsgruppe „Good Environmental 
Status“, die von der EU-Kommission und Deutsch-
land, vertreten durch das UBA, gemeinsam geleitet 
wird. Die Zeitachse der Umsetzung reicht vom In-
krafttreten der Richtlinie 2008 über die Zielerrei-
chung  „guter Umweltzustand“ im Jahr 2020 bis zur 
Überprüfung der Richtlinie 2023 (siehe Abbildung). 
Ein weiterer Zyklus ist dann notwendig, wenn das 
Ziel „guter Umweltzustand“ in Teilen der Meeres-
umwelt verfehlt wird.

Die Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie setzt die mit 
der Wasserrahmenrichtlinie begonnene Neuaus-
richtung der Gewässerbewirtschaftung konsequent 
fort. Das UBA sieht in der Richtlinie eine große 
Chance, einen gesamteuropäisch anspruchsvollen 
und harmonisierten Meeresschutz zu erreichen. 
Problematisch ist allerdings, dass sie kaum konkre-
te fachliche Anforderungen vorgibt: Die Mitglied-
staaten müssen die Anforderungen entweder allein 
oder in Kooperation mit den anderen Mitgliedstaa-
ten erarbeiten und festlegen. 

Deutschland setzt die Meeresstrategie-Rahmenricht- 
linie durch eine Novelle des Wasserhaushaltsgeset-
zes um. Regelungsgegenstände der Gesetzesnovelle 
sind unter anderem:
	 Anfangsbewertung des Umweltzustands,
	 Kriterien zur Beschreibung des „guten 
	 Umweltzustands”,

	 Festlegung von Umweltzielen,
	 Erstellung und Durchführung von 
	 Überwachungsprogrammen,
	 Aufstellung von Maßnahmenprogrammen.

Die Anforderungen der Richtlinie werden hiermit 
zusammen mit den bestehenden Regelungen zur 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie kohärent 
umgesetzt. 

Die von der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie ver-
langte Anfangsbewertung muss bis zum 15. Juli 
2012 abgeschlossen sein. Für die deutsche Nord- 
und Ostsee wird diese Bewertung gegenwärtig von 
Bund und Küstenländern mit Beteiligung des UBA 
vorbereitet. Diese erste Bestandsaufnahme umfasst 
eine Analyse der wichtigsten Eigenschaften und 
Merkmale (zum Beispiel vorherrschende Biotopty- 
pen des Meeresgrundes oder Beschreibung der bio- 
logischen Gemeinschaften) von Nord- und Ostsee 
und die Bewertung des derzeitigen Umweltzu-
stands unter Berücksichtigung der Auswirkungen 
menschlicher Nutzungen und Belastungen (wie 
Schadstoffe, Eutrophierung, Müll und Lärm). Darü-
ber hinaus ist eine wirtschaftliche und gesellschaft-
liche Analyse der Nutzungen der betreffenden Ge-
wässer sowie der voraussichtlichen Kosten einer 
Verschlechterung erforderlich. 

2015
Erstellung von Maß-
nahmenprogrammen

2018
Bewertung des 
Umweltzustands 
(Aktualisierung alle 6 Jahre)

2016
Umsetzung der Maß-
nahmenprogramme

2023
Überprüfung der 
Richtlinie (Artikel 23)

2020
Guter Zustand erreicht?
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Kriterien für einen guten Umweltzustand europäischer Meere

Ziel der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie ist das Erreichen eines „guten Umweltzustands“ für die Meere  
im Gebiet der Europäischen Union [8]. Die Definition dieses Zustands erfolgt anhand von elf sogenannten 
„qualitativen Deskriptoren“ [9]. Diese sind:

D1: Die biologische Vielfalt wird erhalten. Die Qualität 
und das Vorkommen von Lebensräumen sowie die 
Verbreitung und Häufigkeit der Arten entsprechen den 
vorherrschenden physiografischen, geografischen und 
klimatischen Bedingungen.

D2: Nicht einheimische Arten, die sich als Folge 
menschlicher Tätigkeiten angesiedelt haben, kommen 
nur in einem für die Ökosysteme nicht abträglichen 
Umfang vor.

D3: Alle kommerziell befischten Fisch- und Schalen-
tierbestände befinden sich innerhalb sicherer biologi-
scher Grenzen und weisen eine Alters- und Größenver-
teilung der Population auf, die von guter Gesundheit 
des Bestandes zeugt.

D4: Alle bekannten Bestandteile der Nahrungsnetze 
der Meere weisen eine normale Häufigkeit und Vielfalt 
auf und sind auf einem Niveau, das den langfristigen 
Bestand der Art sowie die Beibehaltung ihrer vollen 
Reproduktionskapazität gewährleistet.

D5: Die vom Menschen verursachte Eutrophierung ist 
auf ein Minimum reduziert; das betrifft insbesondere 
deren negative Auswirkungen wie Verlust der biolo-
gischen Vielfalt, Verschlechterung des Zustands der 
Ökosysteme, schädliche Algenblüten sowie Sauer-

stoffmangel in den Wasserschichten nahe dem Mee-
resgrund.

D6: Der Meeresgrund ist in einem Zustand, der ge-
währleistet, dass die Struktur und die Funktionen der 
Ökosysteme gesichert sind und dass insbesondere 
benthische Ökosysteme keine nachteiligen Auswirkun-
gen erfahren.

D7: Dauerhafte Veränderungen der hydrografischen 
Bedingungen haben keine nachteiligen Auswirkungen 
auf die Meeresökosysteme.

D8: Aus den Konzentrationen an Schadstoffen ergibt 
sich keine Verschmutzungswirkung.

D9: Schadstoffe in für den menschlichen Verzehr 
bestimmten Fisch und anderen Meeresfrüchten über-
schreiten nicht die im Gemeinschaftsrecht oder in 
anderen einschlägigen Regelungen festgelegten Kon-
zentrationen.

D10: Die Eigenschaften und Mengen der Abfälle im 
Meer haben keine schädlichen Auswirkungen auf die 
Küsten- und Meeresumwelt.

D11: Die Einleitung von Energie, einschließlich Unter-
wasserlärm, bewegt sich in einem Rahmen, der sich 
nicht nachteilig auf die Meeresumwelt auswirkt.
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Fischereipolitik muss einbezogen werden
Die Fischerei hat großen Einfluss auf die Mengen-, 
Größen- und Altersverteilungen vieler Tier- und 
Pflanzenarten im Meer. Die Meeresstrategie-Rah-
menrichtlinie sieht den Zustand der kommerzi-
ell genutzten Fischbestände als ein Kriterium zur 
Beurteilung des Zustands der Meere vor. Um eine 
nachhaltige Nutzung der Meere, das heißt eine 
ökologisch verträgliche Nutzung der 
Bestände, zu erreichen, kann die 
Zertifizierung von Fisch und Meeres-
früchten ein starkes wirtschaftliches 
Marktinstrument darstellen. Vorrei-
ter auf diesem Gebiet ist der „Marine 
Stewardship Council“ (MSC). Die un-
abhängige Organisation vergibt ihr 
Umweltsiegel an nachhaltig arbei-
tende Fischereien. Bisher haben welt-
weit 94 Fischereien den Zertifizie-
rungsprozess bestanden, darunter 
beispielsweise die deutsche Nordsee- 
krabbenfischerei. Aus den Fängen 
dieser Fischereien werden mittler-
weile 12 Prozent der weltweit erzeugten Fischerei-
erzeugnisse hergestellt. Das UBA fördert das MSC-
Programm finanziell. Dadurch kann eine verstärkte 
Öffentlichkeitsarbeit und Ansprache von Akteuren 
im Fischereisektor, im produzierenden Gewerbe so-
wie im Lebensmitteleinzelhandel stattfinden. Die 
gleichzeitige Sensibilisierung der Bevölkerung soll 
bewirken, dass in zunehmendem Maße nachhaltig 
erwirtschafteter Fisch die Verkaufsregale erobert. 
Das UBA unterstützt damit die laufende Verbesse-
rung der MSC-Standards. 

Müll und Lärm in den Meeren
Die Fischerei hat nicht nur Auswirkungen auf die 
Fischbestände der Meere. Neben der Schifffahrt ist 
sie die Hauptquelle, über die Müll ins Meer gelangt. 
Jährlich gelangen etwa 20.000 Tonnen Abfälle in 
die Nordsee, das entspricht dem jährlichen Haus-
müllaufkommen einer deutschen Kleinstadt mit 
50.000 Einwohnern. Etwa 600.000 Kubikmeter ha-
ben sich in der Nordsee bereits am Meeresboden 
abgelagert [10]. Ein Großteil davon entfällt auf Plas-
tik, den Wunderstoff der Moderne. Plastik ist mit 
einer Abbauzeit von bis zu 450 Jahren besonders 
problematisch: Meereslebewesen verstricken sich 
in Netzen aus Kunststoff oder sie verwechseln Plas-
tikteile mit Nahrung. In der Folge verstopfen ihre 
Verdauungstrakte oder die Tiere verhungern [11]. 

Darüber hinaus gelangen giftige Inhaltsstoffe in 
die Nahrungskette und können das Erbgut sowie 
den Hormonhaushalt der Meerestiere beeinträchti-
gen. Neben ökologischen Problemen bringt Plastik-
müll auch ästhetische und sozioökonomische Prob-
leme mit sich. Allein in Ostholstein müssen jährlich 
bis zu 1,2 Millionen Euro aufgewendet werden, um 
die Strände sauber zu halten [12]. 

Das UBA fordert und fördert die Er-
arbeitung adäquater Erhebungs- und 
Bewertungsverfahren, zum Beispiel 
für die Erhebung des Anteils an Mi- 
kroplastik und für die genaue Quan-
tifizierung des Müllaufkommens an 
Stränden sowie der durch Kunststof-
fe verendeten Tiere. Unser Ziel ist: 
Stopp der Müllverbringung in die 
Meere und Einführung einer Pflicht 
zur Entsorgung an Land. Hierzu  
müssen in Zukunft wirksame Maß-
nahmen vereinbart werden. Das 
UBA fördert ein Projekt des Natur-

schutzbundes Deutschlands (NABU), das die Öffent-
lichkeit, Politik und betrof-fene Nutzergruppen ver-
stärkt zu dem Thema informieren und praktische 
Lösungsansätze anbieten will [13].

In der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie werden 
erstmals auch die negativen biologischen Effekte 
von Unterwasserschall berücksichtigt. Denn die 
Folgen von Unterwasserlärm können bei Meeresbe-
wohnern von Verhaltensänderungen bis hin zum 
Tod reichen [14]. Derzeit gibt es allerdings noch kei-
ne ausreichenden Erkenntnisse über das Ausmaß 
der auf den Menschen zurückgehenden Lärmbe-
lastung in Nord- und Ostsee. Das UBA hat bereits 
Lärm an Land kartiert und plant nun entsprechen-
de Untersuchungen auch für das Meer. Hierfür wur-
den bereits wesentliche Grundlagen erarbeitet [15]. 
Dabei wurde unter anderem evaluiert, welche Tie-
re durch den Parameter Unterwasserlärm in deut-
schen Meeresgebieten potentiell betroffen sind, 
welche Lärmverursacher Betrachtung finden müs-
sen und welche bestehenden Messstationen in ein 
späteres Messnetz integriert werden könnten. Säu-
ger sind besonders lärmempfindlich. In deutschen 
Meeresgebieten sind insbesondere Schweinswale 
betroffen, die unter anderem durch Rammarbeiten 
beim Aufstellen von Offshore-Windkraftanlagen 
gestört werden.

„Allein in Ostholstein müssen 
jährlich bis zu 1,2 Millionen 
Euro aufgewendet werden, um 
die Strände sauber zu halten.“

MSC: Das siegel für nachhal-
tig arbeitende fischereien
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Ölverschmutzung verhindern – Konsequenzen aus 
der Ölkatastrophe im Golf von Mexiko? 
Der Deskriptor D8 der Meeresstrategie-Rahmen-
richtlinie fordert: „Aus den Konzentrationen an 
Schadstoffen ergibt sich keine Verschmutzungswir-
kung“. Im Hinblick auf Ölverschmutzungen klingt 
diese Forderung wie Makulatur. Nach einer Explo-
sion Ende April 2010 versank die Ölplattform Deep-
water Horizon des Ölkonzerns British Petroleum (BP) 
im Golf von Mexiko. Seitdem sind nach Schätzung 
der amerikanischen Behörden rund 780 Millionen 
Liter Öl unkontrolliert ins Meer geflossen und ha-
ben großflächig Flora und Fauna geschädigt oder 
vernichtet. Die Folgen für die verschiedenen Küs-
ten- und Meeresökosysteme im Golf von Mexiko 
sind gravierend und für einzelne Lebensräume wie 
die Tiefsee noch nicht absehbar.

Im Nordostatlantik gibt es derzeit rund 700 teilwei-
se über 20 Jahre alte Installationen zur Öl- und Gas-
förderung [16]. Angesichts der Ereignisse im Golf 
von Mexiko müssen für diese europäischen Anla-
gen die gesetzlichen Regelwerke, das Sicherheits-
management sowie der Stand der Technik und 
Haftungsfragen einer umfassenden Überprüfung 
unterzogen werden. Das UBA fordert die Erfüllung 
folgender Bedingungen für eine Offshore-Öl- und 
Gasförderung: 

	 Schaffung weltweit hoher Sicherheitsstandards 
als Bestandteil zertifizierter Sicherheitsmanage-
mentsysteme sowie deren Überwachung durch 
Aufsichtsbehörden, 

	 Etablierung eines Notfallmanagements, 
	 Schaffung einer Infrastruktur zur Bekämpfung 

von ausgetretenem Öl und anderen schädlichen 
Stoffen,

	 Einrichtung eines Fonds zur Begleichung mögli-
cher Unglücksfolgen,

	 Festlegung angemessener Haftungshöchstgren-
zen, 

	 Gewährleistung eines schnellen Informations-
flusses bei Unglücken.

So gravierend schädlich Unfälle wie im Golf von 
Mexiko sind, sie sind nicht der Haupteintragspfad 
von Öl ins Meer. Schätzungen zeigen, dass ledig-
lich etwas mehr als ein Zehntel des in die Meere 
eingetragenen Öls von Unfällen mit Plattformen 
und Tankern stammt. Der weitaus größere Anteil 
gelangt durch Schiffsverkehr (legale und illegale 
Abgaben), über kommunale Abwässer, infolge des 
täglichen Betriebs von Ölplattformen und aus na-
türlichen Quellen ins Meer. Bei der Umsetzung der 
MSRL ist entscheidend, auch diese Quellen mit ge-
eigneten Maßnahmen zu reduzieren.

Windkraftnutzung erfordert Rücksichtnahme 
Die Bundesregierung will den Anteil erneuerba-
rer Energien an der Stromversorgung bis zum Jahr 
2020 auf mindestens 30 Prozent erhöhen. Dazu 
soll auch die Nutzung der Windkraft in Nord- und 
Ostsee ausgebaut werden. Geplant sind zahlreiche 

Offshore-Windparks, in denen jeweils mehrere Ein-
zelanlagen (Windräder) aufgestellt werden. Bis Juli 
2010 waren 23 Offshore-Windparks in der deut-
schen Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) der 
Nordsee und drei weitere in der Ostsee genehmigt 
worden. Die Windparks umfassen insgesamt 1.808 
Einzelanlagen. Um Erfahrungen mit den Auswir-
kungen von Windparks sammeln zu können, wur-
den bislang nur Projekte mit einer beschränkten 
Anzahl von jeweils maximal 80 Einzelanlagen zu-
gelassen. Sie bilden die Entscheidungsgrundlage für 
den weiteren Ausbau. Bau und Betrieb werden von 
einer umfangreichen ökologischen Überwachung 
begleitet. Das UBA ist an den Genehmigungsver-
fahren zu Offshore-Windenergieanlagen beteiligt 
(technische und organisatorische Maßnahmen zur 
Reduktion bau-, betriebs- und rückbaubedingter 
Auswirkungen von Offshore-Windenergieanlagen) 
und setzt sich hier für einen umweltverträglichen 

Ausbau der Offshore-Windkraft ein. Hierzu zählt 
zum Beispiel die Entwicklung von technischen Lö-
sungen zur Vermeidung von Vogelschlag, etwa 
durch eine Optimierung der Verkehrssicherheits-
beleuchtung. In der Bauphase ist es vor allem der 
Lärm, der die Meeressäuger aus ihren angestamm-
ten Biotopen vertreibt. Das UBA erarbeitet daher 
„ökologische Leitplanken“ für die Bewertung von 
Windenergieanlagen für die Bereiche der Gefah-
renabwehr und des vorsorgenden Umweltschutzes. 
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Wasserwirtschaft in Zeiten 
des Klimawandels 

Die Menge der nutzbaren Wasservorräte wird we-
sentlich von drei Einflussfaktoren bestimmt: den kli-
matischen Gegebenheiten einer Region, der Höhe 
der Wasserentnahmen und dem lokalen Wasser-
management. Deutschland liegt in der sogenann-
ten humiden Klimazone, im Jahr fallen also mehr 
Niederschläge als verdunsten können. Mit einer 
verfügbaren Wassermenge von 188 Milliarden Ku-
bikmetern ist Deutschland ein wasserreiches Land. 
Die landesweiten Wasservorräte sind ausreichend, 
um den Bedarf aller Nutzungen zu decken. Durch 
wassersparende Technologie nutzen Industrie, Ener-
giewirtschaft, Landwirtschaft und private Haushalte 
heute weniger als 20 Prozent des zur Verfügung ste-
henden Wassers [17]. Trotz der insgesamt günstigen 
Bedingungen gibt es Gebiete mit nur geringen nutz-
baren Grund- und Oberflächenwasservorkommen, 
da Wasservorräte, Niederschläge und der Wasser-
bedarf unterschiedlich verteilt sind. Durch effektive 

Gewinnungs- und Verteilungssysteme und angepass-
te Nutzungen können räumliche und zeitliche Man-
gelsituationen innerhalb Deutschlands heute über-
brückt werden.

Wie aber wird sich die Situation durch den Klima-
wandel verändern? Nicht nur weltweit – auch in 
Deutschland steigt die Temperatur durch den Kli-
mawandel und die Niederschläge verändern sich. 
In Deutschland wird es im Winter voraussichtlich 
mehr Regen, dafür aber weniger Schnee und im 
Sommer weniger Niederschläge geben. Die schon 
heute trockeneren östlichen Regionen Deutschlands 
werden hiervon zum Beispiel stärker betroffen sein. 
Diese Veränderungen haben auch Auswirkungen 
auf die Gewässer und den Wasserhaushalt einer Re-
gion. Klimaänderungen finden aber bereits heute 
schon statt. Die Folgen für den Wasserhaushalt wer-
den kontinuierlich beobachtet, Wissenschaftler un-
tersuchen die langfristigen Auswirkungen. 

Trotz der beschriebenen Folgen ist davon auszuge-
hen, dass sich die wasserwirtschaftlichen Voraus-
setzungen durch den Klimawandel insgesamt nicht 
grundsätzlich verändern werden. Das heißt: Auch in 
Zukunft wird es in Deutschland ausreichend Was-
ser geben [18]. Dennoch wird es regionale und sai-
sonale Effekte – vor allem bei längeren und häufi-
geren regionalen Trockenheitsphasen – geben, von 
denen die Wassernutzungen unterschiedlich stark 
betroffen sein werden. So sind zum Beispiel für die 
Trinkwasserversorgung die Folgen für die Grund-
wasserneubildung entscheidend, da Trinkwasser in 
Deutschland zu über 70 Prozent aus Grundwasser 
gewonnen wird. Da das Grundwasser ganzjährig aus 
Niederschlägen gespeist wird und bisher die Ent-
nahmemengen in der Regel kleiner als die Grund-
wasserneubildungsraten sind, wird es hierzulande 
voraussichtlich auch unter geänderten Klimabe-
dingungen keine grundsätzlichen Probleme in der 
Trinkwasserversorgung geben. 

„Schon heute muss die Gewässer-
bewirtschaftung so ausgerichtet  
werden, dass sie auf allmähliche 
Veränderungen als auch auf extre-
me Ereignisse wie Trockenheit  
oder Hochwasser reagieren kann.“
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Trotzdem sind gerade in Wassermangelgebieten 
Maßnahmen sinnvoll, die die Grundwasserneubil-
dung und damit eine Stabilisierung des Landschafts-
wasserhaushaltes unterstützen. Dazu gehören zum 
Beispiel eine Reduzierung der Flächenversiegelung 
und die dezentrale Versickerung von Regenwasser. 
Ganz anders ist die Landwirtschaft betroffen. Hier 
sind nicht nur die den Standort prägenden Grund-
wasservorräte entscheidend, sondern auch die sai-
sonalen Niederschläge. Verschieben sich die Nie-
derschläge in das Winterhalbjahr und bleibt Regen 
in der Vegetationszeit aus, verschlechtern sich Er-
träge und Qualität der Ernteprodukte.

Geeignete MaSSnahmen für die Zukunft schon  
heute finden
Die Herausforderung ist daher, trotz der bestehen-
den wissenschaftlichen Unsicherheiten über das 
Ausmaß, den Zeitpunkt und die konkreten örtli-
chen Auswirkungen des Klimawandels schon heu-
te Maßnahmen zum Umgang mit den Folgen des 
Klimawandels vorzubereiten und durchzuführen. 
Anpassungsmaßnahmen sind vor allem im Wasser- 
und Bodenbereich gefragt, um die unterschiedli-
chen Nutzungen von Wasser und Boden aufrecht 
zu halten. Wesentlich ist dabei, dass die Maßnah-
men so gestaltet werden, dass sie flexibel bleiben 
und in weiten Bereichen des Klimawandels wirk-
sam sind. Ein Beispiel: Hochwasserereignisse kön-
nen durch den Klimawandel zunehmen; dem sollte 
durch Schaffung zusätzlicher Überflutungsflächen 
begegnet werden. Örtlich können auch Deicher-

höhungen erforderlich werden. Schon heute wer-
den deshalb in einigen Regionen Deutschlands die 
neuen Deiche in der Basis breiter gebaut, sodass –  
wenn es in Zukunft notwendig wird – mit geringe-
rem Aufwand der Deich erhöht werden kann.

Dieses Beispiel zeigt: Anpassungsmaßnahmen für 
die Wasserwirtschaft und den Gewässerschutz müs- 
sen vorausschauend und langfristig angelegt wer-
den, da wasserwirtschaftliche Investitionen und 
Entscheidungen häufig die Rahmenbedingungen 
für Jahrzehnte festlegen. Schon heute muss die Ge- 
wässerbewirtschaftung so ausgerichtet werden dass 
sie sowohl auf allmähliche Veränderungen als auch 
auf extreme Ereignisse wie Trockenheit, Starknie-
derschläge und Hochwasser reagieren kann. Pro-
bleme durch kurzfristige Extremsituationen, wie 
zum Beispiel Hochwasser und Niedrigwasser, muss-
ten auch in der jüngsten Vergangenheit immer wie-
der bewältigt werden. 

Hochwasserrisikomanagement in Europa 
Hochwasser haben eine natürliche Ursache und 
sind eine feste Größe in der Natur. Die Lebensge-
meinschaften in Flüssen und Auen sind an den 
wechselnden Wasserstand angepasst. Probleme ent- 
standen und entstehen erst durch die vom Men-
schen vorgenommenen gravierenden Eingriffe in 
den Flusslauf. Sie dienten der Schaffung von Sied-
lungsflächen, der Schiffbarkeit der Gewässern, der 
intensiveren Landwirtschaft, der Wasserkraftnut-
zung und, paradoxerweise, dem Hochwasserschutz. 
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Diese Eingriffe führten zum Verlust der natürlichen 
Überschwemmungs- und Auengebiete und in der 
Folge zu elementaren Veränderungen des Abfluss-
verhaltens der Gewässer. Hochwasserwellen flie-
ßen heute durch Verkürzung und Begradigung der 
Flussläufe mit höheren Fließgeschwindigkeiten und 
größerem Wasservolumen ab. Die Wahrscheinlich-
keit und die Stärke von Hochwasserereignissen kön-
nen infolge des Klimawandels zunehmen. Durch 
Besiedlung, industrielle Ansiedlungen und ande-
re menschliche Aktivitäten entlang der Flussläufe 
entstehen materielle Werte in Gewässernähe. Da-
mit erhöht sich aber auch das Schadenspotential in 
hochwassergefährdeten Gebieten.

Um Hochwasserschäden künftig zu begrenzen, wer-
den national wie international langfristig tragfähi-
ge Strategien auf Einzugsgebietsebene erarbeitet. 
Dabei steht zunehmend das Hochwasserrisiko im 
Mittelpunkt. Die Wasserwirtschaftsverwaltungen 
untersuchen nicht mehr nur die Gefahr eines Hoch-
wasserereignisses, sondern verknüpfen die Wahr-
scheinlichkeit, dass dieses Ereignis eintritt, mit den 
zu erwartenden Schäden. Dadurch können Maß-
nahmen zielgerichteter und kosteneffizienter ge-
staltet werden. Für den europäischen Raum gilt seit 
November 2007 die „EG-Richtlinie über die Bewer-
tung und das Management von Hochwasserrisiken“ 
(EG-HWRMRL) [19]. Diese verfolgt einen dreistufi-
gen Ansatz: Mit einer vorläufigen Bewertung soll 
das Hochwasserrisiko auf der Ebene der Flussein-
zugsgebiete bis Ende 2011 eingeschätzt werden. In 
einem zweiten Schritt erarbeiten die zuständigen 
Behörden bis Ende 2013 Hochwassergefahren- und 
Hochwasserrisikokarten. Bis 2015 müssen die be-
troffenen Staaten Hochwasserrisiko-Management-
pläne entwickeln.

Diese Schritte sollen in einem Rhythmus von sechs 
Jahren überprüft werden, sodass neue Ergebnisse 
aus der Klimafolgenforschung berücksichtigt wer-
den können. Das erlaubt ein zeitnahes Reagieren 
auf möglicherweise veränderte Wahrscheinlich-
keiten für das Eintreten von Hochwasserereignis-
sen. Der Schwerpunkt der Arbeiten des UBA für 
die Umsetzung des Hochwasserrisikomanagements 
ist dabei die grenzüberschreitende Koordinierung, 
die Einbeziehung von Klimafolgen in die Hoch-
wasserbewertung, die Stärkung der Eigenvorsorge 
von Bürgerinnen und Bürgern sowie die höhere 
Gewichtung ökologisch ausgerichteter Maßnah-
men, wie die Wiedergewinnung von Überschwem-
mungsflächen und die Reaktivierung von Auen.

Kühlwasserentnahme zwischen Energiegewinnung, 
ökologischer Belastung und Klimawandel
Wassertemperaturen sind das Spiegelbild der Kli-
maentwicklung. Sie werden zudem durch Kühlwas-
serentnahmen – etwa durch konventionelle Kraft- 
werke zur Energiegewinnung – entscheidend be-
einflusst. Dort, wo viel Kühlwasser den Flüssen 
entnommen wird, stellen die Bundesländer Wär-
melastpläne auf, um eine Überbeanspruchung der 

Gewässer mit schwerwiegenden ökologischen Fol-
gen zu vermeiden. Diese Wärmelastpläne gewin-
nen in Zeiten des Klimawandels zunehmende Be-
deutung.

Die Wassertemperatur beeinflusst das Leben in 
Fließgewässern entscheidend. Sie hat eine große 
Bedeutung für die Lebensvorgänge aller Gewässer-
lebewesen, denn die meisten Gewässerorganismen 
besitzen keine eigene Reglung ihrer Körpertempe-
ratur. Die direkten Auswirkungen erhöhter Gewäs-
sertemperaturen, wie sie durch den Klimawandel 
auftreten werden, reichen vom Hitzetod über die 
Schädigung von Organen bis zur Verschiebung von 
Laichzeiten oder der Störung der Nahrungsaufnah-
me. Darüber hinaus können indirekte Wirkungen, 
wie die Veränderungen des Artenspektrums oder 
die Förderung von habitatfremden Arten, auftreten 
[20]. Hinzu kommt ein weiteres Problem: Steigen 
die Gewässertemperaturen, sinkt der Sauerstoff-
gehalt im Gewässer. Fische benötigen aber in war-
men Gewässern mehr Sauerstoff als in kalten. Zu-
sätzlich verläuft der biologische Abbau organischer  
Substanzen bei höheren Temperaturen schneller 
als bei niedrigeren Wassertemperaturen. Da auch 
dieser Prozess Sauerstoff verbraucht, verringert sich 
der Sauerstoffgehalt im Wasser noch weiter. 

Die Entnahme von Kühlwasser stellt stets eine öko-
logische Belastung für das Gewässer dar, auch wenn 
sie je nach Abflussverhältnissen und Gewässerregi-
on unterschiedlich hoch ausfällt. Für die wasserbe-
hördliche Genehmigung einer Kühlwassernutzung 
sind daher genaue Kenntnisse des ökologischen Zu-
stands des Gewässers nötig. Die Kühlwasserentnah-
me darf die Erhaltung beziehungsweise die Errei-
chung des „guten ökologischen Zustands“ nach der 
Wasserrahmenrichtlinie nicht gefährden [20]. Das 
UBA hält für die Beurteilung einer Kühlwasserein-
leitung eine Gesamtbetrachtung der Wärmeeinträ-
ge im gesamten Flusseinzugsgebiet ebenso für er-
forderlich  wie ihre transparente Darstellung, zum 
Beispiel in Form von Wärmelastplänen. Diese soll-
ten so gestaltet werden, dass eine unkomplizierte 
Anpassung möglich ist, wenn durch den Klimawan-
del die Gewässertemperaturen ansteigen oder die 
Kühlwasserentnahme aufgrund längerer und häu-
figerer Niedrigwasserperioden eingeschränkt wer-
den muss.

Energieeffiziente Abwasserbehandlung senkt  
CO

2
-AusstoSS 

Die Wasserwirtschaft ist nicht nur von den Folgen 
der Klimaänderungen betroffen, sie kann auch 
selbst einen Beitrag zum Klimaschutz leisten. Zum 
Beispiel können durch die Reduzierung des Ener-
gieverbrauchs von Kläranlagen große Mengen Koh-
lendioxid (CO

2
) eingespart werden. In Deutschland 

sind 95 Prozent der Bevölkerung an die kommuna-
le Abwasserentsorgung angeschlossen. Für die Be-
handlung des Abwassers stehen etwa 10.000 kom-
munale Kläranlagen zur Verfügung. Diese sind für 
20 Prozent des kommunalen Energiebedarfs ver-
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antwortlich. Sie sind damit der größte kommuna-
le Einzelenergieverbraucher – noch vor Schulen, 
Krankenhäusern oder der Straßenbeleuchtung. Sie 
benötigen fast 4.400 Gigawattstunden Strom pro 
Jahr. Das entspricht der Jahresleistung eines mo-
dernen Kohlekraftwerks und führt zur Entstehung 
von rund drei Millionen Tonnen CO

2
.

Untersuchungen des UBA haben gezeigt, dass bis 
zu 20 Prozent Energieeinsparungen und bis zu ei-
ner Vervierfachung der Eigenenergieerzeugung 
beim Betrieb dieser Anlagen erreichbar sind [21]. 
Abwasseranlagen besitzen in allen Verfahrens-
schritten die Möglichkeit zur Energieerzeugung. 
Hierzu zählt die Nutzung der thermischen Energie 
des Abwassers und des Wassergefälles im System, 

aber auch die Stromerzeugung in der Verwertung 
des Faulgases und der Gärreste. 

Um die Markteinführung dieser Maßnahmen zu 
unterstützen, hat das Bundesumweltministerium 
im Rahmen seines Umweltinnovationsprogramms 
gemeinsam mit dem UBA und der KfW Banken-
gruppe einen Förderschwerpunkt „Energieeffizi-
ente Abwasseranlagen“ initiiert. Gefördert werden 
Projekte, die den Abwassertransport in der Kana-
lisation, die Behandlung des Abwassers bis zur  
Einleitung in ein Gewässer sowie die Klärschlamm-
behandlung und -verwertung im Zusammenhang 
mit der Abwasserbehandlung energieeffizienter  
gestalten.
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Ein Schadstoffregister macht Gewässerbelas- 
tungen öffentlich 
Seit 2008 müssen Industriebetriebe jährlich ihre 
Emissionen in Luft, Wasser, Boden sowie die Ver-
bringung von Abfällen und Abwasser in einem 
Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister 
(Pollutant Release and Transfer Register, PRTR) 
melden. Deutschland übermittelt auf Grundlage 
der europäischen Verordnung zum PRTR [22] die 
entsprechenden Daten jährlich an die EU. Außer-
dem hat Deutschland  sich verpflichtet, ein natio-
nales Register zum PRTR einzurichten. Die Daten 
und weitere Informationen werden vom UBA in Zu-
sammenarbeit mit den Bundesländern im Internet 
veröffentlicht. Inzwischen liegen die berichteten 
Schadstofffrachten und entsorgte Abfallmengen 
der Berichtsjahre 2007 und 2008 für jeweils mehr 
als 4.200 Industriebetriebe vor. Ziel des PRTR ist es, 
der Öffentlichkeit, der Industrie, Wissenschaftlern, 
Nichtregierungsorganisationen und anderen Ent-
scheidungsträgern einen freien Zugang zu Umwel-
tinformationen zu ermöglichen und dadurch für 
mehr Transparenz zu sorgen. 

Das PRTR informiert über insgesamt 65 industriel-
le Tätigkeiten aus neun Industriebranchen. Das Re-
gister umfasst 91 Schadstoffe, die maßgeblich zur 
Luftverschmutzung, Klimaveränderung und Gewäs-
serbelastung beitragen. Dabei sind nur diejenigen 
Schadstoff- oder Abfallmengen enthalten, die über 
einem vorgegebenen Schwellenwert liegen. Zu den 

91 zu berichtenden Schadstoffen zählen Klimaga-
se und Schwermetalle ebenso wie organische Ver-
bindungen, zum Beispiel Dioxine oder PCBs. Schon 
jetzt liefert das PRTR umfassende Informationen zu 
aktuellen Umweltproblemen. So konnten die Daten 
für 2007 zeigen, dass der Großteil der Quecksilber-
emissionen in Deutschland als Luftemissionen aus 
Verbrennungsanlagen stammt. Langfristig wird das 
PRTR dazu beitragen, dass berichtspflichtige Betrie-
be ihre Schadstofffrachten und Abfallmengen ver-
ringern, um nicht mehr im öffentlichen Register 
aufgeführt zu werden. Die Daten sind eine wichti-
ge Grundlage für das im Jahr 2012 zu erstellende 
Inventar der Emissionen, Einleitungen und Verlus-
te von prioritären Stoffen nach der Wasserrahmen-
richtlinie. Erste Analysen zeigen, dass für viele Stoffe 
die Einträge aus kommunalen Abwassersystemen in 
die Gewässer eine wichtige Quelle darstellen.

Was folgt aus dem Wasserpreisurteil des Bundes-
gerichtshofs? 
Im Februar 2010 hat der Bundesgerichtshof (BGH) 
in einem Kartellrechtsverfahren ein viel beachte-
tes Urteil erlassen [23]. Darin bestätigte der BGH 
eine Preissenkungsverfügung der hessischen Kar-
tellbehörde gegen einen privatrechtlich organi-
sierten Wasserversorger und hat den Vergleich der 
Wasserpreise gleichartiger Wasserversorger zu-
gelassen. Das hat zu Befürchtungen geführt, dass 
die Wasserversorger ihre bisherigen Vorsorgean-
strengungen für den Gewässer- und Trinkwasser-

Entwicklung des täglichen Pro-Kopf-Verbrauchs in Haushalten und Kleingewerbe
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schutz zukünftig aus ökonomischen Gründen zu-
rückfahren oder gar einstellen müssen. Und in der 
Tat enthält das Urteil Passagen, die nicht unprob-
lematisch sind. Zunächst muss die Kartellbehörde 
für einen Preisvergleich die Versorgungsdichte, die 
Abnehmerdichte, die Anzahl der versorgten An-
wohner, die Abgabestruktur, Unterschiede bei den 
Beschaffungs- und Aufbereitungskosten und die 
Gesamterträge erheben und vergleichen. Weitere 
wesentliche Kostenfaktoren, wie zum Beispiel die 
Geländestruktur, erhöhte Instandhaltungskosten 

für das Leitungsnetz oder besondere Vorsorgeauf-
wendungen für Umweltschutz und Hygiene muss 
hingegen der Wasserversorger nachweisen, um 
gegebenenfalls seine gegenüber anderen Versor-
gern höheren Preise im Einzelfall zu rechtfertigen.  
Und diese Beweislastumkehr ist der kritische Punkt 
des Urteils, da es den betroffenen Unternehmen 
nicht ohne weiteres möglich sein wird, in die Bü-
cher der Vergleichsunternehmen zu schauen, um 
nachzuweisen, dass die Kostenunterschiede berech-
tigt sind.

Investitionen der öffentlichen Wasserversorgung 2009
Insgesamt 1,974 Mrd. Euro 

Entwicklung der Trinkwasserpreise 1992–2007 
Durchschnittliche Preise für Haushalte in Deutschland in euro pro 1.000 Liter (pro m3)WASSSERPREISE IN DEUTSCHLAND
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Gewässer schützen – Nutzung nachhaltig gestalten
Deutschland betrieb und betreibt engagierten Ge-
wässerschutz. Zwar haben noch nicht alle deut-
schen Oberflächengewässer und Grundwasserkör-
per den gewünschten „guten Zustand“ erreicht, die 
ersten Schritte auf diesem Weg sind aber gemacht. 
Anspruchsvolle Umweltziele, wie sie die neuen EU-
Richtlinien für die Gewässer vorsehen, erfordern 
Zeit, zum Teil im Generationenmaßstab. Der Para-
digmenwechsel im Gewässerschutz mit seiner Aus-
richtung auf die Einzugsgebiete der Flüsse (statt 
allein auf das Wasser) sowie die gemeinsame Be-
trachtung aller Nutzungen und Risiken hat bereits 
mit der laufenden Bewirtschaftungsplanung dazu 
geführt, dass die Gewässer mit ihren naturraum-
typischen Lebensgemeinschaften besser geschützt 
werden als zuvor. Gleichzeitig stehen sie weiterhin 
für wichtige wirtschaftliche Nutzungen wie Trink-
wasserversorgung, Energiegewinnung, Kühlwasse-
rentnahme, Schifffahrt oder Freizeit und Erholung 
zur Verfügung.

Leistungsfähige Abwasseranlagen reduzieren die 
Schadstoff- und Nährstofffracht in die Gewässer. 
Energieeffiziente Technik senkt den Energiebe-
darf hierfür deutlich und vermindert so auch den 
CO

2
-Ausstoß, was zum Klimaschutz beiträgt. Das 

UBA setzt sich für solche Maßnahmen und damit 
für eine Berücksichtigung der Klimawandelfolgen 
in wasserwirtschaftlichen Planungen ein. Die kon-
tinuierliche Beobachtung der Auswirkungen auf 
Wasser und Boden sowie die Wahl flexibler Anpas-
sungsmaßnahmen macht Anpassung trotz Unsi-
cherheit möglich und erhält die Reaktionsfähigkeit 
der Wasserwirtschaft.

Unter den relevanten Gewässerbelastungen hat 
nach den Verbesserungen im Kläranlagenbereich 
die Landwirtschaft heute mit ihren hohen Nähr-
stoffeinträgen nach wie vor eine zentrale Bedeu-
tung. Daneben sind die hydromorphologischen 
Veränderungen zur Sicherung der Schiffbarkeit der 
Gewässer oder die Wasserkraftgewinnung für die 
Uniformierung der Gewässer verantwortlich – eine 
Hauptursache dafür, dass der „gute Zustand“ in den 
großen Gewässern heute nur selten erreicht wird. 

Im Meeresbereich ist es die Fischerei, die die Mee-
resökologie durch Überfischung schädigt. Auch bei 
anderen Nutzungen wie der Offshore-Energiege-
winnung können im Meer ökologische Beeinträch-
tigungen auftreten. In der Bauphase ist es vor allem 
der Lärm, der die Meeressäuger aus ihren ange-
stammten Biotopen vertreibt, beim Betrieb besteht 
die Gefahr des Vogelschlags für Zugvögel. Das UBA 
erarbeitet daher “ökologische Leitplanken“ für die 
Bewertung von Anträgen für die Gefahrenabwehr 
und den vorsorgenden Umweltschutz. 

Umweltqualitätsnormen für Schadstoffe sollen ver-
hindern, dass Langfristschäden, die heute noch 
nicht erkennbar sind, in Zukunft als chronische 
Schäden auftreten. Für viele Stoffe hat das UBA be-
reits Normen abgeleitet, die im wasserwirtschaftli-
chen Vollzug Anwendung finden. Weitere werden 
folgen. Das UBA verfolgt das Ziel eines umfassen-
den Umweltschutzes im Gewässerbereich, das heißt 
die Sicherung der gefahrlosen Nutzung des Was-
sers für unterschiedliche wirtschaftliche Zwecke 
des Menschen bei gleichzeitigem Schutz der natur-
raumtypischen Lebensgemeinschaften, um den Er-
halt der Biodiversität zu sichern. Gewässerschutz 
schützt Umwelt und Gesundheit und ist gleichzeitig 
auch ein wichtiger Beitrag zum Ressourcenschutz. 
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nachhaltige gesundheitsvorsorge

55

Anspruchsvoller Umweltschutz ist 
nachhaltige VORSORGE FÜR die

Gesundheit
Menschen brauchen zum gesunden Leben eine 
Umwelt, die körperliches und geistiges Wohlbefin-
den ermöglicht. Für Gesundheit und Lebensquali-
tät sind reine Luft, sauberes Trinkwasser, gesunde 
Lebensmittel, saubere Gewässer und eine intakte 
Natur erforderlich. Ein anspruchsvoller Umwelt-
schutz, für den sich das Umweltbundesamt (UBA) 
seit seiner Gründung einsetzt, soll gesundes Leben 
unterstützen. Die Gesundheit kann durch Umwelt-
belastungen auf vielfältige Weise beeinträchtigt 
oder gefährdet werden. Ein aktuelles Beispiel ist die 
Feinstaubbelastung in Innenstädten. Feinstaub kann 
Entzündungsvorgänge im Lungengewebe auslösen 
und unter anderem zu einer Zunahme von Todes-
fällen durch Atemwegs- oder Kreislauferkrankun-
gen führen. Saubere Luft ist aber nicht nur außen, 
sondern auch in Innenräumen sehr wichtig. Mittel-
europäer halten sich einen Großteil der Zeit dort 
auf. Gesundheitliche Belastungen können durch die 
Einträge von Chemikalien aus Bauprodukten, An-
strichen oder Einrichtungsgegenständen entstehen 
sowie durch Feuchtigkeit und damit verbundene 
Schimmelbildung.  
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erichte über Chemikalien in der 
Umwelt und damit verbundene 
Gesundheitsgefährdungen ver-
unsichern die Menschen. For- 
schungsbedarf besteht insbe-
sondere bei der Frage, welche 
dieser Chemikalien hormonell 
wirken können und wie sie zu-
sammenwirken. Lärm ist ein 

weiterer Umweltfaktor, der unsere Gesundheit be-
einflusst und neben dem Gehör auch das Herz-
Kreislauf-System schädigen kann. Nach einer Studie 
des UBA gehen jährlich rund 4.000 Herzinfarkte in 
Deutschland auf chronischen Straßenverkehrslärm 
zurück. Auch der Klimawandel führt zu gesundheit-
lichen Auswirkungen, zum Beispiel als Folge zuneh-
mender Hitze. Umwelteinflüsse können auch für 
chronische und komplexe Erkrankungen wie Asth-
ma und Allergien mit verantwortlich sein. Die Be-
troffenheit durch Umweltbelastungen ist in unserer 
Gesellschaft ungleich verteilt. Studien des UBA zu-
folge sind sozial schwächere Bevölkerungsgruppen 
etwa von Lärm und Luftbelastung stärker betroffen 
als andere Gruppen.

„Für Mensch und Umwelt“ – das UBA engagiert sich 
gemäß seinem Leitmotto seit langem für das The-
ma Umwelt und Gesundheit. Unsere Fachleute er-
forschen und beurteilen anhand wissenschaftlicher 
Kriterien Faktoren in der natürlichen, technischen 
und sozialen Umwelt, die Krankheiten auslösen 
und die Gesundheit schädigen können und leiten 
hieraus Strategien und Maßnahmen zum Gesund-
heitsschutz und zur Gesundheitsförderung ab. Zur 
Wahrnehmung dieser Aufgaben kooperiert das UBA 
mit internationalen Einrichtungen wie der Weltge-
sundheitsorganisation (WHO). In den folgenden Ab-
schnitten sind beispielhaft einige aktuelle Themen 
aufgeführt, die das UBA zum Schutz der Gesundheit 
vor Umwelteinflüssen bearbeitet.

Gesundheitliche Wirkungen 
von Chemikalien 

In Deutschland haben gesetzliche Regelungen zur 
Verbesserung der Umweltqualität geführt und viel 
zum Schutz der menschlichen Gesundheit beigetra-
gen. Luftverunreinigungen wie Blei- und Schwefel- 

Umweltbedingte Gesundheitsrisiken erfassen

Umwelteinflüsse können sich unterschiedlich auf die Gesundheit auswirken. Aus diesem 
Grund nutzt die WHO als vergleichende Maßzahl für umweltbedingte Gesundheitsrisiken [1] 
die sogenannten „behinderungsbereinigten Lebensjahre“ (Disability-Adjusted Life Years, 
DALY). Die DALY berücksichtigen den durch einen Umweltfaktor bedingten Verlust an Lebens-
zeit durch vorzeitigen Tod sowie die Lebenszeit, deren Qualität dadurch erkrankungsbedingt 
eingeschränkt wird. Da die DALY eine einheitliche „Messgröße“ für gesundheitliche Belastun-
gen sind, können die unterschiedlichen gesundheitlichen Wirkungen verschiedener Umwelt-
stressoren miteinander verglichen werden. Solche Informationen sind von großem Nutzen 
für die Prioritätensetzung im gesundheitsbezogenen Umweltschutz oder zur Bewertung des 
Erfolgs umweltpolitischer Maßnahmen. So lässt sich zum Beispiel schätzen, wie viele gesunde 
Lebensjahre in der Bevölkerung durch Lärmminderung gewonnen werden können.
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Kinder-Umwelt-Survey

Kinder sind als Risikogruppe für umweltbedingte 
Erkrankungen anzusehen. Daher entschloss sich das 
UBA, einen Umwelt-Survey (KUS) speziell für Kinder 
durchzuführen. Zwischen Mai 2003 und Mai 2006 wur-
den 1.790 Kinder im Alter zwischen drei und 14 Jahren 
aus 150 Erhebungsorten in Deutschland untersucht. 
Durch die enge Anbindung des KUS an den Kinder- und 
Jugendgesundheitssurvey (KiGGS) des Robert Koch-
Institutes wird es möglich, die Auswirkungen von 
Umweltbelastungen auf die kindliche Gesundheit zu 
untersuchen. 

„Kinderspielzeug, 
Verpackungen, Haus-
haltsgegenstände: 
Viele Dinge, mit 
denen wir täglich in 
Kontakt kommen, ent-
halten Chemikalien.“

dioxidemissionen und ihre gesundheitlichen Wir- 
kungen spielen kaum noch eine Rolle. Andere  
Risikofaktoren sind dagegen in den Vordergrund ge-
rückt. So gehören Chemikalien und schadstoffhalti-
ge Produkte zu den Themen, die große öffentliche 
Aufmerksamkeit finden.

Kinderspielzeug, Verpackungen, Haushaltsgegen-
stände: Viele Dinge, mit denen wir täglich in Kon-
takt kommen, enthalten Weichmacher. Das sind 
chemische Stoffe, die harten Kunststoffen beige-
mischt werden, um sie elastisch zu machen. Zu den 
am häufigsten verwendeten Weichmachern zählen 
die sogenannten Phthalate. Allein in Europa liegt 
die Phthalatproduktion bei etwa einer Million Ton-
nen pro Jahr, davon gehen 90 Prozent als Weichma-
cher in die Produktion von Weich-PVC [2]. Phthalate 
können auf unterschiedlichem Weg in die Umwelt 
gelangen. Sie können sich aus Weich-PVC lösen oder 
ausgasen. So gelangen sie in die Luft und lagern 
sich dann zum Beispiel an Staubpartikel an. Darüber 
hinaus werden Phthalate auch durch Abrieb an die 
Umwelt abgegeben. Aus diesem Grund sind Phtha-
late teilweise auch in höheren Konzentrationen im 
Hausstaub nachzuweisen. Diese Freisetzungen sind 
für unsere Gesundheit relevant, denn die Weichma-
cher können so in unseren Körper gelangen und die 
Fortpflanzungsfähigkeit beeinträchtigen, da sie im 
Organismus wie Hormone wirken und die männli-
che Samenproduktion stören können.

Weichmacher: Chemikalien mit Nebenwirkungen
Wir nehmen Phthalate über die Nahrung, die 
Atemluft oder die Haut auf, besonders Kleinkinder 
zusätzlich über das In-den-Mund-nehmen von Spiel-
zeug. Studien des UBA zeigen, dass wir Phthalate in 
zum Teil bedenklichen Mengen aufnehmen. So hat 
der Kinder-Umwelt-Survey des UBA (siehe Kasten) 
belegt, dass Abbauprodukte der Phthalate in allen 
Kindern in Deutschland nachweisbar sind. Für das 
Phthalat DEHP – es gehört zu den drei am weitesten 
verbreiteten Phthalaten – wiesen 1,5 Prozent der 
Kinder Gehalte im Urin auf, die auf ein mögliches 
Gesundheitsrisiko hindeuten. Zunächst hat die EU-
Kommission DEHP in Kinderspielzeug und Babyar-

tikeln verboten, trotzdem ist auf dem europäischen 
Markt immer wieder mit Weichmachern belastetes 
importiertes Spielzeug zu finden. Seit Oktober 2009 
wird DEHP auch auf der Liste der besonders besorg-
niserregenden Stoffe (Kandidatenliste) geführt, so- 
dass Verbraucherinnen und Verbraucher bei Pro-
dukten, die mehr als 0,1 Prozent DEHP enthalten, 
ein Auskunftsrecht zusteht. Mittlerweile wurde be-
schlossen, den Einsatz von DEHP EU-weit einem Zu-
lassungsverfahren zu unterwerfen (Aufnahme in 
Anhang XIV REACH).

Neben DEHP werden derzeit mehrere Dutzend ver-
schiedene Phthalate vermarktet. Problematisch für 
die Einschätzung ihrer Wirkung auf die Gesundheit 
ist, dass diese Stoffe im Körper wahrscheinlich nicht 
unabhängig voneinander wirken. Fachleute des 
UBA haben daher Ansätze für eine kombinierte ge-
sundheitliche Bewertung entwickelt [3]. Ein weiteres 
Problem besteht darin, dass einige gut untersuch-
te und toxikologisch bedenkliche Phthalate zuneh-
mend durch oft weniger gut untersuchte Phthalate
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oder andere Weichmacher ersetzt werden. Für die-
se Weichmacher fehlen bislang aussagekräftige Da-
ten zur Belastung der Bevölkerung. Das UBA konn-
te aber anhand eigener Analysen aufzeigen, dass 
zum Beispiel der Weichmacher DINCH vermehrt 
im Hausstaub zu finden ist [4]. Für eine abschlie-
ßende Bewertung des daraus resultierenden Ge-
sundheitsrisikos für die Bevölkerung fehlt jedoch 
eine ausreichende Datengrundlage. Das UBA wird 
weiter daran arbeiten, vorhandene Wissenslücken 
zu schließen, um fundierte Empfehlungen für eine 
bessere Regulierung einzelner Weichmacher ab-
geben zu können. Das Amt bringt seine Erfahrung 
auch international ein: In einem EU-Projekt werden 
im nächsten Jahr Mutter-Kind-Paare unter anderem 
auf ihre Phthalatbelastung untersucht (siehe S. 26).

Polyzyklische Aromatische Kohlenwasserstoffe in 
Produkten
Umwelt- und Verbraucherschützer finden bei Test-
käufen immer wieder problematische Chemikalien 
in Kunststoffprodukten. Besonders oft werden Po-
lyzyklische Aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) 
gefunden. PAK sind natürlicher Bestandteil von 
Kohle und Erdöl. Darüber hinaus entstehen sie bei 
unvollständigen Verbrennungsprozessen von or-
ganischen Materialien wie Holz, Kohle, Öl, Diesel, 
aber auch Tabak oder angekohltem Grillfleisch. 
PAK sind in der Umwelt schwer abbaubar und 
können sich in Organismen anreichern. Eine Viel-
zahl von ihnen wirkt in der Umwelt giftig oder be-
sitzt beim Menschen nachweislich krebserzeugen-
de Wirkung. PAK sind vor allem in Produkten aus 
Gummi oder Weich-PVC wie Schuhen, Luftmatrat-
zen, Werkzeuggriffen, Kabelummantelungen oder 
Bodenbelägen zu finden. Grund dafür ist, dass die-
se Kunststoffe mit PAK-haltigen Weichmacherölen 
oder Rußen behandelt wurden, die bei der Kohle- 
und Erdölverarbeitung anfallen. Alternativen hier-
zu sind vorhanden, doch sind sie teurer.

Ziel des UBA ist es, Mensch und Umwelt vor PAK zu 
schützen. Ein geeignetes Instrument dafür ist die 
europäische Chemikalienverordnung REACH. Ar-
tikel 68 (2) der Verordnung erlaubt es, Stoffe mit 

krebserregenden, erbgutverändernden oder fort-
pflanzungsgefährdenden Eigenschaften (CMR-Stof-
fe), die von Verbrauchern benutzt werden könnten, 
in einem nur wenige Monate dauernden verkürz-
ten Verfahren zu beschränken. Allerdings hat bei 
diesem verkürzten Verfahren nur die Europäi-
sche Kommission das Vorschlagsrecht. Daher hat 
Deutschland im Juni 2010 die Kommission offizi-
ell aufgefordert, diesen Weg zu gehen und als Un-
terstützung ein umfangreiches wissenschaftliches 
Dossier vorgelegt. Es liegt jetzt an der Kommission, 
den Vorschlag weiterzuleiten, damit die EU-Mitglie-
der darüber entscheiden können. Dies würde die 
Bürgerinnen und Bürger der EU besser vor gifti-
gen Produkten schützen. Hersteller und Importeu-
re dürften dann für Verbraucherprodukte nur noch 
Weichmacheröle und Ruße verwenden, die keine 
PAK enthalten oder bei denen diese durch Reini-
gungsschritte weitgehend entfernt worden sind. 
Zum Schutz von Umwelt und Gesundheit besteht 
die zukünftige Arbeit des UBA darin, weitere Vor-
schläge für Verbote kritischer PAK zu machen, die 
in Industrie und Gewerbe eingesetzt werden, und 
so eine umfassende Regulierung der PAK auch in 
diesen Bereichen zu erzielen.

Poly- und perfluorierte Chemikalien in Umwelt, Trink-
wasser und Blut
Poly- und perfluorierte Chemikalien (PFC) werden 
wegen ihrer fett-, wasser- und schmutzabweisenden 
Eigenschaften in vielen Verbraucherprodukten ein-
gesetzt. Im Haushalt begegnen uns PFC als Anti-
haftbeschichtung für Töpfe und Pfannen und als 
Oberflächenveredlung von Teppichböden und Mö-
beln. In wetterfester Bekleidung schützen sie uns 
vor Schnee und Regen. In der Medizin- und Labor-
technik sowie in anderen technischen Bereichen 
werden sie in Dichtungen und Lagern verwendet. 
Doch bei allen für uns als Verbraucherinnen und 
Verbraucher nützlichen Eigenschaften haben PFC 
für Umwelt und Mensch auch negative Folgen: Da 
PFC chemisch extrem stabil sind, werden sie in der 
Umwelt nicht abgebaut. Sie finden sich nicht nur im 
Wasser und in der Luft, sondern auch in allen Tei-
len der Nahrungskette. Ebenso bedenklich ist, dass 
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Perfluoroktansäure (PFOA – eine der bekanntesten 
PFC) weltweit gefunden wird – sogar in der Arktis 
und in der Tiefsee.

Es besteht der Verdacht, dass einige PFC die Frucht-
barkeit von Frauen und die männliche Spermatoge-
nese negativ beeinflussen können. Perfluoroktan-
säure konnte im menschlichen Blut nachgewiesen 
werden. Auch in der Muttermilch wurden geringe 
Mengen an PFOA gefunden. Hinzu kommt, dass bis 
zu vier Jahre vergehen, bis 50 Prozent PFOA aus dem 
menschlichen Körper ausgeschieden sind [5]. Solan-
ge der Verdacht der negativen gesundheitlichen 
Wirkungen von PFC nicht widerlegt ist, müssen 
Maßnahmen zur gesundheitlichen Vorsorge getrof-
fen werden. Der lebenslang gesundheitlich duldba-
re Leitwert des UBA und der Trinkwasserkommissi-
on des Bundesgesundheitsministeriums beträgt 0,3 
Mikrogramm PFC pro Liter Trinkwasser (µg/l). Als 
allgemeinen Vorsorgewert halten die Kommission 
und das UBA einen Jahresmittelwert von maximal 
0,1 µg/l für die Summe aller PFC für angemessen.

Die Verbreitung von PFC über die Luft erfolgt über 
sogenannte flüchtige Vorläuferverbindungen, die 
aus Verbraucherprodukten entweichen und sich 
dann in der Umwelt und im menschlichen Körper 
zu stabilen PFC, wie beispielsweise PFOA, umwan-
deln. Derzeit untersucht das UBA, welche Vorläu-
ferverbindungen zur Belastung beitragen und wie 
stark die Verbraucherprodukte mit PFC belastet 
sind. Eine Studie des UBA verfolgt den Weg der PFC 
aus Verbraucherprodukten in die Umwelt und von 
dort zum Menschen. Für PFOA gibt es bisher kei-
ne gesetzlichen Risikominderungsmaßnahmen. Das 
UBA arbeitet daran, PFOA als besonders besorgniser-
regenden Stoff nach der REACH-Verordnung zu no-
minieren und anschließend ein Beschränkungsver-
fahren einzuleiten. Durch die Beschränkung wird 
nicht nur PFOA reguliert, sondern auch die flüch-
tigen Vorläuferstoffe. Verbraucherinnen und Ver-
brauchern empfiehlt das UBA, vor der Anschaffung 
von Heimtextilien und Teppichböden zu überlegen, 
ob eine wasser- und schmutzabweisende Beschich-
tung mit PFC unbedingt nötig ist.

Nanomaterialien 
Nanomaterialien finden sich bereits seit vielen Jah-
ren in Produkten des täglichen Lebens. Aufgrund 
ihrer besonderen Eigenschaften (siehe Kasten S. 60) 
werden mit Nanomaterialien auch große Hoffnun-
gen auf neuartige Entwicklungen verbunden. Nano-
skalige Materialien werden beispielsweise in Farben 
und selbstreinigenden Oberflächen eingesetzt. Au-
toreifen erhalten durch Nanomaterialien verbesser-
te Fahreigenschaften. In Krankenhäusern kann die 
Wirkung bestimmter Nanomaterialien bei der Ober-
flächenversiegelung antibakteriellen Nutzen haben 
und in Sonnencremes bieten Nanomaterialien ei-
nen effektiven UV-Schutz. Interessante neue Eigen-
schaften von Nanomaterialien bieten jedoch nicht 
nur Chancen für neuartige Entwicklungen, sie kön-
nen auch schädlich auf Mensch und Umwelt wirken. 
Wegen ihrer geringen Größe können sie biologische 
Barrieren überwinden, zum Beispiel die Luft-Blut-
Barriere in der Lunge oder die Zellmembran, und 
können von dort in weitere Organe transportiert 
werden. In der Lunge können Nanopartikel Entzün-
dungen auslösen und sogar Tumore erzeugen. Nach 
heutigem Kenntnisstand gehen diese Risiken jedoch 
nicht von allen Nanopartikeln aus. Daher ist eine 
differenzierte Betrachtung der Chancen und Risiken 
von Nanomaterialien erforderlich.

Textilfasern beschichtet mit Silber-Nanopartikeln 
als antibakterieller Schutz
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Die Diskussion um Chancen und Risiken der Nano-
technik hat in Fachkreisen wie auch in der Öffent-
lichkeit in den vergangenen Jahren deutlich zuge-
nommen. Die Bundesregierung hat frühzeitig mit 
der Einsetzung der NanoKommission reagiert, in 
der Empfehlungen zum verantwortungsvollen Um-
gang mit Nanomaterialien entwickelt werden. Die 
Fachleute des UBA sind hier ebenso beteiligt wie in 
weiteren nationalen und internationalen Arbeits-
kreisen, insbesondere der „Working Party on Ma-
nufactured Nanomaterials“ (WPMN) der OECD. Im 
Testprogramm (dem Sponsorship Programm) der 
WPMN werden unter anderem Stoffdossiers zu 13 
marktrelevanten Nanomaterialien erstellt und be-
stehende Forschungslücken durch Finanzierung der 
beteiligten Staaten geschlossen. Bisher gibt es für 
Verbraucher und Behörden eine nur unzureichende 
Transparenz über die Verwendung von Nanomate-
rialien in Verbraucherprodukten. Das UBA tritt des-
halb für ein Meldesystem für Nanomaterialien in 
Form eines Produktregisters ein [6]. Im September 
2010 sprach sich auch die belgische EU-Ratspräsi-
dentschaft dafür aus, ein EU-Melderegister für Nano-
materialien einzuführen.

Gesunde Luft in Innenräumen

Die meiste Zeit halten wir uns in Innenräumen 
auf. Auch Kinder verbringen heute oft mehr Zeit 
vor dem Computer und am Fernseher als draußen 
im Freien. Innenraumprobleme sind vielfältig. Che-
mische Stoffe wie flüchtige oder schwer flüchtige 
organische Verbindungen und mikrobielle Noxen 
(Schimmelpilze, Bakterien) gelangen aus einer Viel-
zahl von Quellen in die Raumluft. Besondere Auf-
merksamkeit erfordern auch energiesparende Bau-
weisen sowie die energetische Gebäudesanierung. 
Mit der Energieeinsparverordnung 2002 (novelliert 
2007 und 2009) wird eine energieeffiziente Bauwei-
se im Neubau und sanierten Altbau gefordert. Dies 
geht – neben anderen Maßnahmen – nur durch 
eine erhöhte Luftdichtheit der Gebäudehülle. Es 
kann infolge dieser erhöhten Dichtheit zu einer An-
reicherung von Schadstoffen und von Feuchtigkeit 
im Innenraum kommen. Geruchsbelästigungen, 
Reizerscheinungen durch chemische Stoffe und Be-
schwerden durch Schimmelbefall können die Folge 
sein. Indes: Energiesparen in Gebäuden und gute 
Raumluft müssen kein Widerspruch sein. Durch ge-
zielte Maßnahmen wie das Verwenden von emis-
sionsarmen Bauprodukten, einer Änderung des 
Lüftungsverhaltens und gegebenenfalls dem Ein-
bau mechanischer Lüftungsanlagen ist es möglich, 
energieeffizient und zugleich „gesund“ zu bauen. 
Das UBA wirkt an der Erarbeitung solcher Maßnah-
men mit. Zudem lässt das Amt derzeit in einem For-
schungsprojekt die Raumluftgüte in energieeffizi-
enten Gebäuden umfassend prüfen [7].

Da eine gute Innenraumluftqualität in luftdichten 
Gebäuden – besonders, wenn viele Personen sich 
gleichzeitig darin aufhalten – nicht immer über 

Fensterlüftung zu realisieren ist, müssen vermehrt 
Lüftungstechniken zum Einsatz kommen. In Schul-
gebäuden fordert das UBA dies bereits in seinem 
„Leitfaden für die Innenraumhygiene in Schulge-
bäuden“ aus dem Jahr 2009. In Wohnungen ist dies 
als allgemeine Forderung dagegen noch proble-
matisch. Zentrale Lüftungsanlagen sind im Altbau 
oft nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
zu errichten. Als Alternative empfehlen sich etwa  
im Mietwohnungsbau geeignte Fensterklappen- 
elemente oder Zu- und Abluftauslässe. Lüftungs-
technikbedarf einer regelmäßigen Wartung und 
Kontrolle, um auf Dauer erfolgreich zu sein und 
nicht selbst zum raumlufthygienischen Problem zu 
werden, zum Beispiel durch Verkeimung von An-
lagenteilen. Hier ist noch viel Aufklärungsarbeit 
bei Wohnraumnutzern und Vermietern erforder-
lich.

Die Fachleute des UBA erarbeiten Empfehlungen 
und Broschüren, beantworten Anfragen und arbei-
ten in nationalen und internationalen Gremien zu 
Innenraumfragen mit. Das UBA hat dabei oft eine 
gestaltende und initiierende Rolle, wie etwa bei 
der Emissionsbegrenzung aus Bauprodukten oder 
der Erarbeitung von Leitfäden zu Schimmelbefall. 
Derzeit untersucht das UBA, wie man bereits bei 
der Planung und Ausführung von energiebedarfs-
armen Gebäuden Raumluftaspekte besser berück-
sichtigen kann als bisher. 

Wenn der Geruch von Farbe und Kleber stört
Kleber, Bodenbeläge, Spachtelmassen: Gerüche  
aus Bauprodukten stören nicht nur, sie können  
auch Konzentrationsschwäche, Kopfschmerzen oder 
Übelkeit verursachen. Bei Energiesparhäusern sind 
Gerüche aus Bauprodukten besonders unerwünscht, 
da die Räume intensiver gelüftet werden müssen 

Kleinste Teilchen – 
groSSe Wirkung 

Unter Nanotechnik versteht man eine ganze Reihe von 
Verfahren, die eines gemeinsam haben: Die Größe der 
mit ihrer Hilfe hergestellten Teilchen oder Strukturen 
liegt im Nanometer-Bereich. Eine abgestimmte Defini-
tion gibt es bisher nicht, in der EU wird der Bereich  
1 bis 100 nm diskutiert. Ein Nanometer ist der milli-
onste Teil eines Millimeters. In diesem Größenbereich 
ändern sich die physikalischen und chemischen Eigen-
schaften der Materialien. Deshalb besitzen technisch 
erzeugte Nanomaterialien neue Eigenschaften, die 
nicht allein von der Art der Ausgangsmaterialien ab-
hängen, sondern in besonderer Weise von ihrer Größe 
und Gestalt.
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und dadurch der Wärmeverbrauch in Gebäuden 
steigt. Deshalb gehören geruchsarme Bauprodukte 
zu den Kriterien moderner Gebäudezertifizierungs-
systeme. Mangels einer zuverlässigen Messmethode 
wurden Geruchsemissionen aus Bauprodukten bis-
her allerdings zu wenig beachtet.

Mit der neuen Norm DIN ISO 16000-28 steht seit 
2010 ein international anerkanntes 
Geruchsmessverfahren zur Verfü-
gung [8]. Eine Erprobung der neuen 
Methodik schon in der Normungs-
phase an Bodenbelägen, Klebern 
und Spachtelmassen in Forschungs-
vorhaben des UBA hat gezeigt, dass 
eine Integration der sensorischen 
Bewertung in die Vergabegrundla-
gen für das Umweltzeichen Blauer 
Engel und in das Bewertungssche-
ma des Ausschusses zur gesund-
heitlichen Bewertung von Bau- 
produkten (AgBB) nun möglich ist [9]. In ein bis 
zwei Jahren können Verbraucherinnen und Ver-
braucher voraussichtlich emissionsarme Bau-
produkte mit dem Blauen Engel erwerben, die 
auch sensorisch bewertet wurden. Bei der aktu- 
ellen Neuordnung der Rechtsgrundlagen für 
die Vermarktung von Bauprodukten in der EU 
setzt sich das UBA für eine transparente Kenn- 
zeichnung der Geruchsemissionen aus Bauproduk-
ten für Innenanwendungen als Standardangabe 
ein.

Feuchte und Schimmel in Wohnungen vermeiden 
Feuchte und Schimmelwachstum im Innenraum 
können nachweislich zu gesundheitlichen Proble-
men bei den Bewohnerinnen und Bewohnern füh-
ren. Alle Schimmelpilze können Allergien auslösen. 
Im Rahmen des bundesweiten Kinder-Umwelt-Sur-
veys des UBA wurde bei 8,3 Prozent der Kinder eine 
Sensibilisierung gegenüber Innenraum-Schimmel-

pilzen festgestellt. Darüber hinaus hat die WHO in 
ihren „Guidelines for Dampness and Mould“ einen 
Zusammenhang zwischen Feuchte und Schimmel-
befall und Symptomen der oberen Atemwege, Atem-
wegsinfektionen und der Entstehung und Auslösung 
von Asthma bestätigt. Schimmelpilzbefall als Folge 
von Feuchteschäden in Wohnungen ist ein weit 
verbreitetes Problem. Laut Kinder-Umwelt-Survey 

weist ein Drittel des Wohnungsbe-
stands in Deutschland Feuchteschä-
den auf, 14 Prozent der Wohnungen 
sind von sichtbarem Schimmelpilz-
befall betroffen. Schimmelpilzbe-
fall tritt vermehrt in älteren Häusern 
und in Wohnblocks auf. Doch auch 
in neuen Häusern oder bei Renovie-
rungen können sich durch eine un-
sachgemäße Umsetzung der Energie-
einsparvorgaben vermehrt Probleme 
mit Schimmelbefall durch unzurei-
chende Lüftung ergeben.

Das UBA informiert mit seinen Schimmelpilzleitfä-
den über Vermeidung und fachgerechte Sanierung 
von Schimmelbefall [10]. Allerdings gibt es hier 
nach wie vor viele offene Fragen: So ist noch nicht 
geklärt, wodurch genau die Erkrankungen bei 
Feuchte und Schimmelbefall ausgelöst werden. Bei 
Schimmelbefall findet man sehr viele Substanzen 
biologischen Ursprungs in der Luft. Neben Schim-
melpilzen treten insbesondere Bakterien (Actino-
myceten) auf, wie in einem aktuellen Forschungs-
vorhaben gezeigt werden konnte [11]. Außerdem 
finden sich Bestandteile von Mikroorganismen (En-
dotoxine, ß-Glukane, Nanopartikel) und von Mi-
kroorganismen produzierte flüchtige organische 
Substanzen (MVOC) sowie Toxine (Mykotoxine). In-
wieweit diese Partikel und Substanzen einzeln oder 
in synergistischen Wirkungen für die nachgewiese-
nen gesundheitlichen Effekte bei den Bewohnern 
verantwortlich sind, wird in Zukunft einen Schwer-

Emissionsarme Produkte 
für den Innenraum  
schützen die Gesundheit

„14 Prozent der 
Wohnungen sind von 
sichtbarem Schimmel-
pilzbefall betroffen.“
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Gesundes Trinkwasser, saube-
res Badewasser 

Trinkwasser unterliegt strengen Kontrollen. Diese 
garantieren, dass das Lebensmittel Nummer eins 
keine Krankheitserreger oder Stoffe in gesund-
heitsschädigenden Konzentrationen enthält. Doch 
schlechte Materialien für Wasserversorgungsanla-
gen einschließlich der Trinkwasser-Installationen 
in den Gebäuden können die Wasserqualität noch 
auf den letzten Metern verderben. Allgemein be-
kannt ist, dass auch die geringe Bleiabgabe der 
früher verwendeten Bleirohre nach dem heutigen 
Kenntnisstand zu gesundheitlichen Beeinträchti-
gungen bei Kleinkindern führen kann. Aber auch 
andere Werkstoffe, die zum Beispiel für Rohre, Ar-
maturen oder Wasserzähler verwendet werden, 
können Schwermetalle oder organische Stoffe an 
das Trinkwasser abgeben. Zwar ist der Übertritt 
weniger Moleküle, zum Beispiel von einer Leitungs-
wand oder Dichtung, in das Trinkwasser technisch 
unvermeidbar, da das Wasser ein gutes Lösungs-
mittel ist. Die Abgabe von organischen Stoffen und 

Metallen aus Materialien im Kontakt mit Trinkwas-
ser soll jedoch so weit minimiert werden wie tech-
nisch möglich. Zudem müssen die ins Trinkwasser 
gelangten Stoffe für den Menschen gesundheitlich 
unbedenklich sowie geruchlich und geschmacklich 
unauffällig sein.

Trinkwasser-Installation: Materialauswahl ist  
entscheidend für die Wasserqualität
Die Entwicklung immer neuer Kunststoffmateria-
lien bietet einerseits zum Teil technisch sehr gut 
für Trinkwasser geeignete Werkstoffe, führt aber 
auch dazu, dass bisher unbekannte Stoffe im Trink-
wasser auftreten, die gesundheitlich bewertet wer-
den müssen. Neue und bessere Materialien erlau-
ben neue Bauteile für Wasserversorgungsanlagen, 
die unsere steigenden Komfortbedürfnisse in Bä-
dern und Küchen befriedigen helfen. Für die Was-
serhygiene stellen sie aber häufig neue Herausfor-
derungen dar. Das UBA entwickelt für verschiedene 
Werkstoffgruppen Leitlinien zur Prüfung von Ma-
terialien im Kontakt mit Trinkwasser und legt hy-
gienische Eignungskriterien fest. So haben sich die 
„Leitlinien zur gesundheitlichen Beurteilung von 

punkt der UBA-Forschungsaktivitäten darstellen. 
Dabei ist es auch wichtig, die einzelnen Faktoren zu-
verlässig nachzuweisen und die natürlich vorkom-
mende Hintergrundbelastung zu erfassen. Dazu 
müssen vermehrt moderne Nachweismethoden er-
arbeitet werden, um Belastungen möglichst zeit-
nah zu erfassen und gesundheitlichen Problemen 
zuordnen zu können.

Das UBA hat die Erkenntnisse in nationale und in-
ternationale Kommissionen (VDI, ISO, WHO) einge-
bracht. Das WHO-Kooperationszentrum zur Über-

wachung der Luftqualität und Bekämpfung der Luft- 
verschmutzung am UBA hat unter anderem aktiv 
an der Erarbeitung von Luftgüteleitlinien zur biolo-
gischen Belastung in Innenräumen der WHO mit-
gewirkt. Der erste Teil dieser Leitlinien zu Feuch-
tigkeit und Schimmelpilzen hat zum Hauptziel, die 
Feuchtigkeit in Innenräumen zu reduzieren oder zu 
verhindern, um gesundheitlichen Beeinträchtigun-
gen vorzubeugen [12]. Das WHO-Kooperationszen-
trum hat zudem seine Expertise in die Erstellung 
des zweiten Teils dieser Leitlinien zu chemischen 
Verunreinigungen in Innenräumen eingebracht. 

Layout03_Gesundheit_RZ.indd   63 02.03.11   16:30



64 Schwerpunkte 2011

organischen Materialien im Kontakt mit Trinkwas-
ser“ als Orientierungshilfe für Wasserversorger, 
Hersteller von Bauteilen für Wasserversorgungs-
anlagen, Gesundheitsämter und Verbraucherin-
nen und Verbraucher bewährt. Sie dienen auch 
als Grundlage für die Zertifizierung von Produk-
ten im Kontakt mit Trinkwasser durch die DVGW 
Cert GmbH. Das DVGW-Prüfzeichen bestätigt damit 
auch die hygienische Eignung der Produkte, die für 
die Trinkwasser-Installation verwendet werden.

In seinen Laboren führt das UBA aber auch immer 
wieder „Praxis-Checks“ durch. Dabei wird geprüft, 
wie gut die auf dem Markt gehandelten Produk-
te tatsächlich sind und ob das dafür entwickelte 
Prüfsystem den neuen Produkten gerecht wird. 
Dies gibt auch Hinweise darauf, in welchen Berei-
chen die Leitlinien ergänzt oder überarbeitet wer-
den müssen und ob verlässlichere Eigenkontrollen 
der Hersteller sowie strengere Zertifizierungs- oder 
Überwachungsmaßnahmen erforderlich sind. Das 
UBA beteiligt sich an der EU-weiten Harmonisie-
rung von Anforderungen an Materialien im Kon-
takt mit Trinkwasser und damit an einheitlichen 
Regelungen für die Vermarktung dieser Produkte. 
Diese Aufgabe ist jedoch schwierig, weil die EU-
Staaten oft sehr unterschiedliche Bedingungen der 
Trinkwasserversorgung haben – zum Beispiel an-
dere technische Strukturen oder klimabedingt an-
dere Temperaturen im Verteilungsnetz. Wichtig ist 
daher die Zusammenarbeit mit Wasserfachleuten 
der anderen EU-Mitgliedstaaten zur Abstimmung, 
Vereinheitlichung und gegenseitigen Anerken-
nung der Anforderungen an Materialien für Was-
serversorgungsanlagen. Der bereits absehbare ers-
te Erfolg wird eine europäisch abgestimmte Liste 
geeigneter Metall-Legierungen für Wasserhähne, 
Verbindungsstücke, Wasserzähler und ähnliche 
Bauteile sein. Die Liste wird auch die Verwendung 
von Blei in diesen Bauteilen weiter einschränken. 
Langfristiges Ziel ist eine verbindliche Regelung 
für die Vermarktung von Installationsmaterialien 
in Deutschland und in der EU.

Neue Herausforderung: Viren im Wasserkreislauf 
Humanpathogene Viren können eine Vielzahl von 
Erkrankungen auslösen, dazu gehören Durchfal-
lerkrankungen, Hepatitis oder Hirnhautentzün-
dungen [13]. Viren gelangen hauptsächlich über 
menschliche Fäkalien ins Wasser. Da sie in Kläran-
lagen oft unzureichend zurückgehalten werden, 
können sie über den Wasserkreislauf in die Umwelt 
gelangen und in Oberflächengewässern und im 
Grundwasser auftreten. Bei der Trinkwassergewin-
nung wird darauf geachtet, dass keine signifikan-
ten Konzentrationen an Viren in das Trinkwasser 
gelangen. Das in Deutschland für die Trinkwasser-
gewinnung erfolgreich praktizierte Multibarrieren-
system mit Ressourcenschutz, mehrstufiger Aufbe-
reitung und, falls erforderlich, einer Desinfektion 
des Rohwassers trägt zur Eliminierung von Viren 
bei. Trinkwasserbedingte Ausbrüche von Viren tra-
ten in den letzten Jahrzehnten in Europa nur bei 

Verstößen gegen die allgemein anerkannten Re-
geln bei der Trinkwasserproduktion oder Trinkwas-
serverteilung auf. Das angestrebte Schutzniveau für 
die Trinkwasserversorgung in Deutschland geht 
aber weit über die Verhinderung von Ausbrüchen 
hinaus und soll auch das Auftreten einzelner Virus-
infektionen in Übereinstimmung mit den Vorga-
ben der WHO [14] minimieren. 

Da bereits wenige Viruspartikel eine Infektion aus-
lösen können, ist die Sicherstellung dieses hohen 
Schutzniveaus mit einer Endproduktkontrolle al-
leine nicht mehr möglich, sondern erfordert eine 
umfangreiche Kontrolle aller Schritte bei der Was-
sergewinnung (Überprüfung der Rohwasserquali-
tät, der Effektivität der Wasseraufbereitung und 
gegebenenfalls der Desinfektion). Zur Überprü-
fung der Rohwasserqualität auf das Vorhandensein 
von humanpathogenen Viren nehmen molekular-
biologische Methoden stetig an Bedeutung zu, vor 
allem für Viren, für die kein kultureller Nachweis 
möglich ist (zum Beispiel Noroviren). In Zusam-
menarbeit mit nationalen und internationalen For-
schungseinrichtungen und Behörden beteiligt sich 
das UBA an der Fortentwicklung und Validierung 
von Methoden zum Nachweis von Viren in Ober-
flächengewässern und Trinkwasserressourcen. Ver-
lässliche Angaben zu Virenkonzentrationen im 
Rohwasser, ein angepasster Ressourcenschutz und 
ortsspezifische Daten zur Leistungsfähigkeit der je-
weiligen Wasseraufbereitung bilden die Basis für 
fundierte Risikoabschätzungen zum Vorkommen 
von Viren im Trinkwasser [15]. Das UBA entwickelt 
dazu ein datenbasiertes Stufenkonzept zur Risiko-
abschätzung, um Virusinfektionen über den Was-
serkreislauf zu minimieren.

Wo kommt das trinkwasser 
in deutschland her?
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Desinfektionsnebenprodukte im Hallenbad
Schwimm- und Badebeckenwasser in öffentlichen 
Bädern muss zur Ausschaltung eines Infektionsrisi-
kos desinfiziert werden. Das Infektionsschutzgesetz 
liefert hierfür die gesetzliche Grundlage. Zur Ab-
tötung von Krankheitserregern wird dem Wasser 
Chlor zugesetzt. Dabei reagiert das Chlor auch mit 
den von den Besuchern ins Wasser eingetragenen 
Verschmutzungsstoffen wie Harnstoff und Amino-
säuren aus Haut, Urin und Schweiß zu sogenannten 
Desinfektionsnebenprodukten (DNP). Einige von ih-
nen stehen im Verdacht, gesundheitsschädigend zu 
sein [16, 17]. Dazu gehören auch Stoffe, die flüchtig 
sind und aus dem Badewasser in die Hallenbadluft 
ausgasen. Ein Beispiel dafür ist Trichloramin, das 

hauptverantwortlich für den typischen chlorähnli-
chen Hallenbadgeruch ist und in der Fachliteratur 
als mögliche Asthma auslösende Substanz genannt 
wird [18, 19].

Besseres Wissen über Art, Vorkommen, Eigenschaf-
ten, Bildungsbedingungen und toxische Wirkung 
der Desinfektionsnebenprodukte ist die Grundla-
ge für gezielte Maßnahmen zu deren Minimierung 
und damit zum Schutz der Badegäste vor erhöhter 
Exposition gegenüber diesen Stoffen. Dazu gehört 
neben einer Badewasseraufbereitung und Lüftung 
in Hallenbädern nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik auch die Aufklärung der Bade-
gäste. Gründliches Duschen vor dem Baden verhin-
dert nachweislich den Eintrag von Harnstoff und 
anderen Verunreinigungen ins Badewasser. Das 
UBA ist federführend an der Fortentwicklung der 
allgemein anerkannten Regeln der Technik zur Ba-
dewasseraufbereitung beteiligt. Es betreibt intensi-
ve toxikologische Forschung zur Klärung der Entste-
hung dieser Desinfektionsnebenprodukte und ihrer 
gesundheitlichen Relevanz. Dabei arbeitet es inter-
national vernetzt, unter anderem durch das Organi-
sieren von Fachtagungen und in Verbundprojekten. 
Nicht zuletzt wird die Öffentlichkeit über mögliche 
Risiken und deren Vermeidung informiert.

Rund 700.000 Personen in Deutschland entnehmen ihr Trinkwasser aus dem eigenen Brunnen. An 
dieser Zahl wird sich voraussichtlich auch in Zukunft wenig ändern: Inzwischen sind nahezu alle 
Siedlungen, bei denen dies aufgrund der Entfernung zu Hauptleitungen technisch und hygienisch 
möglich und wirtschaftlich sinnvoll ist, an eine zentrale Versorgung angeschlossen. Daten aus ver-
schiedenen Regionen Deutschlands zeigen jedoch, dass Hausbrunnen auffallend häufig die Anfor-
derungen der Trinkwasserverordnung nicht einhalten, vor allem im Hinblick auf mikrobiologische 
Verunreinigungen und Nitrat. Die amtliche Überwachung der Anlagen und die Durchsetzung von 
Maßnahmen wird erschwert, weil Betreiber häufig nicht wissen, dass der Betrieb eines Brunnens 
und festgestellte Grenzwertüberschreitungen dem Gesundheitsamt zu melden sind. Hinzu kom-
men in manchen Regionen zahlreiche Hausbrunnen, die noch zusätzlich zum Anschluss an die zent-
rale Versorgung genutzt werden – häufig, um Kosten zu sparen. Rückfluss aus solchen Systemen in 
die zentrale Versorgung kann das Trinkwasser ganzer Wohngebiete kontaminieren.

Eigenwasserversorgung und kleine kommunale Versorgungen stellen europaweit ein großes Trink-
wasserhygieneproblem dar. Das UBA ist im Rahmen des Protokolls über Wasser und Gesundheit – 
eines völkerrechtlichen Vertrages zwischen derzeit 24 Staaten aus der Europäischen Union, Ost-
europa, dem Kaukasus und Zentralasien – federführend bei der Entwicklung von Leitlinien zur Ver-
besserung dieser Versorgungssysteme. Für Deutschland steht das Erstellen von Informations- und 
Aufklärungsmaterialien für Betreiber und Aufsichtsbehörden sowie die Verbesserung der bis dato 
spärlichen Datenlage im Vordergrund.

Wasser aus dem 
eigenen Brunnen
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„Das Baden in Flüssen und Seen 
bietet Spaß und Erholung, kann 
aber mit gesundheitlichen 
Risiken verbunden sein.“
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Badegewässer – von der Überwachung zum Management
Das Baden in Flüssen und Seen bietet Spaß und Er-
holung, kann aber mit gesundheitlichen Risiken 
verbunden sein. Badegewässer sind wie alle Ge-
wässer vielfältigen Nutzungen und damit mögli-
chen Verschmutzungen durch Abwässer oder Ab-
schwemmungen aus der Landwirtschaft ausgesetzt. 
Dadurch können auch Krankheitserreger ins Was-
ser gelangen, die bei den Badenden etwa Durchfall-
erkrankungen auslösen können. Seit Inkrafttreten 
der EG-Badegewässerrichtlinie 1976 wird die Was-
serqualität regelmäßig überprüft. Das UBA führt 
die von den Bundesländern erhobenen Daten zu-
sammen, prüft diese auf Plausibilität und leitet sie 
an die EU-Kommission zur Auswertung weiter. Ins-
gesamt gesehen ist die Qualität der Badegewässer 
seit Jahren gut. Probleme ergaben sich durch Belas-
tungen nach starkem Regen, da dann Verunreini-
gungen in die Badegewässer gespült werden, durch 
Wachstum von Cyanobakterien (Blaualgen) wegen 
Überdüngung von Gewässern sowie generell bei 
den Flussbadegewässern.

Die im Jahr 2006 novellierte Richtlinie fordert  
ein Umsteuern von der passiven Überwachung hin 
zu einem aktiven Management der Badegewässer. 
Dazu müssen die Bundesländer bis 2011 für jedes 
Badegewässer ein sogenanntes Badegewässerpro-
fil erstellen, das unter anderem alle Verschmut-
zungsquellen, welche die Qualität des Wassers be-
einflussen könnten, sowie mögliche Probleme mit 
Cyanobakterien aufzeigt. Das UBA begrüßt diese 
Entwicklung, da damit mögliche Gesundheitsge-
fahren bereits im Vorfeld erkannt und entsprechen-

de Abhilfemaßnahmen eingeleitet werden können. 
Wenn durch die Auswertung der Badegewässer-
profile erkennbar wird, dass Belastungen durch 
Abwasser- oder Regenwassereinflüsse vorliegen, 
müssen in Zukunft Maßnahmen ergriffen werden, 
um die hygienische Qualität dieser Einleitungen zu 
verbessern oder die Einleitungen zu vermeiden. Je-
des Jahr müssen Badegewässer wegen verstärktem 
Wachstum von Cyanobakterien geschlossen wer-
den. Hier sind weitere Maßnahmen notwendig, um 
eine Überdüngung der Gewässer zu vermeiden.

In Deutschland wurden 2009 insgesamt 2.279 Ba-
degewässer – davon 1.873 an Binnenseen, 33 an 
Flüssen und 373 an der Küste – nach der neuen 
Richtlinie überwacht. Die geringe Anzahl an Fluss-
badestellen ist auf ein grundsätzliches Problem 
zurückzuführen. Die meisten Flüsse haben eine 
schwankende Wasserqualität und führen vor allem 
nach starken Regenfällen große Mengen an Verun-
reinigungen mit sich. Von den 33 Flussbadestellen 
waren in der Badesaison 2009 vier wegen Proble-
men mit Verunreinigungen geschlossen. Da viele 
Flüsse in dicht besiedelten Regionen wichtige Nah-
erholungsgebiete sind, müssen Lösungen gefunden 
werden, um mit intelligenten Managementmaß-
nahmen einen sicheren Badebetrieb unter definier-
ten Randbedingungen zu ermöglichen. Einmal pro 
Jahr gibt die Europäische Umweltagentur in Zu-
sammenarbeit mit der EU-Kommission den Badege-
wässer-Report heraus. Darin wird die Qualität der 
Badegewässer in allen 27 Mitgliedstaaten bewertet 
[20]. Aktuelle Daten zur Qualität der Badegewässer 
stellen die Bundesländer bereit [21]. 

badewasserqualität an den küsten deutschlands 1992 bis 2009
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Klimawandel und Gesundheit

Die Veränderung des Klimas beeinflusst direkt und 
indirekt die Gesundheit des Menschen. Zu direk-
ten gesundheitlichen Auswirkungen führen bei-
spielsweise häufiger auftretende Hitzewellen und 
Extremwetterereignisse wie Stürme, Starknieder-
schläge oder Überschwemmungen. Die Folgen der-
artiger Ereignisse für die menschliche Gesundheit 
sind erheblich. Eine Auswertung der massiven Hit-
zewelle im Jahr 2003 ergab, dass sie schätzungswei-
se 35.000 bis 50.000 Menschen in Europa das Leben 
kostete [22]. Die Ursache-Wirkungsbeziehungen in-
direkter Effekte sind hingegen weit schwieriger zu 
erfassen. Zu den indirekten Effekten gehören un-
ter anderem das veränderte Auftreten biologischer 
Allergene und deren mögliche Gesundheitseffekte 
sowie Veränderungen des Vorkommens und der 
Verbreitung von sogenannten vektorvermittelten 
Infektionskrankheiten. Biologische Vektoren sind 
Tiere, die einen Krankheitserreger von einem Or-
ganismus auf einen anderen übertragen.

Jüngste Erkenntnisse forstwissenschaftlicher Ein-
richtungen geben Hinweise darauf, dass die der-
zeit in Deutschland zu beobachtende Klimaän-
derung eine Veränderung des Auftretens und die 
Ausbreitung pflanzlicher und tierischer Schadorga-
nismen, die ein mildes Klima bevorzugen, begüns-
tigt. Die Zunahme dieser Wärme liebenden Schad-
organismen hat möglicherweise zur Folge, dass 
nicht übertragbare Krankheiten wie Allergien und 
Asthma zunehmen, was vereinzelt bereits durch 
Gesundheitsämter in Bayern und Nordrhein-West-
falen registriert wurde, und damit eine erhöhte ge-
sundheitliche Belastung potentiell für die gesamte 
Bevölkerung darstellen [23].

Allergien durch Klimawandel 
Die Bewertung der gesundheitlichen Folgen des Kli-
mawandels ist ein Schwerpunkt der Arbeit des UBA 
im Bereich Umweltmedizin. So gehen wir in For-
schungsprojekten den Mechanismen von klimawan-
delbedingten Allergien und der Konzeption geeig-
neter Beobachtungs- und Überwachungssysteme für 
neu auftretende nichtinfektiöse Erkrankungen nach. 

Die veränderten Klimabedingungen stellen eine Ur-
sache für die verstärkte Zunahme und Ausbreitung 
von biologischen Schadorganismen mit einem er-
höhten Allergiepotential in den letzten zehn Jahren 
dar. Beispiele hierfür sind das Beifußblättrige Trau-
benkraut (Ambrosia artemisiifolia) und der Eichen-
prozessionsspinner. Die Beifuß-Ambrosie breitet sich 
zunehmend in Europa und Deutschland aus, insbe-
sondere in Baden-Württemberg, Bayern und Bran-
denburg. Ihre hoch allergen wirksamen Pollen in-
tensivieren und verlängern die Beschwerdezeit von 
Pollenallergikern, beispielsweise bei Heuschnupfen, 
und können zu asthmatischen Beschwerden führen.

Eine Gesundheitsgefahr geht auch von den Brenn-
haaren (Setae) der Raupen des Eichenprozessions-
spinners aus, die neben juckenden Hautreaktionen, 
beispielsweise der sogenannten Raupendermatitis, 
auch Reaktionen der Atemwege bis hin zu Asthma 
auslösen können. Auf die durch die Luft transpor-
tierten Allergene dieser Tiere kann der Mensch mit 
zum Teil erheblichen gesundheitlichen Beeinträch-
tigungen reagieren. Bislang wurden Nordrhein-
Westfalen und Nordbayern als Gebiete mit schwer-
punktmäßig auftretenden Gesundheitsproblemen 
durch Eichenprozessionsspinner in der Bevölke-
rung identifiziert.

Problematisch ist, dass weder Beifuß-Ambrosie noch 
Eichenprozessionsspinner bundesweit systematisch 
erfasst und beobachtet werden. Daher besteht so-
wohl eine hohe Dunkelziffer hinsichtlich ihres Auf-
tretens und ihrer Verbreitung als auch in der An-
zahl der von ihnen verursachten gesundheitlichen 
Belastungs- beziehungsweise Krankheitsfälle. Im 
Zusammenhang mit der Deutschen Anpassungs-
strategie an den Klimawandel setzt sich das UBA 
für die Erarbeitung und Implementierung eines 
kombinierten Überwachungssystems für klimawan-
delbedingte Gesundheitsstörungen (nicht übertrag-
bare Krankheiten) ein, das Ursache und Wirkung 
gemeinsam erfasst. Hierzu erarbeitet das UBA der-
zeit ein strategisches Konzept. Darüber hinaus ist 
geplant, die gesundheitlichen Wirkungsmechanis-
men von sich zurzeit ausbreitenden pflanzlichen 
und tierischen Allergenen systematisch zu unter-
suchen.

Traubenkraut (Ambrosia) 
und Ambrosia-Pollen
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Infektionskrankheiten durch Schadorganismen
Klimaänderungen beeinflussen auch die komplexen 
Systeme von vektorübertragenen Infektionskrank-
heiten. Beeinflusst werden zum einen die Vektoren 
(vor allem blutsaugende Insekten wie Stechmücken, 
Gnitzen, Schmetterlingsmücken sowie Zecken und 
Milben), aber auch die Krankheitserreger (Viren, 
Bakterien, Protozoen) und häufig auch natürliche 
Reservoirwirte – vor allem Säugetiere mit besonde-
rer Bedeutung von Nagetieren als Überträger und 
Vögel. In der Umwelt frei lebende Vektoren reagie-
ren unmittelbar auf die Veränderung makro- und 
mikroklimatischer Verhältnisse sowie auf Verände-
rungen im Biotop und der Wirtsverfügbarkeit. Dies 
äußert sich zum Beispiel in ihrem Verhalten, Überle-
ben, ihrer Reproduktion, Populationsdichte, Biotop-
besiedlung und dem Befall von Wirten und kann 
auch ihr Potential zur Übertragung von Krankheits-
erregern beeinflussen. 

Als Folgen einer Klimaerwärmung muss zum Bei-
spiel mit der zunehmenden Vermehrung von Vek-
toren durch kürzere Generationsdauern und der 
Verlängerung von jährlichen Aktivitätsperioden ge-
rechnet werden. Zum Beispiel ist bereits jetzt eine 
Zunahme der Aktivität der wichtigsten Überträ-
gerart in Deutschland, der Schildzecke Ixodes ricinus 
(Gemeiner Holzbock), in milden Wintermonaten zu 
beobachten. Die in Deutschland bedeutendsten vek-
torassoziierten Erkrankungen sind die durch diese 
Zeckenart übertragene virale Hirnhautentzündung 
FSME (Frühsommer-Meningoenzephalitis) und die 

durch Bakterien verursachte Lyme-Borreliose. Wäh-
rend für bestimmte Erkrankungen wie die FSME 
über das Infektionsschutzgesetz eine bundesweite 
Meldepflicht besteht, gibt es für die Borreliose nur 
unvollständige und für das Vorkommen und die Ver-
breitung der Zecken gar keine systematischen Da-
ten. In einem aktuellen Forschungsprojekt des UBA 
werden Daten zum Vorkommen von Zecken in ver-
schiedenen Regionen Deutschlands erhoben und 
gemeinsam mit Klimadaten analysiert, um mögli-
che Zusammenhänge aufzuzeigen. Da eine Bekämp-
fung der Zecken mit Bioziden aus Gründen des Um-
weltschutzes nicht tragbar ist, läuft seit 2009 auch 
ein UBA-Projekt zur biologischen, das heißt mit Hil-
fe von natürlichen Feinden, betriebenen Zeckenbe-
kämpfung im Freiland.

Neben den blutsaugenden Gliedertieren können 
auch Nagetiere über Speichel, Urin und Kot gefährli-
che Krankheiten übertragen. In Deutschland ist vor 
allem die Rötelmaus Reservoir für die gefährlichen 
Hantaviren, die beim Menschen schwere Nierener-
krankungen hervorrufen können. Problematisch 
sind die lange Persistenz der Erreger in der Umwelt 
und die Übertragung auf den Menschen durch Inha-
lation. Es besteht großer Forschungsbedarf, wie sich 
der Klimawandel auf die Viren in den Mäusepopu-
lationen auswirkt und unter welchen Bedingungen 
eine Verbreitung der Viren besonders wahrschein-
lich ist. Auch zu diesem Thema betreut das UBA ein 
Forschungsvorhaben im Verbund mit dem Julius 
Kühn-Institut und dem Friedrich-Loeffler-Institut.

„In Deutschland ist 
vor allem die Rötel-
maus Reservoir für 
die gefährlichen 
Hantaviren.“
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Eine lebenswerte Umwelt 
für alle

Sozial benachteiligte Menschen leben in Deutsch-
land häufiger in einer Umwelt, die krank machen 
kann. Untersuchungen zeigen, dass der soziale Sta-
tus mit darüber entscheidet, ob und in welchem 
Umfang Kinder, Jugendliche und Erwachsene in 
Deutschland Umweltbelastungen ausgesetzt sind 
[24]. Das UBA hat es sich zur Aufgabe gemacht, der 
sozialen (Ungleich-)Verteilung gesundheitsrelevan-
ter Umweltbelastungen in Deutschland entgegen-
zuwirken und den gesundheitsbezogenen Umwelt-
schutz für alle Bevölkerungsgruppen gleichermaßen 
zu verfolgen. Hierzu hat das UBA Forschungsprojek-
te und Veranstaltungen durchgeführt und Informa-
tionsmaterialien erarbeitet [25].

Sozial schlechter gestellte Bevölkerungsgruppen 
sind von Umweltproblemen vielfach stärker betrof-
fen und verfügen oft nicht über die notwendigen 
Voraussetzungen wie Einkommen, Vermögen und 
Bildung, um solche Belastungen zu vermeiden. Dies 
zeigt, dass die soziale Dimension von Umwelt und 
Gesundheit in Forschung, Verwaltung, Politik und 
Praxis stärker berücksichtigt werden muss. Hierzu 
sind zum Teil neue Instrumente und Methoden not-
wendig, die das sicherstellen. Eine integrierte Um-
welt-, Gesundheits-, Stadtentwicklungs- und Sozialbe-
richterstattung ist ein wichtiges Element, um soziale 
Unterschiede zu erkennen und gleichwertige Um-
welt- und Lebensbedingungen für alle sozialen Be-
völkerungsgruppen herzustellen. Die Verknüpfung 
raumbezogener Daten zu Umwelt, Gesundheit, So-
ziales und Stadtentwicklung macht Gebiete mit 
Mehrfachbelastungen sichtbar. Integrierte Bericht-
erstattungs- und Monitoringsysteme stellen geeig-
nete Steuerungsinstrumente und eine notwendige 
Grundlage für fachpolitische Entscheidungen und 

ressortübergreifende Strategieentwicklungen dar. 
Darüber hinaus sollten bereits vorhandene Instru-
mente wie Umweltverträglichkeitsprüfungen und 
Gesetzesfolgenabschätzungen angepasst und um so-
ziale Faktoren erweitert werden.

Umweltverträgliche Verkehrsangebote und Zugang 
zu Natur- und Freiräumen
Daten zur Belastung der Bevölkerung, beispielswei-
se aus dem Kinder-Umwelt-Survey des UBA [26], zei-
gen: Anwohnerinnen und Anwohner stark befahre-
ner Durchgangs- und Hauptverkehrsstraßen sind 
vergleichsweise hohen Luftschadstoff- und Lärmbe-
lastungen ausgesetzt (siehe Abbildung). Vor allem 
sozial schlechter gestellte Menschen leben an die-
sen Straßen und haben dadurch ein höheres Risiko, 
Atemwegserkrankungen und Herz-Kreislaufstörun-
gen zu entwickeln. Es bedarf Stadtentwicklungs- 
und Verkehrskonzepte, die zu einer umfassenden 
Reduzierung des Straßenverkehrsaufkommens füh-
ren. Eine konsequente Förderung des öffentlichen 
Nahverkehrs sowie des Radverkehrs kann die Ge-
samtbelastung mindern.

Vielfach sind sozial schlechter Gestellte beim Zu-
gang zu Grün- und Freiflächen im urbanen Raum 
benachteiligt. Grünflächen im urbanen Raum ha-
ben jedoch einen bedeutenden gesundheitsfördern-
den Einfluss und wirken sich positiv auf das Wohl-
befinden der Menschen aus [27]. Durch integrierte 
Stadtentwicklungsprogramme und die Gewinnung 
wohnungsnaher Grünflächen in sozial benachteilig-
ten Stadtteilen kann es gelingen, die Umweltbedin-
gungen zu verbessern und die Lebensqualität der 
Bewohnerinnen und Bewohner in diesem Stadtteil 
zu erhöhen. Grün- und Freiräume in städtischen Ge-
bieten sind ein wichtiges Kriterium für die Attrakti-
vität von Stadtquartieren. Sie können eine stadtkli-
matologische Ausgleichsfunktion übernehmen und 
gesundheitsrelevante Umweltbelastungen mindern.

Sozialer Status und Lage der Wohnung
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„Anwohner stark befahrener Durch-
gangs- und Hauptverkehrsstraßen sind 
vergleichsweise hohen Luftschadstoff- 
und Lärmbelastungen ausgesetzt.“
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Zielgruppenspezifische Information und Beratung
Informationsvermittlung und Beratungsangebote 
müssen zielgruppenspezifisch gestaltet sein. Sozi-
al benachteiligte Haushalte haben häufig erhöhten 
Hilfebedarf und auf Grund von Zugangsbarrieren 
Schwierigkeiten, die herkömmlichen Informations- 
und Beratungsangebote – wie Broschüren und In-
formationsveranstaltungen – wahrzunehmen. Auf-
suchende Beratungsangebote, die den Betroffenen 
vor Ort praktische Hilfestellungen geben, sind da-
her besonders erfolgreich. Beratungen zu Feuchte-
schäden und Schimmelpilzbildung, die die Situation 

in den Wohnungen betrachten, sind beispielsweise 
eine sinnvolle Interventionsmaßnahme. Hierbei ist 
es notwendig, dass verschiedene Einrichtungen und 
Interessenvertretungen auf kommunaler Ebene, wie 
etwa der öffentliche Gesundheitsdienst, Sozialdiens-
te, Wohnungsbaugesellschaften und Mietervereine, 
zusammenarbeiten. Für 2011 ist eine Strategiekon-
ferenz zum Thema Umweltgerechtigkeit geplant. 
Sie soll die Auseinandersetzung mit dieser Thema-
tik weiter voranbringen und konkrete Maßnahmen 
erörtern.

Umweltgerechtigkeit – von Geburt an 

Zwischen März 2009 und Juli 2010 bot der Verein „Women in Europe for a Common Future“  
werdenden Eltern und jungen Familien aus sozial benachteiligten Stadtvierteln und ins- 
besondere Familien mit Migrationshintergrund Beratungen zur Gestaltung eines gesunden 
Wohnumfelds für ihre Neugeborenen an. In Berlin und München fanden in wohnortnahen  
Einrichtungen und Treffpunkten regelmäßig Vor-Ort-Beratungen und Sprechstunden zu den 
Themen „Schimmelpilzbelastung in Wohnräumen vermeiden“, „Ökologisch putzen – gesund 
und umweltfreundlich ohne Desinfektionsmittel“ und „Gesundheitsrisiken durch Passiv- 
rauch vermeiden“ statt. Zudem organisierte der Verein Schulungen für Multiplikatorinnen 
und entwickelte mehrsprachige Flyer. Das Bundesumweltministerium und das UBA haben das 
Projekt finanziell gefördert.
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Nicht nur Unternehmen, auch 
Behörden sehen sich stetig stei-
genden Anforderungen und 
wechselnden Rahmenbedin-
gungen gegenüber. Angesichts 
neuer, zusätzlicher Aufgaben 
und begrenzter fi nanzieller und 
personeller Ressourcen gibt es 
einen Zwang zur Effi zienzsteige-
rung. Unsere Partner aus Wirt-
schaft, Wissenschaft, Verwaltung 
und Verbänden erwarten eine 
steigende Servicequalität. Zudem 
muss sich das Amt auf viele ge-
sellschaftliche und technische 

Veränderungen einstellen. Dies 
alles erfordert eine hohe Anpas-
sungs- und Innovationsfähigkeit, 
eine Konzentration auf Kernauf-
gaben und zentrale Arbeitsfelder 
sowie eine Modernisierung der 
Verwaltung.

Um diese Herausforderungen 
erfolgreich zu bewältigen, ha-
ben die Amtsleitung und die 
Beschäftigten des UBA in einem 
schlanken aber breit getragenen 
Prozess Visionen und gemeinsa-
me Ziele zur Zukunft des UBA 

formuliert. Dabei haben wir re-
fl ektiert und verabredet, wohin 
wir wollen und wofür wir arbei-
ten. Im Ergebnis stellte das UBA 
Ende des Jahres 2009 erstmals 
eine Strategie auf, die neben das 
seit langem bestehende Leitbild 
des Amtes getreten ist (siehe Ab-
bildung unten). Diese Strategie 
bildet das Zielsystem des UBA, 
wohingegen das Leitbild unser 
Selbstverständnis und unsere 
Amtskultur beschreibt.

auf zwei sÄulen in die zuKunft – 
die strateGie des uMweltBundesaMtes

strateGie und leitBild des uMweltBundesaMtes
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WIE SIEHT DIE UBA-STRATEGIE AUS?
An der Spitze der UBA-Strategie 
steht der UBA-Leitspruch „Für 
Mensch und Umwelt“. Unter die-
sem Dach haben wir Visionen 
und Ziele für den Umweltschutz 
und für das UBA entwickelt. 
Unsere Vision für den Umwelt-
schutz ist es, dass die natürlichen 
Lebensgrundlagen, die Gesund-
heit der Menschen und die Inte-
grität der Ökosysteme – auch in 
Verantwortung gegenüber künf-
tigen Generationen – geschützt 
und erhalten werden. Wir möch-
ten die nachhaltige Entwicklung 
fördern sowie den Umweltschutz 
im Denken und Handeln aller als 
Selbstverständlichkeit verankern. 
Unsere Zielvorstellung für das 
UBA ist es, in Umweltfragen der 
einfl ussreichste Berater der Po-
litik in Deutschland zu sein und 
dabei unsere wissenschaftliche 
Unabhängigkeit zu bewahren. 
Wir möchten unser mannigfal-
tiges Themenspektrum erhalten 
und die Umweltschutzdiskussio-
nen national und international 
voranbringen. Für die Öffentlich-
keit wollen wir ein wichtiger An-
sprechpartner sein, und unseren 
Partnern bieten wir hochwertige 
und effi ziente Dienstleistungen. 

Wir wollen unsere Visionen auf 
der Grundlage von inhaltlichen 
Schwerpunkten und institutionel-
len Zielen erreichen. Dies sind 
die zwei Säulen des Zielsystems 
des UBA. In der ersten Säule 
haben wir uns für die kommen-
den fünf Jahre sieben inhaltliche 
Schwerpunkte gesetzt (siehe Ab-
bildung unten). Hier sehen wir 
den dringendsten Umwelthand-
lungsbedarf, die größte Bedeu-
tung für Umweltpolitik und Öf-
fentlichkeit sowie die wichtigsten 
gesetzlichen Anforderungen im 
Umwelt- und Gesundheitsschutz. 
Die inhaltlichen Schwerpunkte 
unterliegen einer regelmäßigen 
Überprüfung und Aktualisie-
rung.

Die zweite Säule unserer Stra-
tegie umfasst elf institutionelle 
Ziele für das UBA, unter ande-
rem zu den Themen Forschung, 
Information der Öffentlichkeit, 
Politikberatung und Vollzug von 
Umweltgesetzen. Damit haben 
wir uns vorgenommen, unsere 
Arbeit effi zienter zu gestalten, 
sie wirksamer einzubringen und 
die Qualität unserer Arbeit be-
ständig zu erhöhen. Beispielswei-
se wollen wir das UBA schnel-
ler und fl exibler machen sowie 
mehr Wert auf die Themen 

Internationalisierung, Wissens-
management und Personalent-
wicklung legen. Dabei liegt un-
ser Fokus nicht nur auf internen 
Prozessen, sondern orientiert 
sich vor allem an den Bedürfnis-
sen unserer Partner. So wollen 
wir unsere Dienstleistungen für 
die Bevölkerung, die Wirtschaft 
und die Politik stetig verbessern. 
Im Jahr 2010 hat das UBA begon-
nen, seine Strategie mit Leben 
zu füllen. Bei der Verwirklichung 
unserer Visionen und Ziele star-
ten wir zwar nicht bei Null, den-
noch gibt es viel zu tun. Wir sind 
dabei, die bisherigen Planungs-
prozesse anhand der Strategie 
neu auszurichten und eine stra-
tegische Steuerung aufzubauen. 
So arbeitet eine Projektgruppe 
„UBA 2015“ unter Leitung des 
Vizepräsidenten übergreifend an 
der Realisierung der institutio-
nellen Ziele. Die Umsetzung der 
strategischen Ziele wird auch im 
Jahr 2011 im Fokus unserer Ar-
beit stehen.
 

INHALTLICHE SCHWERPUNKTE DER STRATEGIE 
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Das Umweltbundesamt (UBA) ist 
seit 2006 mit dem renommier-
ten Gütesiegel „audit berufund-
familie“ der Hertie-Stiftung als 
familienfreundlicher Arbeitge-
ber ausgezeichnet. Denn die 
Vereinbarkeit von Beruf und 
Privatleben ist ein wichtiges Ziel 
des UBA: Familie, Freizeit und 
Freundeskreis, die Erziehung von 
Kindern oder die Fürsorge für 
ältere Menschen sind ein wesent-
licher Teil des Lebens unserer 
Beschäftigten. Das UBA sieht es 
als seine Aufgabe an, seine Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter zu 
unterstützen, indem es familien-
freundliche Arbeitsbedingungen 
schafft. Wie sich Familie und 
Beruf konkret und im Einzelfall 
verwirklichen lassen, kann das 
UBA natürlich nicht vorgeben. 
Aber es kann den Rahmen für 
verschiedene Modelle schaffen. 
Denn wir wollen nicht auf hoch 
motivierte und bestens quali-
fi zierte Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen verzichten müs-
sen, wenn familiäre Aufgaben 
zeitweilig in den Vordergrund 
treten.

Das Zertifi kat „audit berufund-
familie“ wurde 2009 für weitere 
drei Jahre bestätigt, womit die 
bisherigen Erfolge des UBA beim 
Schaffen familienfreundlicher 
Arbeitsbedingungen gewürdigt 
werden: Flexible Arbeitszeiten, 
fl exible Arbeitsformen wie Te-
learbeit und mobiles Arbeiten 
sowie Eltern-Kind-Arbeitszimmer 
an verschiedenen Standorten un-
terstützen die Vereinbarkeit von 
Beruf und Privatem. Auch eine 
Vielzahl individueller Teilzeit-
modelle oder die Möglichkeit, in 
einem „Sabbatical“ – also einer 
bezahlten Auszeit – wieder Kraft 
und Kreativität zu schöpfen, 
ermöglichen eine gute Balance 
zwischen Leben und Arbeiten.

Der externe Dienstleister „pme-
Familienservice“ hilft den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiteitern 
bei der Suche nach Kinderbe-
treuungsplätzen. Mit Belegplät-
zen an einer Krippe in Dessau 
für Kinder unter drei Jahren, die 
kurzfristig für UBA-Beschäftigte 
zur Verfügung stehen, kann das 
UBA zudem direkt und konkret 
Beschäftigte mit kleinen Kindern 

unterstützen. 2010 hat das UBA 
erstmals mit einem Kinderferien-
programm an den Hauptstand-
orten Dessau und Berlin Eltern 
in der Ferienzeit entlastet: Die 
Kinder hatten beim Schwimmen 
und Basteln, im Waldseilgar-
ten und in der Biberfreianlage 
ihren Spaß, während die Eltern 
in Ruhe arbeiten konnten, da sie 
ihre Kinder gut betreut wussten. 
Auch bei der Pfl ege von Angehö-
rigen steht der externe Familien-
service den Beschäftigten mit Rat 
und Tat zur Seite: Er berät, wie 
im Einzelfall die Pfl ege Angehö-
riger am besten zu realisieren ist 
und hilft gegebenenfalls bei der 
Suche nach einem Pfl egedienst 
oder einem Platz im Heim. Zu-
dem hat das UBA seine Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter mit 
einer Vortragsreihe zum Thema 
Pfl ege umfassend informiert, 
von grundlegenden Fragen zur 
Pfl egeversicherung über rechtli-
che Aspekte bis hin zum Thema 
Demenz. Die große Resonanz 
hat gezeigt, welche Relevanz das 
Thema Pfl ege für die Beschäftig-
ten hat. 

Das UBA legt großen Wert dar-
auf, dass die Führungskräfte im 
Amt familienfreundliches Perso-
nalmanagement als eine wichti-
ge Aufgabe verstehen und ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter unterstützen. Familienfreund-
liches Personalmanagement 
bedeutet aber auch, dass für die 
Führungskräfte selbst die Verein-
barkeit von Beruf und Privatem 
als Möglichkeit gesehen und ge-
nutzt wird. Ein weiterer Punkt, 
der künfi g im Rahmen des Audit 
verwirklicht werden soll, ist ein 
systematisches Kontakthaltepro-
gramm. Es soll Beschäftigte in 
der Elternzeit unterstützen, etwa 
indem diese mit Informationen 
auf dem Laufenden gehalten 
werden, und damit den Wieder-
einstieg nach der berufl ichen 
Pause erleichtern helfen.

vereinBarKeit von faMilie und Beruf, 
BetrieBliches GesundheitsManaGeMent
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Befinden – Gesundheit – 
Motivation
Die Gesundheit unserer Mitarbei-
ter und Mitarbeiterinnen liegt 
uns besonders am Herzen, denn 
sie ist die Basis für gute Leistun-
gen und damit auch für den Er-
folg des Amtes. Das UBA braucht 
und wünscht sich gesunde Be-
schäftigte, die sich wohl fühlen, 
gerne zur Arbeit kommen und 
motiviert und leistungsstark 
„Für Mensch und Umwelt“ ans 
Werk gehen. Daher hat das Amt 
das Betriebliche Gesundheits-
management (BGM) eingeführt. 
BGM steht für Befinden, Gesund-
heit und Motivation. Das Amt 
verfolgt mit der Einrichtung des 
BGM das Ziel, alle Themen und 
bisherigen Aktionen zum Ar-
beits- und Gesundheitsschutz zu 
systematisieren und zielgerichtet 
zu bündeln.

Zwei Kernziele des BGM sind da-
bei die Schaffung guter Arbeits-
bedingungen und die gesund-
heitsgerechte Gestaltung der 
Arbeitsplätze. Dazu dienen die 
Vermittlung von Tipps, Veran-
staltungen und Fortbildungen, 
die den Beschäftigten helfen, 
mit Belastungen am Arbeits-
platz umzugehen, um gesund zu 
bleiben. Weitere Bausteine sind 
Einladungen zu ganzheitlichen 
Entspannungskursen sowie Mas-
sagen, außerdem die Angebote 
des Betriebssports, insbesondere 
Fußball, Radfahren, Badminton 
oder Golf. Aber auch die Sozi-
alberatung, die Möglichkeiten 
der Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie und die Wiedereinglie-
derung Langzeiterkrankter sind 
Bausteine des BGM.

Umfassende, regelmäßige Be-
fragungen der Beschäftigten 
im Rahmen des BGM legen den 
Grundstein, um die Arbeitszu-
friedenheit der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu steigern. Das 
Amt will gemeinsam mit den Be-
schäftigten identifizieren, wo das 
UBA etwas für die Gesundheit 
der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter tun muss und den Beschäf-
tigten Hinweise und Tipps ge-
ben, wie man sich bei der Arbeit 
und in der Freizeit gesundheits-
gerecht verhalten kann. Darüber 
hinaus bietet es Unterstützung 
an, um mit Belastungen am Ar-
beitsplatz umzugehen und diese 
zu verarbeiten und unterbreitet 
Angebote, um konkrete gesund-
heitliche Belastungen und Be-
schwerden am Arbeitsplatz abzu-
stellen. Auch die Förderung der 
Kommunikation und Kooperati-
on untereinander ist ein wichti-
ges Ziel im Rahmen des BGM.

Einstieg ins Berufsleben

Das UBA bietet vielen Jugendlichen die Chance, eine 
Ausbildung im dualen System in ganz unterschiedli-
chen Berufsrichtungen zu absolvieren. Das Spektrum 
reicht hierbei von Verwaltungsfachangestellten über 
Fachangestellte für Medien- und Informationsdienste 
bis hin zur Chemielaborantin oder zum Biologielabo-
ranten. Seit 2009 ist die Anzahl der Ausbildungsbe-
rufe im UBA gestiegen – von bisher sieben Berufs-
richtungen auf nunmehr neun. Bereichert wurde 
die bestehende Ausbildungsvielfalt durch den Beruf 
des Veranstaltungskaufmanns beziehungsweise der 
-kauffrau und den der Kauffrau beziehungsweise des 
Kaufmannes für Bürokommunikation. 

Das UBA zählte Ende August 2010 insgesamt 81 Aus-
zubildende in den verschiedenen Ausbildungsberu-
fen. Davon haben 42 Auszubildende ihren Hauptaus-
bildungsort in Dessau-Roßlau. Seit 2007 haben 84 
Jugendliche ihre Ausbildung erfolgreich abgeschlos-
sen. Sie alle bekamen das Angebot, einen einjährigen 
Anschlussvertrag in Anspruch zu nehmen. 13 dieser 
jungen Berufsanfänger und -anfängerinnen arbeiten 
bereits dauerhaft im UBA, 52 haben einen Zeitver-
trag. Zudem bietet das UBA studienbegleitende Prak-
tika und betreut längerfristige Freiwilligendienste – 
etwa das Freiwillige Ökologische Jahr (FÖJ).

Berufsbezeichnung	A nzahl der Auszubildenden 2006 –2010

	 2006	 2007	 2008	 2009	 2010
	 1. Hj.	 2. Hj.	 1. Hj.	 2. Hj.	 1. Hj.	 2. Hj.	 1. Hj.	 2. Hj.	 1. Hj.	 2. Hj.
Verwaltungsfachangestellte/r	 24 	 27	 27	 20	 20	 28	 28	 28	 28	 26
Fachangestellte/r für 
Medien- und Informationsdienste	 15 	 16	 16	 10	 10	 13	 13	 14	 13	 14
Biologielaborant/in	 7	 8	 12	 14	 7	 11	 11	 12	 9	 10
Chemielaborant/in	 13	 11	 13	 17	 13	 15	 14	 17	 14	 15
Fachinformatiker/in	 2	 2	 2	 2	 2	 4	 4	 6	 7	 7
Anlagenmechaniker/in	 1	 1	 1	 2	 1	 1	 1	 1	 1	 1
Elektromechaniker/in für Gebäude u. Infrastruktur	 1	 1	 1	 2	 2	 1	 1	 1	 1 	 2
Veranstaltungskauffrau/mann	 -	 -	 -	 -	 -	 -	 -	 1	 1 	 1
Kauffrau/-mann für Bürokommunikation	 -	 -	 -	 -	 -	 -	 - 	 2	 2	 4
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Wir verwirklichen Umwelt-
schutz konsequent auch im ei-
genen Haus. Bereits seit Mitte 
der 1990er Jahre praktiziert das 
Umweltbundesamt (UBA) ein 
Umweltmanagementsystem. Seit 
2001 erfüllt es die Anforderun-
gen der strengen europäischen 
EMAS-Verordnung – als damals 
erste Bundesbehörde, und das 
mittlerweile an sechs Standor-
ten. EMAS steht für einen syste-
matischen betrieblichen Um-
weltschutz auf hohem Niveau 
und trägt dazu bei, den Ver-
brauch natürlicher Ressourcen 
zu mindern und somit Kosten zu 
sparen. In unseren Umweltleit-
linien verpflichten wir uns zu 
umweltorientiertem Verhalten: 
Wir beschaffen bevorzugt die 
umweltverträglichsten Produk-
te, nutzen Ressourcen sparsam 
und umweltgerecht und vermei-
den, verwerten und entsorgen 
Abfälle umweltverträglich. Wir 
führen unsere Dienstreisen mög-
lichst umweltschonend durch 
und beziehen auch unsere Ver-
tragspartner in das Umweltma-
nagement ein. Um all das zu 
gewährleisten und weitere Ver-
besserungsmöglichkeiten zu er-
kennen, führen wir regelmäßige 
Umweltbetriebsprüfungen durch 
und veröffentlichen die Ergeb-
nisse sowie die daraus abgelei-
teten Maßnahmen. Das trägt er-
heblich zur Glaubwürdigkeit des 
UBA bei und stärkt unsere Po-
sition in der umweltpolitischen 
Diskussion, in der es auch unser 
Ziel ist, EMAS als wichtiges um-
weltpolitisches Instrument sicht-
bar zu machen. 

Energieeinsparungen und Res-
sourcenschutz innerhalb des 
UBA genießen hohe Priorität. Ob 
es um den Bau und die Instand-
haltung von Gebäuden, Wartun-

gen von Maschinen und Geräten 
oder die Pflege von Außenan-
lagen geht: Die bauliche und 
technische Infrastruktur soll so 
energieeffizient wie möglich 
sein. Unseren bereits niedrigen 
Energieverbrauch wollen wir bis 
2012 noch einmal um insgesamt 
fünf Prozent verringern. Wir er-
zeugen und nutzen verstärkt er-
neuerbare Energie. Bis 2012 wol-
len wir unsere Stromproduktion 
verdoppeln. Dies erreichen wir 

besonders kostengünstig, indem 
wir die ohnehin geplanten Bau-
maßnahmen mit der Installation 
zusätzlicher Photovoltaikanla-
gen und anderer regenerativer 
Energietechniken verknüpfen. 

Wir informieren unsere Beschäf-
tigten regelmäßig und umfas-
send über die Möglichkeiten 
zum Umweltschutz am Arbeits-
platz und unterstützen sie ge-
zielt dabei, ihren Arbeitsalltag 
umweltverträglich zu gestalten. 
Darüber hinaus beteiligen wir 
unsere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter aktiv am betriebli-
chen Umweltmanagement. Das 
schärft das Bewusstsein für den 
praktischen Umweltschutz. Wir 
beschaffen bevorzugt die in Her-

stellung, Gebrauch und Entsor-
gung insgesamt umweltverträg-
lichsten Produkte. Mit unseren 
Ausschreibungen für Ökostrom, 
Arbeitsplatz-PCs, Netzwerkdru-
cker oder Büro- und Konferenz-
möbel fördern wir nicht nur den 
Umweltschutz im UBA, sondern 
setzen auch Maßstäbe für an-
dere Institutionen. Für unsere 
umweltorientierte Beschaffung 
verlieh uns die Europäische 
Kommission den Europäischen 
EMAS-Preis 2009. 

Um die Umweltbelastungen 
durch unsere vielen Dienstrei-
sen zu verringern, haben wir 
Leitlinien zum umweltverträg-
lichen Dienstreisemanagement 
beschlossen. Darin verpflichten 
wir uns, Dienstreisen unter an-
derem durch Videokonferenzen 
oder die Bündelung von Dienst-
geschäften zu vermeiden, um-
weltverträgliche Verkehrsmittel 
zu bevorzugen, möglichst Un-
terkünfte mit einem Umweltma-
nagementsystem (zum Beispiel 
EMAS) zu wählen und die Klima-
wirkungen unserer Reisen durch 
anspruchsvolle Klimaschutz-
projekte auszugleichen. Dienst-
reisen verringern wir auch, 
indem wir die Zahl der internen 
Videokonferenzen bis 2012 um 
zwölf Prozent gegenüber 2009 
erhöhen wollen. Bis 2012 wollen 
wir den Anteil unserer Beschäf-
tigten, die ihre Arbeitswege zu 
Fuß, per Rad oder mit Bus und 
Bahn zurücklegen, von derzeit 
67 auf 70 Prozent erhöhen. Zum 
Vergleich: Der Anteil dieser 
umweltverträglichen Verkehrs-
mittel an den Arbeitswegen in 
Deutschland liegt bei 30 Pro-
zent. 

Der durch die Informations- 
und Kommunikationstechnik 

Umweltmanagement – 
Konsequent auch im eigenen Haus
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bedingte Energieverbrauch im 
UBA einschließlich der an Exter-
ne vergebenen Dienstleistungen 
wird bis 2013 um mindestens 
40 Prozent gegenüber 2009 ver-
ringert werden. Dies erreichen 
wir, indem wir ein modernes, 
effi zientes Rechenzentrum an 
unserem Berliner Standort bau-

en, die Klimatisierung verbes-
sern, die Server optimieren und 
konsequent energieeffi ziente 
Geräte beschaffen (siehe auch 
Seite 86). Daneben tragen auch 
Aktivitäten wie das automati-
sche nächtliche Abschalten der 
Netzdrucker zum Erreichen des 
Energiesparziels bei.

„Bis 2012 wollen wir den 
Anteil unserer Beschäftigten, 
die ihre Arbeitswege zu Fuß, 
per Rad oder mit Bus und 
Bahn zurücklegen, von derzeit 
67 auf 70 Prozent erhöhen.“
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Das Umweltbundesamt (UBA) 
will mit dem Bau und Betrieb 
seiner Gebäude und Liegenschaf-
ten Vorbild für andere Bauher-
ren der öffentlichen Hand in 
Sachen Umweltschutz und Nach-
haltigkeit sein. Anstehende Neu- 
und Umbaumaßnahmen sollen 
dabei dieselben Anforderungen 
erfüllen, die das UBA in den ver-
schiedenen Handlungsfeldern an 
Dritte richtet. Beispiele hierfür 
sind die energetische Qualität 
von Gebäuden, die Energieeffi -
zienz technischer Anlagen oder 
die beim Bau eingesetzten Bau-
stoffe. Wann immer es sinnvoll 
ist, sollen diese Anforderungen 
über die gesetzlichen Vorgaben 
hinaus erfüllt werden und dabei 
in möglichst hohem Maße zu-
kunftstauglich sein. Das gilt für 
den Bau wie auch für den laufen-
den Betrieb der Gebäude.

uMBau und sanierunG des dienst-
GeBÄudes in Berlin
Das in den 1930er Jahren er-
richtete Dienstgebäude lässt 
das UBA durchgreifend moder-
nisieren und umbauen, um es 
künftig wieder in vollem Umfang 
zu nutzen. Dafür wird das UBA 
zwei andere Standorte schließen: 
Unmittelbar nach Fertigstellung 
des Umbaus soll das Dienstge-
bäude am Berliner Corrensplatz 
geschlossen werden, mittelfris-
tig das Dienstgebäude in Langen 
bei Frankfurt. Die daraus resul-
tierende Zusammenlegung der 
Arbeitseinheiten führt zudem zu 
einer Verbesserung der Effi zienz 
der fachlichen Abläufe. Das spart 
Kosten und gleichzeitig Energie, 
was dem Klimaschutz zugute 
kommt. 

Trotz hoher Aufl agen des Denk-
malschutzes soll das Gebäude 
am Berliner Bismarckplatz den 
Neubaustandard der novellierten 
Energieeinsparverordnung (EnEV 
2009) erreichen. Die Möglichkeit 
der Verbesserung der energeti-
schen Qualität der Außenfassade 
ist aus diesem Grunde begrenzt. 
Hauptaugenmerk liegt deshalb 
auf den Fenstern, dem Dach so-
wie der energetischen Effi zienz 
der einzubauenden technischen 
Anlagen. Im Auftrag der Bundes-
anstalt für Immobilienaufgaben 
und des UBA hat das Bundesamt 
für Bauwesen und Raumordnung 
im August 2010 den städtebau-
lichen Realisierungswettbewerb 
für dieses Vorhaben ausgeschrie-
ben. Eine Entscheidung darüber 
wird im Frühjahr 2011 fallen.

nachhaltiGes Bauen
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erweiterunGsBau in dessau-
rosslau
Vor sechs  Jahren bezog das UBA 
sein neues Dienstgebäude in 
Dessau-Roßlau in Sachsen-Anhalt. 
Seitdem sind neue Aufgaben für 
das Amt hinzugekommen, etwa 
beim Vollzug von Umweltgeset-
zen. Der dadurch zusätzlich ent-
standene Bedarf an Büroarbeits-
plätzen wird zurzeit zum Beispiel 
über das Mieten von Bürofl ä-
chen in Dessau-Roßlau gedeckt. 
Da dieses langfristig jedoch aus 
Kostengründen nicht sinnvoll ist, 
wird auf dem unmittelbar an die 
UBA-Liegenschaft angrenzenden 
Grundstück ein neues Büroge-
bäude errichtet werden. Seit 
dem 1. Januar 2010 befi ndet sich 
das Grundstück im Eigentum des 
Bundes.

Wie das bestehende Gebäude 
soll auch der Erweiterungsbau 
ein Modellvorhaben für nachhal-
tiges Bauen werden. Ziel ist es, 
ein Nullenergie- oder sogar ein 
Plus-Energie-Haus zu errichten, 
also ein Gebäude, in dem in der 
Bilanz eines Jahres mehr Ener-
gie erzeugt als verbraucht wird. 
Dazu erarbeitet das UBA zusam-
men mit dem Landesbetrieb Bau 
Sachsen-Anhalt die sogenannte 
„Entscheidungsunterlage Bau“, 
die die quantitativen und quali-
tativen Bedarfsanforderungen an 
das Gebäude enthalten wird. Auf 
dieser Grundlage wird der Lan-
desbetrieb Bau Sachsen-Anhalt 
einen Realisierungswettbewerb 
ausloben. Nach derzeitigem 
Stand soll das neue Gebäude bis 
Ende 2014 fertiggestellt sein.

„haus 2019“ in Berlin-Marienfelde 
Das UBA benötigt an seinem La-
borstandort in Berlin-Marienfel-
de eine Unterbringung für insge-
samt 31 Büroarbeitsplätze sowie 
Duschen und Umkleideräume 
für den Laborbetrieb. Auch die-
ses Projekt soll ein Vorzeigepro-
jekt sein. Es soll als ökologisch 
optimiertes Nullenergiehaus in 
Holzbauweise entstehen und da-
mit die ab 2019 geltenden Anfor-
derungen eines Richtlinienent-
wurfs der Europäischen Union 
zur Gesamtenergieeffi zienz von 
Gebäuden erfüllen. Regenera-
tive Energieerzeugung mittels 
Photovoltaik und Erdwärmeson-
den soll den Energiebedarf des 
Gebäudes in der Bilanz eines Jah-
res vollständig decken. Im Mai 
erhielt das geplante Gebäude 
den Preis „KlimaSchutzPartner 
des Jahres 2010“ der Industrie- 
und Handelskammer Berlin. Den 
Erfolg und die erreichte Quali-
tät der Projekte wertet das UBA 
kontinuierlich durch ein umfas-
sendes Monitoring aus. Baube-
ginn für das „Haus 2019“ ist im 
Sommer 2011.  

Das „Haus 2019“
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Weltweit werden über eine Mil-
liarde Computer genutzt. Für 
rund 58 Prozent der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer 
in Deutschland sind Computer 
laut Angaben des Statistischen 
Bundesamtes im Beruf unver-
zichtbar. Die Schattenseite dieser 
Entwicklung in der Informa-
tions- und Kommunikations-
technik (IKT) ist die schlechte 
Umweltbilanz bei Herstellung 
und Betrieb der technischen 
Geräte, bedingt vor allem durch 
einen hohen Energieverbrauch 
und den Einsatz von Rohstoffen. 
Allerdings sind die Potentiale für 
die Senkung des Energie- und 
Ressourcenverbrauchs in der IKT  
sehr hoch, da der ökologische 
Effi zienzgedanke in der Vergan-
genheit nur eine geringe Rolle 
spielte. Auch aus diesem Grund 
hat der IT-Rat der Bundesregie-
rung am 13. November 2008 
zwei Ziele beschlossen: Den Ener-

gieverbrauch des Betriebs der IT 
in den Bundesverwaltungen bis 
zum Jahr 2013 um 40 Prozent zu 
reduzieren und künftig bei allen 
größeren Neuinvestitionen den 
Energieverbrauch von IT-Lösun-
gen über die geplante Betriebs-
dauer in die Beschaffungskriteri-
en aufzunehmen. 

Das Umweltbundesamt (UBA) hat 
bereits in der Vergangenheit bei 
der Beschaffung von IKT ökolo-
gische Kriterien mit einbezogen. 
So werden neben dem Ener-
gieverbrauch der Geräte auch 
gesundheitliche und ressourcen-
schonende Aspekte berücksich-
tigt – also etwa, ob die Mate-
rialien, aus denen die Geräte 
hergestellt werden, die Gesund-
heit und die Umwelt belasten. 
Hierbei sind die Recyclingfähig-
keit und die modulare Bauweise, 
die die Lebensdauer der Geräte 
verlängert und somit kostbare 

natürliche Ressourcen schont, 
wichtige Vergabekriterien. Seit 
Herbst 2010 ersetzt das UBA im 
gesamten Amt die Arbeitsplatz-
PCs (APC), Notebooks und Mo-
nitore durch neue Technik. Die 
Neuausstattung fi el zeitgleich 
mit dem Erstellen der Leitfäden 
zur umweltfreundlichen Beschaf-
fung von Desktops und Note-
books mit dem Beschaffungsbe-
darf des UBA zusammen [1]. So 
konnte das UBA in der Praxis zei-
gen, dass „grüne“ Beschaffungs-
empfehlungen auch umgesetzt 
werden können. Bei der Aus-
schreibung gingen wir teilweise 
sogar bewusst über die Anfor-
derungen der Leitfäden hinaus. 
Ziel dabei war es nachzuweisen, 
dass selbst derartig „verschärfte“ 
Anforderungen am Markt um-
setzbar sind und auf Akzeptanz 
stoßen.

Die Neuausstattung der Ar-
beitsplätze mit sogenannten 
Null-Watt-Rechnern, die im 
Ruhe- und Stand-by-Modus keine 
Energie verbrauchen, führt zu 
Energieeinsparungen in Höhe 
von 43 Prozent gegenüber den 
Altsystemen. Das heißt in abso-
luten Zahlen, dass im UBA rund 
120.000 Kilowattstunden Ener-
gie, knapp 69 Tonnen klima-
schädliches Kohlendioxid und 
12.000 Euro an Energiekosten 
pro Jahr gespart werden. Die 
Zahlen machen deutlich, dass es 
auf diesem Gebiet ein immenses 
Einsparpotential gibt. Weitere 
Energieeinsparungen im APC-
Bereich sind durch die fl ächen-
deckende Einführung effi zien-
ter Einstellungsvorgaben beim 
Powermanagement über zentral 
gesteuert Gruppenrichtlinien zu 
erwarten.
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Allerdings wäre es zu kurz ge-
dacht, bei der Entscheidung über 
einen Neukauf von Geräten nur 
den Energieverbrauch während 
der Nutzung zu betrachten. Für 
die Umweltbilanz ist auch wich-
tig, wie hoch der Energiever-
brauch bei der Herstellung und 
bei der Entsorgung der Gerä-
te ist. Auch der Verbrauch der 
für die Herstellung der Produk-
te benötigten Rohstoffe muss 
hier mit einbezogen werden. 
Dazu kommt, dass einige der 
verwendeten Materialien, etwa 
bestimmte Metalle, hochgiftig 
oder sehr selten sind. Daher ist 
es wichtig, den optimalen Zeit-
punkt der Erneuerung der Tech-
nik zu bestimmen. Denn wird 
ein Gerät zu schnell zugunsten 
eines neueren, energiesparende-
ren Gerätes ersetzt, sinkt zwar 
der Stromverbrauch während 
der Nutzung. Die Gesamtenergie-
bilanz dagegen ist schlechter, als 
wenn das alte Gerät noch eine 
Zeit lang in Benutzung gewesen 
wäre. Um die Frage nach dem 
optimalen Zeitpunkt besser be-
antworten zu können, hat das 
UBA zu diesem Thema 2009 
und 2010 Forschungsvorhaben 
vergeben [2].

Bereits vor einigen Jahren er-
folgte im UBA die Gerätekonsoli-
dierung der Drucker durch den 
weitgehenden Wechsel von lo-
kalen Druckern am Arbeitsplatz 
hin zum Drucken auf Server-
druckern. Auch reduzierte der 
Wechsel zu sogenannten Multi-
funktionsgeräten, die drucken, 
faxen und kopieren können, die 
Zahl der Scanner, Drucker und 
Faxgeräte im Amt. Auch weitere 
vergleichsweise kleine Aktionen, 
wie zum Beispiel das Unterdrü-
cken des Drucks von Trennblät-
tern zwischen zwei Druckauf-
trägen und die Voreinstellung 
auf Duplexdruck, hatten positive 
Umweltwirkungen: Der Papier-
verbrauch verringerte sich nach-
weislich. Darüber hinaus hat 
das UBA sich zum Ziel gesetzt, 
Energie beim Betreiben seines 
großen und leistungsfähigen Re-
chenzentrums einzusparen. 

Um das zu erreichen, wollen wir 
die Klimatisierung optimieren, 
die Server besser durch Daten-
konsolidierung und Virtuali-
sierung ausnutzen und bei der 
Modernisierung des Rechenzen-
trums am Berliner Standort des 
UBA anspruchsvolle Umweltau-

fl agen berücksichtigen. Von die-
sem Maßnahmenpaket erwarten 
wir eine Energieeinsparung von 
etwa 50 Prozent. Darüber hinaus 
sind viele weitere Aktivitäten für 
eine „grüne“ IT im UBA geplant. 
Sie sind in der EMAS-Umwelter-
klärung des Amtes formuliert.

quellen:
[1] Die Leitfäden sind im Internet ab-

rufbar unter http://www.itk-beschaf-
fung.de. Dieses Projekt gründet sich 
auf eine gemeinsame Initiative 
des Beschaffungsamtes des Bundes, 
des Bundesumweltministeriums, 
Umweltbundesamtes und des 
BITKOM.

[2] F+E-Vorhaben „Ressourcenschonung 
im Aktionsfeld Informations- und 
Kommunikationstechnik“ (FKZ 3709 
95 308) und „Informationsgewin-
nung über die Wertschöpfungskette 
von Produkten der Informations- und 
Kommunikationstechnik“. Mit dem 
Abschluss des Vorhabens und somit 
mit der Veröffentlichung der Daten ist 
frühestens im April 2011 zu rechnen.
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Das Umweltbundesamt ist die 
zentrale Umweltbehörde des 
Bundes. 1974 in Berlin errich-
tet, hat das Umweltbundesamt 
seit Mai 2005 seinen Sitz in der 
Bauhausstadt Dessau-Roßlau. 
Es verfügt – neben seiner Ver-
waltungsabteilung – über fünf 
Fachbereiche mit 13 Abteilungen 
und beschäftigt an 13 Standor-
ten – davon sieben Messstellen 
des eigenen Luftmessnetzes – 

mehr als 1.400 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter auf etwa 
1.170 Stellen. Diese sind mit 467 
Beamtinnen und Beamten und 
700 Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern besetzt. Knapp 
800 Beschäftigte sind in Dessau-
Roßlau tätig. Neben der „rein“ 
wissenschaftlichen Arbeit sind 
der Vollzug der Umweltgesetze – 
beispielsweise das Chemikalien- 
oder das Pflanzenschutzgesetz – 

und die Information der Bürge-
rinnen und Bürger in Fragen des 
Umweltschutzes weitere Schwer-
punkte der täglichen Arbeit. Das 
Umweltbundesamt ist Partner 
und Kontaktstelle Deutschlands 
für zahlreiche internationale Ein-
richtungen, wie etwa die Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) 
und die Europäische Umwelt-
agentur. 

	S oll 2009	S oll 2010
	 in 1.000 Euro	 in 1.000 Euro
I. Haushalt Umweltbundesamt

I.1 Gesamtausgaben	 102.960	 101.689
davon
- Personalausgaben	 69.754	 68.246
- Investitionsausgaben	 5.878	 3.925
- Sächliche Verwaltungsausgaben 	 27.308	 29.240
   u. a. für	
   · wissenschaftliche Veröffentlichungen und Dokumentation	 359	 429
   · Informations- und Dokumentationssystem Umwelt (UMPLIS)	 2.704	 5.468
   · Informationstechnik	 4.820	 6.246

I.2 Aufträge für Bundesbehörden und Dritte
- Bundesbehörden (Ist-Ausgabe)	 523	 -
- EU, Sonstige (Ist-Ausgabe)	 1.307	 -

II. Zur Bewirtschaftung übertragene Mittel aus anderen Kapiteln
u. a. für
- Investitionen zur Verminderung der Umweltbelastungen	 48	 167
- Vergabe von Forschungsvorhaben (UFOPLAN)	 18.441	 21.700
- Umweltprobenbank	 4.331	 4.331
- Zuschüsse an Vereine, Verbände, sonstige Vereinigungen
   · Institutionelle Förderung 	 1.279	 1.279
   · Projektförderung	 6.344	 6.077

- Aufklärungsmaßnahmen	 1.005	 1.020
- Beratungshilfe für den Umweltschutz in den Staaten Mittel- und Osteuropas sowie 
   in den Neuen Unabhängigen Staaten (NUS)	 1.275	 2.250
- Internationale Zusammenarbeit	 547	 603

Summe der insgesamt zur Bewirtschaftung übertragenen Mittel aus anderen Kapiteln	 33.270	 37.427

Daten 
und Fakten 

Budget des umweltbundesamtes
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